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Einleitung
Im  Mittelpunkt  der  nachfolgenden  Abhandlung  steht  eine 
Evaluierungsstudie,  wie  sie  von  einigen  Vertretern  der 
Finanzwirtschaft gefordert wird, wenn  über größere Investitionen 
zu entscheiden ist. Die beauftragten Wissenschaftler bevorzugten 
nach  Abschluss  ihrer  Arbeit  zum  Thema  Regierungs-  und 
Verwaltungsreformen unter Federführung des Bundesministeriums 
des Innern eine Eigenevaluierung.  Der  Autor  dieser  Abhandlung 
bemühte  sich  bei  der  Spitze  des  Ministeriums  um  eine 
Fremdevaluierung,  die  ihm  bei  Zusicherung  einiger  Spielregeln 
ermöglicht wurde. Ein Forschungsfreisemester an der Universität 
Stuttgart  half  das  Projekt  in  Angriff  zu  nehmen.  Die 
Veröffentlichung  erfolgt  nach  drei  Jahrzehnten,  damit  der 
Persönlichkeitsschutz greifen kann.
Der  erste  Teil  der   Abhandlung  beschreibt  die  situativen 
Bedingungen, unter welchen zum jetzigen Zeitpunkt eine mögliche 
Reformarbeit ansetzen müsste.
Der zweite Teil stellt das Ergebnis der Fremdevaluierung vor und 
konfrontiert  diese  mit  der  Eigenevaluierung  der  in-und 
ausländischen Forscher an diesem Mammutprojekt.
Der dritte Teil bemüht sich die Lernerfolge offen zu legen, die am 
Stuttgarter  Lehrstuhl  zu  verzeichnen  waren.  Die  Transfer-
möglichkeiten zwischen öffentlichen Sektor und privater Wirtschaft 
werden in das Blickfeld gerückt.
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Teil 1
1.1 Management der Änderung (Change 
Management)
Die moderne Wirtschaft  ist  eine dynamische Veranstaltung.  Ihre 
dynamischen  Eigenschaften  werden  erkennbar  an  Produkt-, 
Technologie- und Branchen-Lebenszyklen und an langen Wellen. 
Die  wirtschaftliche  Prosperität  der  80er  Jahre  hat  viele 
Zeitgenossen  zum  Verweilen  animiert.  Wer  aber  wirtschaftliche 
Prosperität  konservieren  will,  der  darf  sicher  sein,  dass  er  sie 
verliert. Der weltweite Wettkampf um Technologieführerschaften ist 
unerbittlich  geworden.  Die  Position  der  Bundesrepublik  fiel 
gegenüber  den   Vereinigten  Staaten  und  Japan  in  vielen 
Technikfeldern zurück, konnte sich aber längere Zeit in Europa gut 
behaupten.  Der  eingenommene dritte  Platz  gerät  aber  nach der 
Wiedervereinigung zunehmend in Bedrängnis. Wünschen wir uns 
einen Abstieg auf Dauer, mit dem gleichzeitig Wohlstand, soziale 
Sicherheit und Zukunftsperspektiven verloren gehen werden? Beim 
technologischen Wettbewerb entscheiden nicht selten sehr kurze 
Zeiträume (u.a.  Chip-,  Bio-  und Gentechnologie)  über zukünftige 
Entwicklungspfade.
Die deutschen Erfolgspotentiale, die es auszuschöpfen gilt, liegen 
in  den Menschen und ihren sozialen Organisationen.  Zu diesen 
Organisationen  rechnen  kleine,  mittlere  und  große 
Unternehmungen  der  Industrie,  des  Dienstleistungsbereichs  und 
des  Handwerks  und  in  zunehmendem  Maße  erfolgsträchtige 
nationale  und  internationale  Unternehmungsverbindungen  des 
Marktbereiches.
Der  Nicht-Marktbereich  stellt  eine  bunte  Vielfalt  an 
Infrastrukturbetrieben,  darunter  Ausbildungs-  und 
Forschungsstätten,  Regulierungsbehörden,  Einrichtungen  der 
inneren und äußeren Sicherheit, u.v.m.
Die  Marktbereiche  unterliegen  dem Wettbewerb.  Ihre  Steuerung 
erfolgt  überwiegend  durch  eine  bewusste  Ausgestaltung  der 
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Randbedingungen.  Das  vorhandene  selbstorganisatorische 
Potential  ist  groß,  vor  allem  wenn  es  von  der  Kartellbehörde 
pfleglich  behandelt  wird.  Jeder  Marktteilnehmer  verfügt  über 
bessere  Informationen  als  jede  denkbare  Staatsagentur,  die 
steuernden Einfluss gewinnen möchte (Hayek-Hypothese).
Die  Nicht-Marktbereiche  bedienen  sich  zur  ihrer  Steuerung 
verschiedener  Mechanismen  wie  politische  Wahlen, 
Selbstverwaltungen,  kollektive  Verhandlungen  und  Scheine.  Ihre 
Dynamik  ist  weitgehend  durch  regulative  Normen  gebremst, 
insbesondere  dort,  wo  Kontinuität  höher  im  Kurs  steht  als 
Veränderung.
Je  mehr  wirtschaftliche  Organisationen  den  Anforderungen ihrer 
Umwelt  Rechnung  tragen  müssen,  desto  besser  sind  sie  fähig, 
Veränderungsprozesse  erfolgreich  zu  bestehen.  Wer  sich 
Umweltanforderungen  entziehen  kann,  wird  deshalb  auch  keine 
Veränderungskompetenz  entwickeln.  Reformunfähigkeit  ist  die 
Folge. Die selbstorganisatorischen Potentiale atrophieren.
Ein  sehr  heterogenes  Angebot,  hervorgebracht  von 
Unternehmungsberatern  und  betriebswirtschaftlich-technischen 
Hochschulinstituten  verspricht  unter  der  Bezeichnung  „Change 
Management“ seit einigen Jahren eine operative Bewältigung von 
schwierigen  Übergängen  bei  Unternehmungskrisen, 
infrastrukturellen  Schieflagen,  globalen  Störungen  der 
internationalen Arbeitsteilung. Mit den ökonomischen Instrumenten 
der Altvorderen lassen sich in diesem Aufgabenfeld jedoch keine 
Lorbeeren mehr verdienen. Die Grenz- oder Marginalbetrachtung 
mit Hilfe der Analysis (1880-1950) stützt sich zu sehr auf statische 
Momentaufnahmen der Wirtschaft, der nachfolgende Linearismus 
(1950ff)  verbunden  mit  aufwendigen  Computerrechnungen  des 
Operations  Research  (O.R.)  ist  nur  auf  einzelnen  Inseln  des 
Geschehens erfolgreich. Das dynamische Geschehen bleibt beiden 
Arbeitsrichtungen weitgehend versperrt.
Der  Paradigmenwechsel  in  Naturwissenschaft  und  Technik,  der 
etwa  seit  1980  Platz  greift,  beflügelt  seit  Kurzem  auch  die 
Wirtschafts-und  Sozialwissenschaften.  Die  neuen  Konzepte 
besitzen  viele  Namen,  weil  noch  nicht  feststeht,  welche  dieser 
neuen  Teiltheorien  mit  welchen  anderen  einmal  zu  einer 
übergreifenden  Theorie  verbunden  werden  können.  Zu  den 
zugkräftigen  Angeboten  rechnen  in  alphabetischer  Folge  die 
deterministische Chaostheorie, die Theorie dissipativer Strukturen, 
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fraktale  Geometrie,  Katastrophentheorie,  Selbstorganisation, 
Synergetik und konstruktivistische Systemtheorie. Die Bezeichnung 
„nichtlineare Dynamik“ bietet zunächst für alle neuen Versuche der 
Beschreibung  und  Abbildung  dynamischer  Vorgänge  ein 
gemeinsames Dach.
Die große Mehrheit  von Forschern mit  einschlägigen Ambitionen 
wendet  die  meist  mathematischen  Methoden  auf  Ereignisse  in 
Natur,  Wirtschaft  und  Gesellschaft  an,  ohne  nach 
Gemeinsamkeiten in der „Systemgeschichte“ von den Proteinen bis 
zum Menschen zu fragen. Die Folge ist eine Anwendungsinflation 
mit  vielen  Versprechungen,  deren  tatsächliche  Brauchbarkeit  für 
Problemlösungen  offen  gelassen  werden  muss.  Der  Ruf  nach 
rascher Erarbeitung von „Brückenfunktionen“, die helfen sollen, die 
Anwendung in „weichen Disziplinen“ wie Ökonomie, Ökologie und 
Soziologie  zu  ermöglichen,  wird  seit  Kurzem  zunehmend  Ernst 
genommen.
Auf  die  Frage,  wie  effektiv   sich  ökonomische  Systeme  im 
Übergang  (siehe  Finanzkrise  2006ff)  steuern  lassen,  liegen 
mehrere  konkurrierende  Antworten  vor.  Einige  sind  im 
deutschsprachigen  Raum  auch  bereits  mehrfach  empirisch 
überprüft worden. Die theoretischen Grundlagen gehen auf N. Elias 
(Zivilisationstheorie),  A.Giddens  und   P.  Clark  (replizierende 
Dynamik)  und   N.  Luhmann  (konstruktivistische  Systemtheorie) 
zurück. Die beiden letztgenannten Forschungsansätze gehören zur 
weit  gespannten Klasse der  Selbstorganisation,  die wiederum in 
die Teilklassen “begrenzt autonom“ umfassend systemtheoretisch-
kybernetische und autopoetische Ansätze und „autonom“ unterteilt 
werden. Das Gros derjenigen, die sich mit Change Management 
befassen, verfügen über keine theoretischen Grundlagen und sie 
stützen  ihre  Pragmatik,  im  Einklang  mit  vielen  Praktikern,  auf 
plausible Spekulationen.
Eine Sichtung der einschlägigen Literatur zur Re-organisation, zum 
Re-engineering und zur Regierungs- und Verwaltungsreform (von 
Kurt  Georg  Kiesinger  bis  Helmut  Schmidt)  ließ  weitgehende 
Einigkeit  über  die  Anforderungen  an  Theorien  und  Pragmatiken 
zum Change Management erkennen:
1.  Schnelle und zuverlässige Analyse der Übergangssituation
2.  Operative  Bewältigung  des  Übergangs (mastering)  mit  einem 
Minimum an Eingriffen und einem Maximum an Gestaltungsarbeit, 
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durch  die  vor  allem  die  Randbedingungen  der  Handelnden 
„kultiviert“ (von Hayek) werden.
Die Anforderungen an die Analyse komplexer Systeme (z.B. beim 
deutschen  Einigungsprozess)  werden  in  einer  Zeit  des  raschen 
Wandels  selten  erfüllt  ,  wenn  sich  die  Analytiker  auf  Methoden 
stützen,  die  bis  zur  Auswertung  und  Präsentation  zwei  bis  drei 
Jahre  an  Verzögerungen  einbringen.  Nur  für  den 
Analysegegenstand der privatwirtschaftlichen Unternehmung sind 
in  den  letzten  Jahren  kriteriengerechte  Verfahren  entwickelt 
worden. Trotz erheblicher Investitionen in die Vorlaufarbeiten zur 
Regierungs- und Verwaltungsreform auf Bundes-und Landesebene 
sind wegen der  Vielfalt  der öffentlichen Aufgaben befriedigende 
Ergebnisse  bislang  nicht  in  Sicht.  Die  Privatisierung  öffentlicher 
Aufgaben, soweit  es im Staatsinteresse möglich erscheint,  bietet 
hier  vorläufig  einen Ausweg aus dem weltweit  verspürten Druck 
wachsender Staatslasten.
Das Konzept der Selbstorganisation, das auch als eine Form der 
weichen  Steuerung  (früher  auch  induzierende  Planung)  bei 
schwierigen  Übergängen  in  Arbeitsgruppen,  Abteilungen, 
Unternehmungen  und  weiteren  privatwirtschaftlichen 
Organisationseinheiten bezeichnet werden kann, wurde entdeckt, 
nachdem  über  Jahrzehnte  hinweg  die  Mehrzahl  von  Re-
organisationen  an  Implementierungs-  und 
Umsetzungsschwierigkeiten scheiterten. Die Wortverbindungen mit 
„Versagen“ häuften sich wie  Marktversagen, Regierungsversagen, 
u.a.m.
Die Wunder, die Selbstorganisation in der Natur  erbringen kann, 
nicht zuletzt am Beispiel des menschlichen Gehirns ins allgemeine 
Bewusstsein gehoben, weckten eine Aufbruchsstimmung, die vor 
allem  bei  Physikern,  Biologen  und  Chemikern  übers  Ziel 
hinausschoss,   als  diese  den  Steuermännern  in  Staat  und 
Wirtschaft  für   Lebensbereiche  außerhalb  der  Natur  ihre 
Geheimrezepte wohlfeil anboten. Die berechtigte Frage von  E.U. 
von  Weizsäcker  und  anderen  Anschubkräften  einer 
sozialwissenschaftlichen  Selbstorganisationsforschung,  wo 
geeignete Brückenfunktionen zwischen Natur und Gesellschaft zu 
finden sind, wartet noch auf eine Antwort. Bei aller Zurückhaltung 
in  der  Bewertung  erster  Versuche  in  Unternehmungen  und 
Infrastrukturbetrieben der  öffentlichen Hand mit  weichen Formen 
der Steuerung lassen die vorliegenden Erfolgsschätzungen hoffen. 
Diese  Hoffnung  wird   nicht  zuletzt  dadurch  gestützt,  dass 
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Selbstorganisation  sich  über  zwei  Jahrhunderte  auf  Märkten 
vorteilhaft  gegenüber  allen  konkurrierenden  Steuerungs-
mechanismen erwiesen hat.
Unternehmungen  und  andere  Organisationen  des  Nicht-
Marktbereichs   mit  selbstorganisatorischen  Potentialen 
anzureichern,  dürfte  eine  epochale  Aufgabe  des  nächsten 
Jahrhunderts sein.  Damit  wird die Rolle des mündigen Bürgers 
auch auf jene Lebensbereiche übertragen, die bis heute vikarisch 
verwaltet worden sind. Die bitter schmeckende Aufklärung über die 
Grenzen des Sozialstaates in jüngster Zeit  lenkt den Blick auf jene 
Bereiche,  in  denen  die  Bürger  größere  Selbstverantwortung 
werden tragen müssen,  soll  nicht  das  Gute  zusammen mit  den 
unerwünscht eingetretenen Krebswucherungen zu Grunde gehen. 
Selbstorganisatorische Steuerungspotentiale in der Nachfolge der 
riesigen  Ansammlungen  von  Sozialvermögen  in  Bürokratenhand 
würden  der  Großtat  Bismarck’scher  Sozialreform  im  zweiten 
Jahrhundert  ihrer  Fortentwicklung   den  angemessenen  Respekt 
erweisen. 
Jede  Zeit  hat  ihre  Probleme  und  muss  auch  die  geeigneten 
Problemlöser hervorbringen. Wurden im 18. und 19. Jahrhundert 
die ergiebigsten Potentiale der Selbstorganisation in den Märkten 
entdeckt, müssen heute diese Potentiale dort gesucht werden, wo 
an Stelle der zwischenzeitlich verdrängten Märkte Ersatzlösungen 
hervorgebracht wurden, deren Steuerungseffizienz und -Effektivität 
noch merklich zu wünschen übrig lässt. Es stimmt hoffnungsfroh, 
dass das Feld zwischen  Markt und Unternehmung vor allem in 
wichtigen Technikbereichen zunehmend von „Netzwerken“ bestellt 
wird.  Sind  im  Großraum  Stuttgart  in  den  letzten  Jahren  über 
einhundert  dieser  technologischen  Kooperationen  entstanden, 
melden  vergleichbare  US-Regionen  die  zehnfach  so  große 
Gründerwelle. Die “fünf kleinen Tiger“ haben die Entwicklungen im 
Stuttgarter Raum studiert,  auf einem regionalen Treffen in Seoul 
diskutiert   und  es  ist  zu  erwarten,  dass  sie  die  amerikanische 
Dynamik noch zu übertreffen verstehen. 
Ein „Pakt für Arbeit“  kann die in ihm gesetzten Erwartungen nur 
erfüllen, wenn die Suche nach selbstorganisatorischen Potentialen 
eine  breite  Resonanz  in  der  Bevölkerung  findet.  Soziale 
Erneuerung dürfte dabei höher im Kurs stehen als bürokratische 
Normierungskünste,  die  zunehmend  zur  gesellschaftlichen 
Sklerose  führen,  wenngleich  sie  ein  Höchstmaß  an  sozialer 
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Gerechtigkeit  zu  versprechen  vorgeben.  Was  aber  hilft  das 
Abstraktum „soziale Gerechtigkeit“, wenn es keine Gerechten mehr 
geben wird?
1.2 Ungebändigte Massenarbeitslosigkeit als 
Schicksal?
Eine nicht nachlassende Frage und der Versuch einer Antwort
Virtuelle  Abstürze  an  der  steilen  Eiger-Nordwand  als 
Massenphänomen treten  in  Erscheinung,  seit  es  eine  Form der 
Arbeitslosigkeit durch einen überbürdenden Wohlfahrtsstaat gibt. In 
München  wurde  dieses  Bild  im  Volkshochschulprogramm 
vorgestellt.  Der  populäre  Erklärungsversuch  geht  auf  Professor 
Hans-Werner Sinn zurück, der zusammen mit jungen Mitarbeitern 
am Ifo-Institut in München mehrere lineare Kurven darbietet,  die 
die Risiken des Abstürzens bildlich vermitteln.
Wo in der Ökonomie linearisiert wird, laufen Annahmen parallel, die 
hochkomplexe  Welt  der  Wirtschaft  sei  vorhersehbar  und  damit 
auch planbar. An dieser Stelle ist zu fragen, weshalb die Hartzianer 
bislang keines ihrer Versprechen haben einlösen können. Auch sie 
üben anscheinend an einer  steilen Eiger-Nordwand und purzeln 
nach unten in einem dynamisierten Schaubild, das Professor Sinn 
dem Bayerischen Fernsehen zur Verfügung stellte.
Für  eine  statische  Betrachtung  ist  dieser  Erklärungsansatz 
sicherlich  hilfreich.  Er  gehört  Anfängern  in  den 
Wirtschaftswissenschaften  geboten.  Aber  für  eine  dynamische 
respektive nichtlineare Vorgehensweise bietet er zu wenig, es sei 
denn,  man  hält  es  mit  dem  ehemaligen  Wirtschaftsminister 
Clement,  der  fast  jede  seiner  Vorhersagen  alsbald  wieder 
zurücknehmen musste. Viele politische Nachahmer beteiligen sich 
an dieser Art von Gesundbeten.
Die  erforderlichen,  nichtlinearen  Erklärungsversuche  sind  in  der 
wissenschaftlichen Literatur noch dünn gesät. Der Grund hierfür ist 
sehr  einfach.  Man  braucht  einige  Semester  mehr  und  gute 
Lehrmeister, bis man ausreichende Kompetenz erwirbt. Hier sind 
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vor allem Mediziner zu loben, die mit Hilfe nichtlinearer Methoden 
und  eines  Simulationscomputers  neue  Therapiemöglichkeiten 
erschließen konnten.
Wo müsste eine anwendungsorientierte Forschung ansetzen, um 
die  Phase  der  Stagnation  im  Kampf  gegen  die 
Massenarbeitslosigkeit  zu  überwinden?  Folgenden  Thesen  von 
Sinn kann man zustimmend folgen.
 
Die Mehrheit der heutigen Arbeitslosen ist für die Anforderungen in 
herkömmlichen und neuen Märkten nicht ausreichend qualifiziert. 
Die  am  Bedarf  orientierten  Leistungen  der  Sozialhilfe  und  in 
Anlehnung daran an Arbeitslosengeld II liegen so hoch, dass eine 
Arbeitsaufnahme im regulären Arbeitsmarkt nur äußerst selten zu 
Stande kommt. Die freien Stellen üben einen Sog auf Einwanderer 
aus,  in  deren  Ländern  vergleichbare  Angebote  nicht  vorhanden 
sind. Diese Einwanderer erwarten den Aufstieg erst für die nächste 
Generation, der auch in beachtlicher Weise eintreten kann. Eine 
wesentliche Barriere bildet aber die Anforderung, sich im Gastland 
zu integrieren. Das Realeinkommen im Niedriglohnsektor kann nur 
unter  der  Bedingung gesteigert  werden,  wenn  Verhaltensmuster 
gewählt  werden  können,  die  der  Tradition  der  Heimatländer 
entsprechen.
Was  hier  beschrieben  wurde,  wird  heute  in  der  dynamischen 
Theorie  als  Selbstorganisation  einerseits  und  übergestülpte 
Fremdorganisation  andererseits  diskutiert.  Weder  der  deutsche 
Arbeiter  noch  der  aufstiegswillige  Einwanderer  will  sich  rigiden 
Vorgaben von Bürokraten unterwerfen. Dieser Widerstand gegen 
Fremdsteuerung  des  eigenen  Verhaltens  erzeugt  Barrieren  im 
Strom  sozialen  Wandels,  dessen  Notwendigkeit  weitgehend 
eingesehen wird.
Weder  den  Bonner  noch  den  Berliner,  erst  recht  nicht  den 
Brüsseler  Bürokraten,  ist  es  gelungen,  Reformen  erfolgreich  zu 
implementieren. Finanz-und Personalmittel wurden im großen Stil 
eingesetzt  und  verpufften  trotz  vorhandener  Rechnungshöfe  in 
Bund  und  Ländern  und  so  genannter  Z-Abteilungen  in  den 
Ministerien, ohne die versprochenen Wirkungen hervorzubringen.
Der  von Sinn  eingangs besprochene Erklärungsversuch  unserer 
Misere  muss,  um  erfolgreich  werden  zu  können,  dynamisiert 
werden. Das Wissen liegt bei Vertretern vieler Disziplinen, die sich 
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der  nichtlinearen  Dynamik  bei  hohen  Eingangsbarrieren 
verschrieben haben.  Der zündende Funke müsste vor allem auf 
Wirtschaft, Sozial- und Integrationspolitik überspringen. Die Damen 
und Herren in Berlin und in Landesregierungen spielen dann bei 
Intensivierung der Selbstorganisation nur noch eine Rolle, die ihren 
faktischen Fähigkeiten entspricht.
Über Einkommenssteigerungen von Mandatsträgern in Staat und 
Parafisci im astronomischen Bereich gäbe es in Zukunft nicht mehr 
viel  zu  sagen.  Es leben aber  nicht  nur  ungezügelte  Kapitalisten 
unter uns. Die Raffgier diffundiert in zahllose Lebensbereiche. Man 
glaube aber nicht, dass die Erweiterung von 20 Wirtschafts- und 
Sozialethiken  auf  21  oder  mehr,  das  Ende  dieser  Entwicklung 
versprechen kann.
Aus Anlass der 150-Jahr-Feier der Universität Stuttgart im Jahre 
1979 trug Wolfgang Weidlich auf einem internationalen Symposium 
ein nichtlineares Migrationsmodell  vor.  Anstöße dazu leistete ein 
Seminar,  das  theoretische  Physiker  und  Wirtschafts-und 
Sozialwissenschaftler  aus  zwei  Fakultäten  längere  Zeit 
zusammenführte. Ein bedeutender Promotor war der Physiker H. 
Haken,  der  zeitgleich  an  der  Universität  Erlangen  mit  mir,  dem 
späteren Ökonomen, das Studium der Mathematik aufnahm. Die 
Stuttgarter Schule der Synergetik hat im Wettbewerb zur Brüsseler 
Schule  (Ilya  Prigogine)  eine  quantitative  Beschreibung  von 
Wanderungsprozessen  geleistet,  wobei  die  Mikroeinheiten 
einerseits und die Makro-Verhaltensweisen andererseits in ihrem 
Wechselspiel in den Fokus der Betrachtung gerückt  werden. Mit 
Hilfe  dieser  Forschungsstrategie  könnten  die  Abstürze  an  der 
"Eiger-Nordwand"  sicherlich  durch  Entdeckung  eines  sicheren 
Pfades  in  Zukunft  weitgehend  ausgeschlossen  werden.  Die 
Erfahrung lehrt, dass dieser Erfolg nur durch einem Bohren dicker 
Bretter  eintreten  kann.  Kurzatmige  Bla-Bla-Methoden  der 
modernen Medienwelt  können dabei  nur  als  störend empfunden 
werden.
Mit dem Übergang in eine komplexe Welt in Technik, Wirtschaft, 
Staat  und Gesellschaft  haben lineare Modelle  zur  Beschreibung 
nahezu ausgedient. Wer komplexe Erscheinungen linearisiert, der 
führt  das  bewegte  Leben  in  die  Erstarrung.  Wer  die  deutschen 
Fürsorgetage über die letzten Jahre hin verfolgt hat, der hört von 
den Sozialarbeitern, wie sich an der Basis der Gesellschaft eine Art 
von  "Adelsverband  mit  fester  Erbfolge"  etabliert  hat.  Nach  der 
Initiative der Hartzianer werden in Kürze diese Berichterstatter aus 
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den Stadt-und Landkreisen weitgehend ausgetauscht sein und an 
ihre  Stelle  treten  Bedienstete  der  Mammutbehörde  "Agentur  für 
Arbeit",  denen  eine  amtliche  Sprachregelung  einen  neuen  und 
zugleich modernen Wortschatz aufdrängt. Über diese Formen der 
Täuschung  regt  sich  kaum  jemand  auf,  hingegen  bei 
Veränderungen  in  den  Rahmenbedingungen  der  sozialen 
Sicherungssysteme beginnt ein langanhaltendes Wehklagen.
Nun  besitzen  kompetente  Rahmensetzer  in  der  Bundesrepublik 
immer  größeren  Seltenheitswert.  Inflationäre  Gesetzesproduktion 
verträgt  sich  nicht  mit  Qualität.  Aktionismus feiert  Urstände.  Die 
Voraussetzung  für  eine  weiche  und  gleichzeitig  nachhaltige 
Steuerung gesellschaftlicher Prozesse ist  ein Verständnis für  die 
nichtlineare Welt, in der wir heute infolge unserer Ansprüche leben. 
Vor  allem die  "politische  Klasse"  dieser  Republik  ist  dafür  noch 
nicht  reif.  Sie  sucht  deswegen  gewohnheitshörig  allenthalben 
schlechte  Ersatzlösungen,  weshalb  eine  Abwärts-Spirale  zur 
letztlich totalen Politikverdrossenheit nicht überraschen dürfte.
Nichtlineare dynamische Prozesse treten in Natur und Gesellschaft 
in  Erscheinung.  Sie  werden  nicht  einem  unmittelbar  zu 
beobachtenden Zugriff unterzogen, sondern auf dem Umweg über 
Rechner-oder  Computersimulation  beschrieben,  analysiert  und 
prognostiziert.  Da  elektronische  Rechner  dieses  neue 
Forschungsfeld erschlossen haben, sind Mathematiker,  Physiker, 
Informatiker  als  Beherrscher  des  komplizierten  Handwerkszeugs 
den  anderen  Disziplinen  voraus,  die  ebenfalls  dynamische 
Prozesse zu ihrem Untersuchungsgegenstand haben.
Neben der Chaostheorie haben sich weitere Forschungsansätze zu 
Wort  gemeldet,  die  der  nichtlinearen  Welt  weitere  Aspekte 
abgewinnen  können.  Dazu  rechnen  allgemeine  Systemtheorie 
(Luhmann  u.a.),  Evolutionsökonomik,  nichtlineare  Stochastik, 
Katastrophentheorie,  Selbstorganisation,  Synergetik  (H.  Haken), 
fraktale  Geometrie  und  weitere.  Nach  einem  allgemeinen 
theoretischen  Kern  wird  gesucht,  der  diese  neu  erblühten 
Forschungsrichtungen in einen Zusammenhang stellen kann.
Wir  leben  in  einer  Welt,  in  der  Prozesse  ablaufen,  die 
deterministisch,  stochastisch oder  chaotisch sind,  und dies nicht 
nur  gleichzeitig  nebeneinander,  sondern  vermittelt  durch 
Übergangsphasen auch hintereinander. Je früher wir mit Hilfe einer 
elektronischen  Mustererkennung  die  Eigenart  solcher  Prozesse 
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und ihre Übergangsphasen erkennen lernen, desto besser können 
wir mit derartigen Prozessen in unserer Welt bestehen.
Die größten politischen Fehlleistungen haben wir uns erlaubt, als 
die Wiedervereinigung als dynamischer Prozess zu meistern war. 
Die Krise auf dem Arbeitsmarkt und ihre rhythmisierende kritische 
Verstärkung über  die letzten Jahrzehnte hinweg hat  mit  unserer 
Ignoranz  dynamischen  Vorgängen  gegenüber  leider  viel  zu  tun. 
Wenn  auch  in  diese  Richtung  gehende  Kräfte  aktiviert  werden 
können, dürfte für die Zukunft viel gewonnen sein.
1.3 Informationstechnik im Zeichen des 
Wassermanns
Die Informationstechnik ersetzt Schritt für Schritt die Kernenergie in 
ihrer  Platzhalterrolle  für  Unmutsäußerungen  am  Weltenlauf.  In 
einer  pluralistischen  Gesellschaft  darf  erwartet  werden,  dass  so 
viele Grundpositionen bezogen werden, wie wertgetönte Haltungen 
eingenommen werden können. Dieser Raum reiner Möglichkeiten 
wird  jedoch  bei  weitem  nicht  ausgeschöpft.  Gerade 
Naturwissenschaftler  und  Ingenieure  erfahren  berufliche 
Sozialisationsprozesse,  die  stark  von  den  Fachwerten  ihrer 
Profession  geprägt  sind.  Wären  sie  nicht  in  vielen 
gesellschaftlichen  Organisationen,  Unternehmungen, 
Bildungseinrichtungen  und  in  kollektive  Entscheidungsorgane 
eingebunden,  diese unsere sozio-kulturelle  Welt  verlöre  viel  von 
ihrer Vielfalt.
In  jüngster  Zeit  häufen  sich  die  Fälle,  dass  Insider  eines 
bestimmten  Technikfeldes  nach  anfänglichen  Berufserfolgen  zu 
"Konvertiten"  werden.  Klaus  Traube,  ein  Macher  des  harten 
Energiepfades, mauserte sich immer mehr zu einem engagierten 
Verfechter  des  weichen  Pfades  und  insbesondere  der 
Sonnenenergienutzung.
In  diesem  Beitrag  gilt  das  kritische  Interesse  dem  Werk  eines 
Informatikers  in  der  Metamorphose  zum  "ganzheitlichen 
Ökologen".  Konkreter  Anlass  ist  die  Veröffentlichung  von  Otto 
Ulrich:  "Informationstechnik  und  gesellschaftliche  Zukünfte. 
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Optionen zwischen Telematik und Wertwandel", erschienen in der 
Beilage zur Wochenzeitung "Das Parlament"  B 9/85 "Aus Politik 
und Zeitgeschichte" (2. März 1985).
Die Informationstechnik findet - ihrer vielen Fusionsmöglichkeiten 
mit anderen Technikfamilien wegen - heute besondere Beachtung. 
Möglicherweise lässt sich über sie gerade dadurch etwas lernen, 
indem fragwürdige Behauptungen eines ökologisch ausgerichteten 
Informatikers kritisch durchleuchtet werden. Da Information weder 
materielle noch energetische Eigenschaften besitzt,  ist  nach den 
spezifischen Eigenschaften der  Information zu fragen,  die  unser 
gegebenes  Ökosystem  nachhaltig  zu  stören  in  der  Lage  sind. 
Radikal  vereinfacht  könnte  die  Frage lauten,  ob  unsere  Umwelt 
auch und in Zukunft in besonderem Maße durch Informationsmüll 
gefährdet  ist,  der  das  Ergebnis  eines  wachstumsfanatisch 
"vorangetriebenen Prozesses der Informatisierung" sein könnte.
Mehr als ein Wandel:  die Zeitenwende
Auf der Bühne des Ulrichschen Welttheaters treten Gute und Böse 
auf.  Die  Bösen  bilden  die  Mehrheit.  Sie  beherrschen  schon 
"jahrhundertelang" unsere Kultur. Sie stehen in der Tradition des 
Christentums. Ihre Wertorientierung ist materialistisch. Ihr Weltbild 
zeigt  mechanistische  Züge.  Diese  Mehrheit  bringt  ökonomische 
und politische Eliten hervor, die sich jetzt, da die Chance für eine 
ganzheitliche ökologische Welt greifbar wird, der Informatisierung 
der  Gesellschaft  verschreiben.  Damit  werden  sie  zu  den 
Widersachern  der  zunächst  noch  wenigen  Guten,  die  weiterhin 
unter der Angst vor den Risiken der technischen Zivilisation leben 
müssen.  Aber  diese  wenigen  Guten  dürfen  hoffen.  Das 
mechanistische Weltbild gehört "unwiderruflich der Vergangenheit" 
an.  Der  gesellschaftliche  Umbruchprozess  ist  bereits  in  Gang 
gekommen.  Neue  Denkkategorien  und  Bezugssysteme 
versprechen  mehr  als  nur  Wandel.  Die  Zeitenwende  hält  ihren 
Einzug. Die zu erwartenden Änderungen sind fundamentaler Natur. 
Technischer Wandel: eine Faktenanalyse
 
Zum  Überleben  war  der  Mensch  schon  immer  auf  Technik 
angewiesen. Sammler und Jäger griffen die Früchte und Tiere nicht 
mit  bloßen  Händen.  Sesshaftigkeit  war  ohne  Gebäude-  und 
Agrartechnik nicht zu haben. Kommt eine technische Entwicklung 
in  Gang,  dann  verästelt  sie  sich.  Eine  technische 
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Leistungsverflechtung  entsteht.  Die  zurückliegende  industrielle 
Epoche lässt sich als eine Abfolge von Technikfusionen begreifen, 
an deren Beginn der Maschinenbau stand. Dieser fusionierte mit 
der Elektrotechnik. Damit trat zur raumzeitlichen Mobilität auch ein 
Nutzungspotential von Mobilität hinzu. Die dritte Fusion erfolgte mit 
Hilfe  der  Regeltechnik.  Im  Umgang  mit  Technik  gewann  der 
Mensch Freiheitsräume. 
Zur  physischen  Entlastung  trat  die  psychische.  Die 
Informationstechnik  ermöglicht  heute  die  vierte  Fusion.  Der 
Mensch wird zum Schöpfer ressourcenschonender Artefakte, wie 
sie die Natur  nur in  langen Zeiträumen hervorbringen kann. Die 
Freiheitsräume wachsen um neue Dimensionen an. Der Mensch 
kann sein Dasein ohne Maloche erstmals souverän gestalten. Ihm 
wächst Organisationspotential zu, über das früher nur Machtträger 
ohne jegliche Legitimation verfügten. 
Das für den technischen Wandel bedeutsame technische Wissen 
entsteht im Zeitablauf weitgehend kontinuierlich. Seine Verteilung 
auf einzelne Unternehmungen erfolgt nach den Modalitäten eines 
Zufallgenerators.  Die  Umsetzung  des  technischen  Wissens  in 
Neuerungen,  die  Innovationen,  geht  in  Schüben  vor  sich.  Die 
Erwartungen  an  den  kommerziellen  Erfolg  bestimmen  darüber, 
welche  Investitionsmittel  für  neue  Produkte  und  Verfahren 
bereitgestellt  werden.  Hierbei  wird  keine  Technikfamilie  anders 
behandelt,  es  sei  denn,  es  werden  regulative  institutionelle 
Arrangements  (u.a.  Arzneimittel,  Kernenergie)  für  erforderlich 
angesehen.  Die  Informationstechnologie  findet  hinsichtlich  ihrer 
Entstehung und Verbreitung keine anderen Bedingungen vor als 
irgendwelche anderen Technikfamilien. 
Das  technische  Wissen  wird  von  keinen  "technischen  Eliten" 
hervorgebracht. Die technischen Erfinder sind häufig Einzelgänger. 
Die professionellen Ingenieure, die ebenfalls als Erfinder fungieren, 
sind  meist  soziale  Aufsteiger  aus  der  sozialen  Unter-  und 
Mittelschicht. 
Die  Kommerzialisierung  des  technischen  Wissens  liegt  ebenso 
wenig in den Händen "ökonomischer Eliten", wie Ulrich behauptet. 
Die  Bosse  großer  Unternehmungen,  die  als  eliteverdächtig 
angesehen  werden  könnten,  sind  keine  Neuerer.  Hier  bringt 
überwiegend  das  mittlere  Management  prozessorientierte 
Neuerungen in Gang.  Produktneuerungen bilden die Ausnahme. 
Die Masse der Produktneuerungen nimmt ihren Ausgang in kleinen 
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und mittleren Unternehmungen und bei den Kunden. Die Träger 
des technischen Fortschritts aus diesem Bereich, wiederum meist 
soziale Aufsteiger,  verstehen sich nicht  als  Eliten.  Damit  stehen 
Fakten bereit, die es erlauben, die erste Hypothese von Ulrich zu 
verwerfen. 
Die Informationstechnologie ist keine Supertechnologie "mit einer 
technologisch neuen Qualität". Sie entsteht und verbreitet sich wie 
jede andere Technologie auch, die gleichen Rahmenbedingungen 
unterworfen ist. Von allen bekannten Technikfamilien besitzt sie die 
höchste  Umweltverträglichkeit.  Ihre  Entstehung  erfolgt  bei 
geringster  Umweltbelastung  (Energie,  Lärm,  u.a.m.)  und  ihre 
Nutzung verdient hinsichtlich ihres Ressourcenbedarfs das gleiche 
Prädikat.  Deshalb  ist  es  geradezu  absurd,  gerade  diese 
Technologie nicht im Einklang mit der Struktur des ökologischen 
Systems einzustufen. 
Ulrich  nimmt  das  Substitutionspotential  des  Computers  für 
"menschliche  Qualitäten  wie  Weisheit,  Respekt,  Verstehen  und 
Toleranz"  in  Anspruch.  Hier  wird  offensichtlich  ein  Popanz 
aufgebaut.  Nach  dem  Stand  der  Kunst  werden  vom  Computer 
Routineaufgaben  übernommen  und  bei  neuartigen,  einmaligen 
Entscheidungen  eine  begrenzte  Unterstützungsfunktion  erwartet. 
Die angeblich ersetzbaren menschlichen Qualitäten werden aber 
eher  noch  wichtiger.  Ihre  heute  bereits  registrierbare  Knappheit 
dürfte sich vermutlich noch verschärfen. 
Informationstechnik als Trendverstärker
Eine  ergänzende  Hypothese  Ulrichs  lautet,  dass  die  neuen 
Informationstechniken,  insbesondere  Bürokratisierungs-, 
Rationalisierungs-  und  Zentralisierungstendenzen  verstärken 
würden. Keine Technik wirkt unmittelbar auf den Menschen ein. Sie 
wird durch organisatorische Strukturen vermittelt. Insoweit hängt es 
von  den  organisatorischen  Regelungen  ab,  welche  sozialen 
Wirkungen von technischen Werkzeugen ausgehen.
Sicherlich  besitzen  die  neuen  integrierten  Informationstechniken 
ein hohes Rationalisierungspotential.  Dieses würde und wird vor 
allem dort ausgeschöpft, wo die Arbeit für Menschen unzumutbar 
erschien oder im internationalen Wettbewerb zu teuer wurde.
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Die  Behauptung  bezüglich  verstärkender  Bürokratisierungs-  und 
Zentralisierungstendenzen findet keine empirische Stütze.  Dieser 
Kernbereich der Hypothese wird durch bisher eröffnete Fakten in 
Frage  gestellt.  Moderne  Mischarbeitsplätze  erlauben  eine 
Anreicherung  der  Arbeitsinhalte  durch  dispositive  Aufgaben  und 
operativ  ganzheitliche Tätigkeiten.  Eine Bürokratisierungstendenz 
besteht  nicht.  Das  gleiche  lässt  sich  zur  Zentralisierungsthese 
belegen.  Die  Chancen  für  eine  Dezentralisierung  von 
Organisationen  sind  gerade  durch  die  neuen  Technologien  in 
einem Ausmaß angestiegen,  dass es großer  Anstrengungen zur 
Herbeiführen  von  Verhaltensänderungen  bedarf,  um  das  damit 
eröffnete Autonomiepotential auch konkret auszuschöpfen.
Menschen  bringen  in  ihre  Arbeit  kognitive,  emotionale  und 
psychomotorische  Fähigkeiten  ein.  Die  Informationsmaschinen 
können  keine  emotionalen  Fähigkeiten  ersetzen,  die  beiden 
anderen  nur  teilweise.  Die  Wissenssubstitution  spielt  in  der 
heutigen Diskussion die weitaus größte Rolle. Ulrich - wie übrigens 
schon  vor  ihm  Kubicek  -  verweist  auf  die  technischen 
Möglichkeiten  einer  Enteignung  des  Wissens  von  Spezialisten, 
Facharbeitern  und  Büroangestellten.  Zur  Rolle  eines  guten 
Meisters gehörte es,  dass er  sich hinsichtlich seines beruflichen 
Erfahrungswissens  gerne  "enteignen"  ließ.  Die  Ausbildung  an 
Hochschulen, Kliniken und in beruflichen Bildungseinrichtungen in 
der  direkten Vermittlung von Lehrern und Lernenden wäre nach 
dieser Sprechweise ohne Enteignung nicht möglich. Hier wird an 
die  vorindustrielle  Zeit  angeknüpft,  in  der  berufliches 
Erfahrungswissen  uneröffnet  blieb  und  meist  von  Familien  als 
Geheimnis gehütet wurde. 
Da heute über  den tertiären und quartiären Bildungsbereich der 
größte  Teil  des  Berufswissens  eröffnet  wird  und  damit  als 
öffentliches  Gut  gilt,  wäre  eine  empirische  Untersuchung 
begrüßenswert,  die  hinsichtlich  der  Enteignungsthese  prüft,  wie 
groß  das  vermarktbare  Know-how  der  genannten 
Personengruppen tatsächlich ist. Mit Hilfe eines voll entwickelten 
betrieblichen  Vorschlagswesens  können  derartige  Urheberrechte 
sicherlich  wirkungsvoll  geschützt  werden.  Einer  Behauptung,  die 
ein großes soziales Konfliktpotential besitzt, wäre damit der Boden 
entzogen. 
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Perspektiven des technischen und sozialen Wandels
Über den Zusammenhang von technischem und sozialem Wandel 
gibt es zwei konträre Auffassungen. D. Bell schätzt das Eigenleben 
sozialer Institutionen so eigenzentriert ein, dass interaktive sozio-
kulturelle Wechselbeziehungen zwischen Technik, Wirtschaft  und 
Kultur  keine  nennenswerte  Rolle  spielen  dürften.  Die 
Gegenposition  geht  von  einer  Wechselbeziehung  zwischen 
verschiedenartigen Wandlungprozessen aus. In der "Kommission 
für  den  wirtschaftlichen  und sozialen  Wandel"  verständigte  man 
sich auf diese zweite Annahme. 
Die von Ulrich vorgetragenen weiteren zwei Hypothesen grenzen 
ihn  von  Bell  ab  und  ordnen  ihn  der  zweiten  Position  zu.  Im 
speziellen  geht  es  dabei  um  die  Abschätzung  technischer  und 
gesellschaftlicher Zukünfte.
Ulrich sieht soziale und politische Prozesse in Gang gesetzt, die zu 
alternativen  gesellschaftlichen  Zukünften  führen.  Der  Nachweis 
wird  jedoch  nicht  erbracht.  Würden  verschiedene  Fakten  wie 
Stimmungen, Trends und Polarisierungen geordnet, was eine gute 
Theorie  zu  leisten  hat  und  über  die  weder  Ulrich  noch  sonst 
jemand  gegenwärtig  verfügt,  dann  würde  eben  gerade  das 
erkennbar, was Ulrich zu behaupten wagt. Diese hierbei bemühte 
Welt  des  als-ob  leistet  keine  Begründung.  Hier  wird  über 
gesellschaftliche  Zukünfte  spekuliert  und  sonst  nichts.  Insoweit 
bleibt  auch das Verhältnis zwischen Informationstechnik und der 
Struktur  der  Zukunftsgesellschaft  in  der  Zone des  Spekulativen. 
Eine  Fülle  von  Hilfshypothesen  wie  "lange  Welle"  (Kontratief), 
astrologische Zyklen und Superindustrialisierung ändert an dieser 
Feststellung keinen Deut.
Technologiefolgenabschätzung mit den Maßstäben von gestern
Die abschließende dritte Hypothese von Ulrich besagt,  dass der 
Versuch einer Technologiefolgenabschätzung ganz allgemein, und 
einer solchen bezogen auf die neue Informationstechnik prinzipiell 
so  lange  nicht  gelingen  könne,  wie  Normen  und 
Bewertungskriterien  der  postindustriellen  Gesellschaft  noch  im 
Ungewissen der Zukunft angesiedelt sind. Die Maßstäbe von heute 
oder gar von gestern dürften zur Bewertung sozialer  Folgen auf 
keinen Fall herangezogen werden.
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Produzenten  von  neuen  Technologien  bemühen  sich  vor  dem 
Markteintritt  um  "Durchführbarkeitsstudien",  von  neuen 
Technologien  Betroffene,  insbesondere  Nutzer  und  Risikoträger 
externer  Effekte,  um  "Technologiefolgenabschätzungen".  Beide 
Instrumentarien  umfassen  vorerst  Methoden,  die  bereits  in 
verschiedenen Fachgebieten zur Anwendung gekommen sind.  Ein 
theoretischer  Bezugsrahmen  existiert  nicht.  Das  Wissen  über 
zukünftiges Wissen dürfte  dem Menschen generell  verschlossen 
bleiben. Insoweit dürfen die Erwartungen nicht zu hoch angesetzt 
werden. Es scheint nahezu belanglos, ob es gegenwärtig möglich 
ist, das zukünftige Wissen besser zu schätzen als die zukünftigen 
Werte oder umgekehrt. Das Schaffen neuer Werte zählt nicht zu 
den wissenschaftlichen Aufgaben.
 
Die  rigorose  Forderung  Ulrichs  zielt  an  der  Kompetenz  der 
Wissenschaft vorbei. Die Mehrzahl der in die Zukunft gerichteten 
Entscheidungen sind über Risiko oder Ungewissheit zu treffen. Die 
Unsicherheit  über den Wertwandel hat sich erhöht.  Die heutigen 
Methoden  der  Technologiefolgenabschätzung  dienen  dem 
Abschätzen von Chancen und Risiken. Auf diese Weise lässt sich 
keine  absolute  Sicherheit  über  die  Wirkungen  von  neuen 
Techniken  gewinnen.  Jedoch  dürfte  sich  die  individuelle  und 
kollektive Lernfähigkeit  durch ihre Anwendung positiv entwickeln. 
Gegenüber  einem apathischen Ertragen von Zukunft  zeigt  diese 
Perspektive durchaus positive Aspekte.
Acht und Bann über die Informationstechnik
Wie  endet  nun  das  utopische  Märchen  des  Otto  Ulrich?  Den 
Bösen, den materialistischen Christen und Neo-Kolonialisten wird 
die  Lizenz  zur  rationalen  Gesellschaftsgestaltung  entzogen.  Die 
Guten,  die  ganzheitlichen  Ökologen  erhalten  wegen  ihrer 
Verantwortung dem Ganzen gegenüber die Lizenz zur rationalen 
Gesellschaftsgestaltung  erteilt.  Als  erstes  verfügen  sie  einen 
Entscheidungsstop.  Alle  bislang  diskutierten  technischen 
Planungen  wie  Kabel-  und  Telefonnetze,  Digitalisierung  des 
Fernmeldewesens und die gesamte Telematik- Infrastruktur landen 
in  der  Requisitenkammer  der  Geschichte.  Auf  dem  Weg  nach 
Ökotopia sind damit anscheinend alle Hindernisse ausgeräumt. Die 
Informationsmaschinen sind erfolgreich gestürmt und liquidiert. Die 
neuen Evolutions-Abbruch-Maschinen der Marke Ulrich gelangen 
zum Einsatz. Sollten die Gesetze der Evolution sich dadurch außer 
Kraft setzen lassen, kommen die guten Menschen mit dem neuen 
Bewusstsein der Natur-Einbettung auch einmal in Ökotopia an.
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Ein Intermezzo
Eine  journalistische  Betrachtung  in  einer  führenden  deutschen 
Tageszeitung endet mit der Schlussfolgerung, für die Horkheimer 
und Adorno ihre Geistesblitze hätten nicht abfeuern wollen. “Selber 
regieren“ und „selber managen“ stehen nach zwei  Tausend Jahren 
der Fremdsteuerung hoch im Kurs. Das Regieren 1. Ordnung mit 
einem  ausgeprägten  Eingriffsmoment  über  Planung, 
Fremdsteuerung  und  Kontrolle  verlangt  weniger  Weitsicht  und 
Klugheit als das Regieren oder Managen der 2. Ordnung, das über 
die  angemessene  Ausgestaltung  der  gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen funktioniert.
Das Gehirn der Dummen wie auch der Schlauen ist hierarchiefrei 
organisiert.  Die  schlanke  Produktion  in  erneuerungsfähigen 
privaten  Unternehmungen  kann  ohne  Hierarchieabbau  nicht 
gelingen.  In  ihrem Wirtschaftsteil  berichten Zeitungen darüber  in 
steigendem Maße. Die Veränderer in der Industrie und im privaten 
Dienstleistungssektor   finden  noch  zu  geringe  Unterstützung  in 
unserem  Bildungswesen  und  in  der  Gesellschaft  schlechthin. 
Publikationen über „Selbstorganisation“ in der Wirtschaft - ganz im 
Gegensatz zur  Natur  -   sind noch Mangelware.  Die gesicherten 
Erkenntnisse, die uns vorliegen, belegen, dass ein Regieren resp. 
Managen  2. Ordnung nur möglich sein wird, wenn der Dummheit 
der  Menschen  noch  radikaler  der  Kampf  angesagt  wird.   Die 
Auswahl  der  politischen  und  wirtschaftlichen   „Kultivatoren“ 
braucht  dringend   neue  Kriterien,  damit  eine  induzierende 
Steuerung mit hoher Selbstbeteiligung aller Bürger möglich wird.
1.4 Ökonomie contra Ökologie?
Der Streit über das Verhältnis von Ökonomie und Ökologie lässt 
paradiesische Vorstellungen in weite Ferne rücken. Wo werden wir 
nicht  allenthalben  von  eingriffswütigen  Ordnern  rekrutiert, 
kommandiert,  unflätig  beschimpft  und  gedemütigt?  Womit 
legitimieren sich diese selbsternannten Ordnungskräfte? Verfügen 
sie über mehr Wissen als andere? Oder maßen sie sich dieses 
überlegene Wissen nur an?
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Wissen ist ein öffentliches Gut. In einer freien Gesellschaft kann 
jeder an diesem öffentlichen Gut partizipieren. Die Frage ist, wie 
wir als Gesellschaft dieses Wissen organisieren. Die gemeinsame 
Welt  ist  komplexer  geworden.  Komplexität  zu  beherrschen  ist 
überlebensnotwendig. 
Zwei  Lager  haben  sich  gebildet  und  streiten  darüber,  welches 
Gerüst  notwendig  erscheint,  um  den  Wissenschaftsturm  nicht 
einstürzen zu lassen, bevor die Beobachtungsaufgabe erfüllt ist. 
Das eine Organisationskonzept vertraut der Aussage, dass Alles 
mit  Allem  zusammenhängt.  Die  Wechselwirkungen  sind  zu 
studieren. Aber zunächst hat die funktionale Komplexität Vorrang. 
Baupläne  sind  gefragt.  Ebenso  Spezialisten.  Je  mehr 
Spezialwissen  gebraucht  wird,  desto  größer  wird  der  Bedarf  an 
Schnittstellenmanagern.  Informationen  müssen  erzeugt  werden, 
damit gesteuert werden kann. Auf diese Weise entsteht ein Land 
namens Thermostatien.  Die  Einwohner  bilden zwei  Klassen,  die 
Ordner  und  die  Sklaven.  Die  Politik  bedient  sich  unmittelbarer 
Eingriffe.  Damit  soziale  Unruhe  vermieden  wird,  hat  eine 
Wachstumspolitik  für  Umverteilungspotentiale zu sorgen,  die wie 
Balsam auf offene Wunden wirken sollen.
 
Das  andere,  das  konträre  Organisationskonzept,  geht  vom 
Eigenleben der funktionalen Systeme aus. Kein autonomes System 
kümmert  sich  um  das  andere.  Die  Ökonomie  entwickelt  sich 
autopoetisch  als  Ökonomie,  die  Technik  als  Technik,  die 
Wissenschaft  als  Wissenschaft  und  die  Ökologie  als  Ökologie. 
Welche Chancen hat  bei  diesem Weltverständnis  ein  Staat,  der 
bindende  Entscheidungen  zu  treffen  hat,  die  alle  Systeme  zu 
respektieren  haben?  Interventionen  oder  Eingriffe  durch  eine 
"Obrigkeit"  haben  geringe  Chancen,  beachtet  und  befolgt  zu 
werden. 
Diese  Welt  lässt  sich  nur  sanft  und  indirekt  beeinflussen.  Sie 
braucht  keine  Manager,  keine  Handhaber  mit  begrenzter 
Informations- und Informationsverarbeitungskapazität. Sie braucht 
Regisseure  zur  sanften  Wachstumsbegrenzung,  die  eine 
überwiegend  nichtlineare  Welt  auf  Ordnungsinseln  im Meer  von 
Chaos anzusiedeln verstehen.  An die Stelle  des Managers,  des 
Blaupausenproduzenten  von  Plänen,  tritt   ein  Künstler  der 
Rahmensetzung, innerhalb derer Selbstorganisation sich ereignen 
kann.  Der  Koordinationsmechanismus  Markt,  seine  vier 
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Gleichgewichtszustände  wie  Gleichgewicht,  Gleichgewichtsnähe, 
Gleichgewichtsferne  und  Ungleichgewicht,  liefern  Analogien,  wie 
Unternehmungen  ihre  Koordinationsaufgaben  ohne 
Versklavungsregime  lösen  können.  Die  Modellwelt  der 
Betriebswirte muss lernen "Marginalismus" und "Linearismus" als 
Sonderfälle einzuordnen, während die Vielfalt des Lebens nur über 
nichtlineare Konzepte eingefangen werden kann. 
Die linearen Modellverstellungen der Techniker, der Betriebs- und 
Volkswirte sind gefährliche Instrumente. Wo die Bedingungen der 
Annäherung an Linearität nicht gewahrt werden können, wie das 
beim Kernreaktor in Tschernobyl mit großer Wahrscheinlichkeit der 
Fall  war,  wird  Ordnung  vom  Chaos  abgelöst.  Das  derzeitige 
ökonomische  Grundlagenwissen,  wie  es  die  Mehrzahl  der 
Lehrtexte  vermittelt,  bildet  so  ein  gefährliches  Wissenspotential. 
Gehen  die  noch  weichen  ökologischen  Wissensgebiete  einen 
vergleichbaren Entwicklungspfad, dann geraten sie in die gleiche 
Gefahrenzone. Mithin geht es nicht primär um ein neues Verhältnis 
von Ökonomie und Ökologie. Neue Metastrukturen über dem Dach 
vom  Ökonomie  und  Ökologie  sind  zu  finden,  die  ein  neues 
Wissenschaftsverständnis  für  Komplexitätsbeherrschung  in  einer 
nichtlinearen Welt ermöglichen. 
1.5 Innovation im Spannungsfeld von 
Zukunftsgläubigen und ewig Gestrigen - 
Innovation und Mitbestimmung
Eine  Innovation  geht  aus  einem  langwierigen  Prozess  hervor. 
Zwischen  einer  technischen  Erfindung  (Invention)  und  ihrer 
erstmaligen  kommerziellen  Nutzung  (Innovation)  liegen  meist 
mehrere  Jahrzehnte.  An  der  Erweiterung  und  Vertiefung  des 
technischen Wissens  haben sich  stets  vergrößernde Jahrgangs-
Kohorten  beteiligt.  Das  naturwissenschaftlich-technische  Wissen 
wächst im Zeitlauf kontinuierlich.
Der Anteil an Innovatoren im Sinne von Pionier-Unternehmern an 
der  Gesamtpopulation  ist  relativ  klein.  In  Zentral-
verwaltungswirtschaften  können  sich  diese  Minderheiten  nicht 
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entfalten.  Sie  werden  von  der  Bürokratie  regelrecht  erstickt. 
Gesellschaftliche  Fonds  leiten  die  wirtschaftlichen  Erträge 
erfolgreicher  Betriebe  in  ein  undurchsichtiges  Sickersystem. 
Anreize zur Risikoübernahme gibt es nicht.
In  kontrollierten  Marktwirtschaften,  in  denen  wirtschaftliche 
Entscheidungen dezentralisiert  sind, können Neuerungspotentiale 
entstehen.  Der  erfolgreiche  Innovator  in  der  Rolle  des 
Unternehmers  bedarf  eines  kongenialen  Rahmensetzers  in 
Ministerien  und  gesetzgebenden  Körperschaften.  Der  falsche 
Ehrgeiz  vieler  Volksvertreter  führt  nicht  selten  dazu,  dass 
Neuerungspotentiale  in  zahlreichen  Industriezweigen  ähnlich  in 
Mitleidenschaft gezogen werden, als würden zentralwirtschaftliche 
Strukturen vorherrschen.
Entdecken große Unternehmungen bei einzelnen ihrer Mitarbeiter 
die  seltene  Befähigung  zum  Innovator,  dann  vermitteln  sie  in 
jüngster  Zeit  Risikokapital  für  eine  innovative 
Unternehmungsgründung.  Dieses  Verhalten  legt  offen,  dass  ein 
Erfolg  in  einer  großen  Unternehmung,  mit  oder  ohne 
Mitbestimmung  als  Teil  ihrer  Unternehmungsverfassung,  als 
außerordentlich  unwahrscheinlich  eingestuft  wird.  Der  Innovator 
braucht einen großen Spielraum für selbständige Entscheidungen. 
In  der  ständischen  Gesellschaft,  die  sozialstabile  Bindungen 
erzeugte,  konnte  er  sich  nicht  entwickeln.  In  der  postmodernen 
Gesellschaft,  die Freisetzung von sozialen Bindungen ermöglicht 
und  Individualisierungspotentiale  entwickeln  hilft,  wären  die 
Ermessensspielräume gegeben. Sie auszuschöpfen erfordert aber, 
dass  sich  der  Einzelne  ein  soziales  Beziehungsgeflecht,  ein 
Netzwerk  aufbaut,  das  materielle,  soziale  und  seelische 
Ressourcen  bereitstellt,  die  der  meist  riesigen  Herausforderung 
entsprechen.
Die  Aufsichtsrat-Mitbestimmung  steht  in  der  Tradition  des 
Interessenausgleichs zwischen Kapital und Arbeit. Die entstandene 
Interessenorganisation  schafft  keine  Neuerungspotentiale.  Die 
besonderen  Anforderungen  an  das  Kapital  animieren  nicht  zur 
Risikoübernahme.
Die Arbeitsplatz-Mitbestimmung nimmt stärkeren Einfluss auf  die 
Technikwahl  als  auf  die  Neuproduktentwicklung.  Neue 
Technologien und Verfahren stellen alte Arbeitsplätze in Frage und 
geben  Anlass  zur  Umsetzung  von  Arbeitskräften.  Viele 
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technologische  Änderungen  haben  ein  verändertes 
Zeitmanagement zur Folge.
In  vielen  Unternehmungen  ist  die  rechtzeitige  Information  über 
geplante  Investitionen  eine  Selbstverständlichkeit.  Weit  weniger 
können  sich  Unternehmungsleitungen  mit  dem  Gedanken 
anfreunden, die betroffenen Mitarbeiter an der Umstellungsplanung 
zu  beteiligen.  In  Abhängigkeit  von  den  Umstellungsproblemen 
müssen sich Unternehmungsleitungen von internen und externen 
Experten  beraten  lassen.  Die  Gefahr  von  Engpässen  in  der 
Kommunikationsstruktur  nimmt zu,  vor allem, wenn Betroffenheit 
zur Mitsprache legitimieren soll.
Welche Kommunikationspotentiale anzuschlagen sind, zeigen die 
Erfahrungen  mit  Qualitätszirkeln.  Von  einer  Arbeitswoche  muss 
hierbei  mindestens eine Arbeitsstunde in  den Dienst  “kollektiven 
Lernens” gestellt werden. Aber auch ohne die Institutionalisierung 
in Form des Qualitätszirkels tritt kollektives Lernen im Umgang mit 
Technologie  ein,  was  alle  Untersuchungen  über  die 
“Erfahrungskurve” (Henderson) erhärten. Das eine Lernen geht auf 
die Spontanität der Beteiligten zurück, das andere bedarf externer 
Anreize.
Die  Neuproduktentwicklung  besitzt  große  Bedeutung  für  die 
Schaffung  neuer  Arbeitsplätze.  Im  Hervorbringen  von 
Produktneuerungen  besitzen  nur  wenige  Unternehmungen 
Autarkie.  In  vielen  Industriezweigen  kommen  die  Anstöße  zur 
Neuproduktentwicklung  überwiegend  von  den  Kunden  oder 
Anwendern  (E.v.  Hippel).  Auch  der  möglicherweise 
mitbestimmende  Mitarbeiter  ist  Insider  und  deshalb  auch  ein 
inaktiver  Anstoßgeber.  Er  kennt  die  Probleme,  die  bei  der 
Entwicklung, Erzeugung und Vermarktung eintreten, aber er weiß 
wenig über die Einsatz- und Anwendungsbedingungen. Weil  das 
so ist, kommen auch nur wenige Produktneuerungen unmittelbar 
aus  den  Forschungslabors  und  Entwicklungsabteilungen. 
“Technologiedruck” aus diesen Bereichen stößt bei den Anwendern 
äußerst  selten  auf  Akzeptanz.  “Nachfragesog”  erzeugt  das  weit 
größere  Neuerungspotential.  Absatz-,  Vertriebs-  oder 
Marketingexperten  sind  innerbetrieblich  die  erfolgreichsten 
Anstoßgeber;  sie  können  aber  die  externen  Anstoßgeber  nicht 
überflügeln.
In  jeder  Unternehmung existieren  zwei  soziale  Beziehungsnetze 
nebeneinander.  Ein  “solidarisches  Netz”  wird  von  der  Idee  der 
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Mitbestimmung  hervorgebracht.  Dieses  ist  in  eine  Passform  mit 
einem  “promotionalen  Netz”  zu  bringen,  das  Entstehung  und 
Wachstum  der  Unternehmung  zu  gewährleisten  hat.  Das 
solidarische  Netz  soll  soziale  Störungen  unterbinden  oder 
ausgleichen. Längerfristig führt dies zur Stagnation und letztendlich 
zum Ruin.  Das promotionale Netz erzeugt  “kreative Zerstörung”, 
Störungen,  Ungleichgewichte,  Fluktuationen  und  schafft  damit 
Ordnung in  Wirtschafts-  und Sozialsystemen  der  übergreifenden 
Ebene.  Zwischen beiden Netzen bestehen systemfördernde und 
systemvernichtende  Passformen.  Wer  alle  Störungen  und 
Fluktuationen  aus  wirtschaftlichen  Aktivitäten  fernhalten  will,  der 
bewirkt totale Zerstörung, auch wenn er diese nicht beabsichtigt.
Von  allen  Umweltgrößen  der  Unternehmung  als  Organisation 
haben  “Größe”  und  “Technologie”  die  Forschung  bisher  am 
intensivsten  gefordert.  Das  beginnt  mit  der  Frage  nach  der 
zweckmäßigsten  Definition,  den  Anforderungen  an  Meß-  oder 
Operationalisierungsvorschriften,  den  Kopplungsmechanismen 
zwischen Rahmenbedingungen und Handlungsparametern wie u.a. 
dem “Partizipationsgrad”.
Die  Hierarchisierung  von  Unternehmen  wuchs  über  mehrere 
Zeitperioden  mit  der  Unternehmensgröße.  Die  Einführung neuer 
Technologien  wie  u.a.  Computer-Integrated-Manufacturing  (CIM) 
zwingt  zum Abbau von Hierarchien und lenkt  die Entwicklung in 
Richtung  schlanker  Produktion  (lean  production).  Da  viele 
Hierarchien eine Form des Wildwuchses annahmen, ist ihr Abbau 
verkettet  mit  der  Entflechtung  von  Einkommensregelungen, 
Titelvergabe, Statussymbolzuordnungen, u.v.a.m.
Der Abbau von Hierarchieebenen ist in sozialen Marktwirtschaften 
bereits  in  Gang  gekommen.  Die  zentralistischen  Kombinate  in 
sozialistischen  Verwaltungswirtschaften  und  ihren 
Nachfolgegebilden  müssen  hier  den  Anfang  erst  noch  machen. 
Partizipation bietet sich hier als eine Alternative zum schwierigen 
Geschäft  des  Hierarchieabbaus an.  Wird  Partizipation  präferiert, 
dann  werden  notwendige  Änderungen  möglicherweise  nur 
halbherzig  betrieben.  Ein  kritischer  Umgang  mit  Partizipation 
scheint deshalb geboten.
Verteilungen  von  Unternehmungsgrößen  entstehen  über  große 
Zeiträume  durch  “Selbstorganisation”.  Der  ehemalige  Funktionär 
Mittag hat in der DDR eine gewachsene Größenverteilung von über 
30-tausend  Unternehmungen  auf  etwa  300  Kombinate  mit 
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Monopolcharakter  reduziert.  Die  Treuhandanstalt  und  ihre 
Nachfolgeorganisation mussten diese Kunstgebilde reprivatisieren, 
reorganisieren  und  mit  Finanzmitteln  zum Überleben ausstatten. 
Bleibt  die  Größenverteilung  der  Selbstorganisation  überlassen, 
bildet  sich  in  der  Regel  eine optimale  Größenverteilung.  Große, 
mittlere  und  kleine  Unternehmungen  ergänzen  sich  zum 
gegenseitigen Vorteil.  Durch die  europäische Integration werden 
bisherige Größenverteilungen in Frage gestellt. Die Bestrebungen 
zu  größeren  Wirtschaftseinheiten  nehmen  teilweise  hysterische 
Züge an.
Eine  weitgehende  Dezentralisierung  der  Wirtschaft  wird  zu 
erreichen sein, wenn hierarchische Gebilde wegen ihrer Nachteile 
durch  netzwerkartige  Gebilde  (Kooperationen,  Allianzen,  u.a.m.) 
verdrängt  werden.  Dieser  neuartige  Koordinationsmechanismus, 
der  neben  Markt  und  Hierarchie  tritt,  verteilt  die 
Entscheidungskompetenzen  so,  dass  höhere  Partizipationsgrade 
nicht mehr gefragt sind. Die Wirtschaftssubjekte erhalten durch die 
organisatorischen Regelungen bereits ausreichend dimensionierte 
Handlungsspielräume. Die Nachfrage der Wirtschaftssubjekte nach 
Entscheidungskompetenz  ist  von  unterschiedlicher  Intensität. 
Nischen für Angepasste und Antriebsschwache bieten meist große 
Unternehmungen.  Insoweit  kann ein  zu hoher  Partizipationsgrad 
auch  bei  den  betroffenen  Wirtschaftssubjekten  auf  Ablehnung 
stoßen.
Rechtliche,  organisatorische  und  ethische  Sätze  werden  in 
normativer Weise gestaltet. Diese Gemeinsamkeit ist bedeutsam. 
Sie  alle  müssen  einer  normativen  Logik  genügen,  die  sich 
wesentlich  von  einer  formalen  (u.a.  mathematischen)  und 
kognitiven Logik unterscheidet.
Regelungen  der  Mitbestimmung  sind  nach  dem 
Betriebsverfassungsgesetz  als  bindende  Entscheidungen 
gegenüber  jedermann  anzusehen.  Rechtssätze  stehen  im 
Vordergrund.  Die  Vertragsfreiheit  erlaubt  es,  dass 
Unternehmungen organisatorische Regelungen zur Mitbestimmung 
hervorbringen,  die  nur  für  Mitarbeiter  gelten,  die  durch 
Arbeitsvertrag  dem  Unternehmen  verbunden  sind. 
Organisatorische Normen stehen im Vordergrund, die wegen ihres 
begrenzten  Gestaltungsbereiches  auch  als  sekundäre 
Rechtsnormen bezeichnet werden.
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Primäre und sekundäre Rechtsnormen fordern von den Akteuren 
eine  bestimmte  Entscheidung  zu  treffen,  wenn  vorgegebene 
Bedingungen  (Tatbestände)  erfüllt  sind.  Die  richterliche  Gewalt 
kann  prüfen,  ob  und  wie  kollektiv  bindende  Entscheidungen  im 
Einzelfall  realisiert  worden  sind.  Fußballvereine  machen  davon 
Gebrauch.
Einige  hundert  deutsche  Unternehmungen  praktizieren 
Mitbestimmung  und  Partnerschaft  über  das  gesetzliche  Maß 
hinaus. Dieses freiwillige Hervorbringen neuer Institutionen besitzt 
im deutschen Kulturraum eine lange Tradition. Hierdurch entsteht 
ein  “Genpool”,  den  der  Gesetzgeber  nutzen  kann,  wenn  neuer 
Regelungsbedarf ins Haus steht.
Keine Rechts- und Organisationsordnung ist in der Lage, all jene 
Entscheidungsanlässe zu antizipieren,  die  bindende Regelungen 
erforderlich  machen  können.  Je  schneller  der  technische, 
ökonomische,  soziale  Wandel  erfolgt,  umso  mehr  wird  der 
Gesetzgeber  bei  der  Rechtsanpassung  überfordert.  Um  diese 
Überforderung  in  Grenzen  zu  halten,  kann  auf  Formen  der 
Selbstorganisation  zurückgegriffen  werden,  die  meist  unter 
folgenden Bezeichnungen bekannt sind:
0. Moralische Normensysteme
1. Soziale Kontrolle
2. Ausbildung von Gebräuchen und Usancen.
Normen  und  Institutionen  nach  Ziffer  1  bis  3  besitzen  keine 
Rechtsqualität. Sie deuten nicht selten einen embryonalen Zustand 
künftiger  Rechtsnormen  an  und  gleichzeitig  signalisieren  sie 
rechtlichen Regelungsbedarf. Die mit Hilfe des Rechts möglichen 
Reduktionsleistungen  werden  nur  bedingt  eingelöst.  Das  kann, 
insbesondere  bei  neuen  technologischen  Entwicklungen,  zu 
großen  Enttäuschungen  bezüglich  einer  Generalisierung  von 
Verhaltenserwartungen führen.
Da es keinen Königsweg zur Entwicklung von Normensystemen zu 
geben scheint, muss der Selbstorganisation breiter Raum gewährt 
werden. Sie führt mit größerer Wahrscheinlichkeit auf den richtigen 
Pfad als übertriebener Aktionismus sich stets radikaler gebärender 
Gruppierungen. In Anlehnung an Carl Friedrich von Weizsäcker für 
die Wirtschaftspolitik lässt sich auch für die Politik im Kleinen, die 
Unternehmenspolitik,  die  Schlussfolgerung  ziehen:  „Populär  ist 
meist verkehrt“.
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1.6 Wirtschaft und Ethik
Dem Verhältnis  von Wirtschaft  und  Ethik  will  dieses  Kapitel  vor 
allem Aufmerksamkeit entgegenbringen. Wie  ist dieses Verhältnis 
beschaffen? Mit dieser Frage tun sich bereits Fronten auf. In der 
Einführung zum 3. Expertengespräch der Weingartener Akademie 
werden  mehrere  Modelle  wie  u.a.  Unterdrückungs-, 
Rechtfertigungs-,  Gleichgültigkeits-,  Kooperations-,  und 
Dialogmodell aufgezählt. 
Da wird Niklas Luhmann mit der Warnung in Anspruch genommen, 
"die Differenz der Funktionssysteme der Wirtschaft und der Moral 
zu verwischen". In seinem Werk  "Die Wirtschaft der Gesellschaft" 
aus  dem  Jahre  1988  fragt  Luhmann,  ob  die  Moral  ein 
Steuerungsprogramm der Gesellschaft sein könne, das das Böse 
in  Richtung  auf  das  Gute  verringern  helfe.  Er  verwirft  diesen 
Gedanken,  weil  es  nicht  gelungen  sei,  ein  Funktionssystem  für 
Moral  auszudifferenzieren.  Hier  stimmt  Luhmann  mit  dem US  - 
Soziologen D. Bell überein, der Funktionssystemen ein Eigenleben 
einräumt. Nur autonome Funktionssysteme wie Wirtschaft, Politik, 
Wissenschaft,  Recht  u.v.a.  verfügen  über  die  Möglichkeit  der 
Selbststeuerung. 
Zum  Vorverständnis  von  Selbststeuerungen  zwei  kurze 
Erläuterungen aus der Feder von N. Luhmann. Politik machen ist 
nicht steuern. Steuerung ist immer Selbststeuerung und setzt als 
solche Asymmetrie von Differenzierungen voraus. Destabilisierung, 
Instabilitäten,  Ungleichgewichte  erzeugen  Vorteile  durch 
Verbesserungsanstrengungen  auf  der  Suche  nach  neuen 
Problemlösungen.
Funktionensysteme  können  nicht  wechselseitig  für  einander 
einspringen. Wirtschaft kann nicht Politik ersetzen und Politik nicht 
die Wirtschaft. Diese Behauptung wird bedeutsam, wenn jetzt auf 
Fragen im Zusammenhang mit Planungen für die bundesdeutsche 
Infrastruktur  eingegangen  wird.  In  Auseinandersetzung  mit 
beteiligten  Fachexperten  vieler  Disziplinen  ist  die 
Steuerungsfähigkeit dabei zum Problem geworden.
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Entwurf und Planung großtechnischer Anlagen der 
Infrastruktur
Die  ersten  privaten  Investitionen  bei  der  Elektrifizierung  (1) 
deutscher  Städte  und  Gemeinden  trafen  selbstständige 
Unternehmer  im  Rahmen  eines  reinen  Marktsystems.  Schon 
wenige  Jahre  später  lösten  die  Gebietskörperschaften  den 
autonomen Unternehmer ab. Gemeinden, Gemeindeverbände und 
staatliche Stellen entwarfen und planten, zunächst in Eigenregie, 
später unterstützt von wissenschaftlich-technischen Instituten und 
Ingenieurbüros die verschiedenen Versorgungssysteme. 
Nach  dem  zweiten  Weltkrieg  kamen  Zweifel  über  die 
Leistungsfähigkeit  deutscher  technischer  Hochschulen  auf.  Mehr 
als  zehn  Großforschungseinrichtungen  wurden  gemeinsam  von 
Bund  und  Ländern  gegründet,  um  den  Übergang  von  der 
Wohlstands-  zur  Risikogesellschaft  auch planerisch zu meistern. 
Konkret  geschah  folgendes:  ein  anwendungsorientiertes 
Wissenschaftssystem  ohne  Lehrverpflichtung  wurde  kreiert,  das 
überwiegend aus naturwissenschaftlich - technischen Abteilungen 
bestand,  denen  eine  systemwissenschaftliche  Projektgruppe 
beigegeben wurde. 
Die Universitäten, die derartige Herausforderungen aufzunehmen 
bereit waren, organisierten sich in Form von Schwerpunkten und 
Sonderforschungsbereichen.  Sie  bildeten  damit  verschiedene 
alternative  Modelle  zu  den  staatlichen  Großforschungs-
einrichtungen.  Die  eigenen  Erfahrungen  gründen  sich  auf  vier 
Projekte  mit  den  Schwerpunkten  Unterrichtstechnologie, 
Bautechnologie,  Energiesysteme  und  Mikroelektronikeinsatz  in 
Fabrik  und  Büro.  Über  diese  Projekte  berichten  Schriftenreihen, 
Sammelbände  und  vielgestaltige  graue  Literatur.  Die 
Auseinandersetzung  über  zu  respektierende  Schranken  für 
technisches Handeln entzündete sich an den Fachwerten, die von 
den  beteiligten  Experten  im  Laufe  ihrer  Ausbildung  und 
Sozialisation verinnerlicht wurden. Sie entzündeten sich aber auch 
an  der  variationsreichen Zeitspanne,  die  erforderlich  ist,  um die 
Folgen  menschlichen  Handelns  (time  span  of  discretion) 
abschätzen zu können. Diese Spanne zeigt den Zeitpunkt an, zu 
dem frühestens ein Entscheider zur Verantwortung gerufen werden 
kann.
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Zeitstudien-Ingenieure studieren üblicherweise Menschen, die als 
Maschinenbediener  tätig  werden.  Um  die  zeitliche  Dynamik 
verantwortungsbewussten  Handelns  besser  zu  erfahren,  werden 
Zeitstudien  für  Produzenten  von  Normen,  Kognitionen  und 
Aktionen  in  fiktiver  Weise  vorgestellt.  Infrastruktur-Neuerungen 
entstehen  in  einer  Abfolge  der  Meilensteine  5  über  6  nach  8. 
Zwischen  diesen  Meilensteinen  machen  sich  Verzögerungs-
mechanismen  bemerkbar,  die  auf  den  technischen  Wandel 
beschränkt sind. Der soziale und kulturelle Wandel kommt mit den 
Ziffern  1  bis  4  zusätzlich  ins  Spiel.  Die  Ökonomie  vermittelt 
zwischen den extremen Polen "Natur" und "Kultur".
Erkenntnisse  über  die  Natur  fließen  in  unserer  Gesellschaft  in 
einem kontinuierlichen Strom. Das Gleiche tun Erfindungen, das 
Werk  von  Ingenieuren,  Technikern  und  faszinierten  Laien. 
Diskontinuierlich  dagegen  ist  der  Strom  von  Neuerungen  bei 
Produkten,  Verfahren  und  Systemen,  die  einerseits  der  Markt 
aufnimmt oder  andererseits  der  Infrastruktursektor  im politischen 
Mehrebenensystem  (Gemeinde,  Verband,  Land,  Bund, 
Europäische  Gemeinschaft).  Ökonomische  Wechsellagen, 
epochale Übergänge in der Kultur, wissenschaftliche Revolutionen 
lassen  sich  mit  Hilfe  einer  Systemdynamik  erklären,  die  auf 
Induktionsmechanismen  zwischen  Kontinuität  und  Diskontinuität 
zurückzuführen sind.
Welchen  Einfluss  die  Produzenten  von  Normen  und 
Normensystemen  auf  den  technischen,  sozialen  und  kulturellen 
Wandel  nehmen,  ist  bislang  weitgehend  ungesichert.  Mit  einer 
Neuorientierung von Rechts- und Organisationswissenschaft treten 
erste empirische Befunde über Wirkungen von Normen zu Tage. 
Über die Wirkung von Wertnormen ist gesichertes Wissen kaum 
vorhanden.  Die  Untersuchung  der  kombinativen  Wirkung  von 
Rechts-  und  Wertnormen (Klages)  steht  noch  in  den  Anfängen. 
Aber eine Parallele zwischen beiden Kategorien von Produzenten 
scheint  gegeben.  Grundwerte  und  Verfassungsnormen  treten 
diskontinuierlich in  Erscheinung,  hingegen werden Vertrags-  und 
Verwaltungsnormen  wie  am  Fließband  gefertigt.  Wird  die 
Normproduktion aus Opportunitätsgründen weitgehend eingestellt 
(Arbeitsrecht  als  Beispiel),  muss  die  richterliche  Gewalt  dieses 
Vakuum  füllen,  anderenfalls  würde  das  Rechtssystem 
zusammenbrechen. 
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Leistungsfähigkeit ökonomischer Steuerungsmechanismen 
Die ökonomischen Steuerungsmechanismen (2)  wie u.a. Märkte, 
Hierarchien,  Scheine,  Wahlen,  Netzwerke  haben  sich  über 
Jahrhunderte evolutionär entwickelt. Die jeweils herrschende Lehre 
hat den einen oder anderen Mechanismus mit Vorrang beachtet 
und  vermittelnd  dargeboten.  Hier  soll  aus  Zeitgründen  eine 
Aufzählung  der  wichtigsten  Theorieentwicklungen  genügen.  In 
historischer Abfolge handelt es sich um
Klassik,
Neoklassik,
Heterodoxe Theorien (Marx, Keynes, u.a.m.),
Institutionalismus.
Diese  Theorien  haben  überwiegend  nach  drei  Ebenen 
unterschieden. Es sind dies Makro-, Meso- und Mikro-Ebene. Mit 
den mikroökonomischen Steuerungsmechanismen beschäftigt sich 
heute vor allem die Betriebswirtschaftslehre. Die herausragenden 
Steuermänner auf der Realebene sind der Unternehmer und der 
Agent (Manager). Je mehr Agenten den Unternehmer verdrängen, 
desto lauter wird anscheinend der Ruf nach einer Wirtschaftsethik. 
Luhmann vermutet, dass mit diesem Rollenwechsel die Nachfrage 
nach "Blitzableitern" steigt.
Die  Bedeutung  der  Theorien  und  die  Kapazität  der 
Vermittlungsagenturen  erscheint  gegenüber  der  Nachfrage  nach 
Problemlösungen eine disproportionale Entwicklung genommen zu 
haben.  Wirtschaftswachstum  und  Unternehmungskonzentration 
führen zu einer ständigen Verdrängung der Marktsteuerung durch 
Hierarchiesteuerung  in  Unternehmungen  und  ihren 
Zusammenschlüssen.
Leistungsfähigkeit mikro-ökonomischer 
Steuerungsmechanismen 
Die Betriebswirtschaftslehre hat sich in der Epoche der Neoklassik 
entwickelt. Teils war sie bestrebt, ein Ebenbild des großen Bruders 
zu werden, teils verstand sie sich als Kontrastprogramm zu einem 
blutleeren  Theoriekonstrukt,  das  zur  Heranbildung  von 
Unternehmernachwuchs ungeeignet erschien. 
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Bei niedriger Systemkomplexität der zu steuernden Unternehmung 
reicht eine Struktur - Prozess - Folge des Organisierens  aus, um 
Ordnungen  zu  schaffen,  die  eine  hohe  Zielerreichung  eines 
arbeitsteiligen sozio-technischen Systems sichern. 
(3) Mit wachsender Systemkomplexität erwies sich eine Prozess - 
Struktur  -  Folge  des  Organisierens  erfolgreicher  und  effizienter. 
Hierbei orientiert sich der Organisator zunächst an der Bewältigung 
von  Ereignissen  und  Ereignisfolgen,  bevor  den  Strukturen  ein 
Regelungseffekt  zugestanden  wird.  Vorerst  nutzen  nur  wenige 
Unternehmungen  (u.a.  IBM)  diesen  neuen  Steuerungs-
mechanismus. 
Tritt  eine  noch  höhere  Systemkomplexität  in  Erscheinung,  dann 
wird  Steuerung  durch  Akteure  zum  Abenteuer.  Kollektive 
Erscheinungen gewinnen die Oberhand. Jetzt gilt der Satz von N. 
Luhmann, dass Steuerung nur Selbststeuerung sein kann. Je nach 
disziplinärer  Herkunft  des  Autors  wird  Selbststeuerung  auch  als 
Selbstorganisation,  Systemdynamik  oder  Synergetik  bezeichnet. 
Beispiele für Selbstorganisation bietet die Gesundheitsreform des 
Ministers  Blüm,  die  Neuordnung  der  Bundespost,  das 
Rundfunkwesen  nach  Zulassung  privater  Sendestationen,  der 
Coup von Wackersdorf, aber auch der Streit von LTU mit der ÖTV 
um eine  neue  Konzernstruktur  mit  weniger  Mitbestimmung.  Der 
Gewinn  an  Ordnung  erfolgt  bei  Selbstorganisation  über  eine 
"Transformation  von  Vielfalt  in  Struktur"  (Sahal).  Ein  zur 
Selbstorganisation  befähigtes  System  muss  in  der  Lage  sein, 
Einheit aus Vielfalt zu erzeugen. Es hat seinen Zweck zu erfüllen, 
obwohl viele Störungen den Weg dorthin steinig werden lassen.
 
Die Bedeutung der Bifurkation besteht darin, dass in einem System 
neue,  verzweigte  Zustände  geschaffen  werden.  Ein  System 
arbeitet  in  völlig  unterschiedlicher  Weise,  je  nachdem,  ob  es 
"oberhalb oder unterhalb" einer Schwellengröße angesiedelt ist. 
Befassen  sich  Betriebswirte  mit  dem  Verhältnis  von 
"Unternehmung"  und "Ethik",  so  tun sie  das vorerst  nur  auf  der 
Ebenen der niedrigsten Systemkomplexität. Für das Management 
großtechnischer  Anlagen  im  Mischbereich  von  Markt  und 
staatlicher Bürokratie fallen hierbei höchstens Brotkrumen ab.
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Erwartungsaggregate, ihre Wirkungsweise und Effizienz
Die  Steuerung  eines  sozio-technischen  Systems  bedarf  eines 
Mittlers.  Systematisch  dargestellt  hat  diese  Mittler  oder 
Erwartungsaggregate  N.  Luhmann  zunächst  in  seiner 
"Rechtssoziologie".   Diese  Vorarbeiten  wurden  auf  die 
betriebswirtschaftliche  Organisationslehre  übertragen  und  vom 
Autor  weiter  ausgebaut.  Als  Erwartungsaggregate,  die  eine 
ausreichende  Steuerungseffizienz  erwarten  lassen,  kommen  in 
Frage: Person, Rolle,  Norm, Wert  und neben einer Vielzahl  von 
Kombinationen auch die Norm-Werte-Kombination.
Jede bewusste Handlung orientiert sich selbst an Erwartungen. Mit 
zunehmender  Komplexität  eines sozio-technischen Systems wird 
die Herstellung von Erwartungszusammenhängen schwieriger. Wie 
gut können die aufgezählten Erwartungsaggregate ihre Garantie-
Versprechen einlösen?
Erwartungen lassen sich auf eine konkrete Person beziehen, z.B. 
auf ein exemplarisches Individuum, wie es der Schumpeter´sche 
Unternehmer verkörpert. Um Sicherheit von Erwartungen gewinnen 
zu  können,  muss  jemand eine Person  ausreichend gut  kennen. 
Diese Voraussetzung ist unter den gegebenen Umständen nur in 
kleinen Intimgruppen erfüllt.
Was kann ein Rollenträger garantieren, der meist austauschbar ist, 
und dem seine Rolle auf Zeit  übertragen wird? Rollen sind aber 
auch auf weitere Rollen angewiesen.  Gegenüber der Person kann 
der Rollenträger Erwartungszusammenhänge besser spezifizieren 
und  differenzieren.  Die  Entwicklungspotentiale  werden  erweitert, 
aber nur in einem begrenzten Rahmen.
Von Person- und Rollenträger kann abstrahiert werden, wenn die 
Erwartungszusammenhänge  einer  "verbal  fixierten 
Entscheidungsregel  für  richtiges  Handeln"  (Luhmann,  1972) 
übertragen  werden.  Die  Vermittlung  der  Norm  (Primär-  oder 
sekundärrechtliche  Norm)  erfolgt  völlig  im  Abstrakten.  Die 
Anwendung  der  Norm wird  durch  Institutionalisierung  garantiert. 
Eine solche Norm kann für eine unbegrenzte Anzahl von Personen 
und  Rollenträger  gelten.  Der  Bedarf  an  abstrakten 
Erwartungsprämissen, den überwiegend das positive Recht deckt, 
steigt  mit  zunehmender  Komplexität  sozialer  Verbände  und 
Einrichtungen.
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Verglichen  mit  Person,  Rolle  und  Regel  stellt  ein  Wert,  eine 
moralische Norm, die abstrakteste Stufe eines Zusammenhanges 
von Erwartungen dar. Werte sind abstrakt, wenig spezifisch und sie 
geben nur sehr unbestimmte Anhaltspunkte oder Orientierungen. 
Welche Garantiefunktion können sie leisten? Nur Menschen, die in 
einer  überschaubaren  Wertegemeinschaft  leben,  bürgen  dafür, 
dass Werte handlungsleitend werden. 
Die hier vorgestellten vier Erwartungsaggregate lassen sich aber 
auch kombinieren und bilden dann Konfigurationen. Damit wird es 
möglich,  einzelne Elemente unabhängig vom Gesamtkonzept  zu 
ändern. Rollen, Regeln und Werte werden so austauschbar. Nach 
Klages  (1977)  werden  über  die  Kombination  von  Regel  und 
Wertnorm  die  Möglichkeiten  erweitert,  menschliches  Handeln 
"weitgehend  erklärbar  und  prognostizierbar  zu  machen".  Eine 
empirische  Werteforschung  ist  gefordert,  die  hier  aufgestellten 
Hypothesen noch näher zu prüfen.
Regeln  und  Werte  wenden  sich  an  Normadressaten.  Diese 
Normadressaten besitzen eine abgestufte  Akzeptanzbereitschaft. 
Diese Bereitschaft  ist  beeinflussbar und zwar insbesondere über 
Ausgleichs-  und  kooperative  Spiele  (Axelrod).  Nur  bei 
Vorherrschen  einer  Wertgemeinschaft  von  Normgebern  und 
Normadressaten  kann  erwartet  werden,  dass  von  den 
Normadressaten  weder  Unbehagen  artikuliert,  noch  Widerstand 
gegen  die  Regelung  ausgeht.  In  pluralistischen  Gesellschaften 
bilden Gehorsam und Widerstand gegenüber Normensystemen die 
Regel. Ein Interessenausgleich ist gefragt, der soziale Interaktion 
und verallgemeinerungsfähige Interessen voraussetzt.
Eine  normative  Theorie  der  Organisation  hat  Spielregeln  zu 
gewinnen die eine nicht-dogmatische Normendiskussion erlauben. 
Diese  Art  von  Diskussion  wird  möglich,  wenn  auf  eine 
Letztbegründung von Normen verzichtet wird. Damit scheidet die 
deduktive  Methode  aus,  die  versucht,  von  einer  obersten  Norm 
ausgehend praktische Handlungsanweisungen durch Ableitung zu 
gewinnen.  Eine  nicht-dogmatische  Normendiskussion  wird  nach 
Luhmann  bei Anwendung des Falsifikationsprinzips möglich. Dies 
ist  unter  der  Voraussetzung  gegeben,  dass  Normen  kritisierbar 
formuliert werden.
Bei  struktureller  und  prozessualer  Organisationsarbeit  sind  die 
Normadressaten  bekannt.  Ein  Diskurs  unter  den  Beteiligten 
und/oder Betroffenen ist möglich. Wird er abgebrochen, besteht für 
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eine  Regelung  des  Handelns  wenig  Erfolgsaussicht. 
Fundamentalistisches Dogma und strukturelle Gewalt  können an 
die Stelle eines rationalen Diskurses treten und normatives Wissen 
kann  durch  positives  (naturalistischer  Trugschluss)  verdrängt 
werden.
Erfordert  jedoch  die  Komplexität  der  sozio-technischen Systeme 
den  Übergang  zur  Selbststeuerung,  dann  treten  kollektive 
Phänomene in den Mittelpunkt und das Organisationsmitglied als 
Normadressat  wandert  in  die  Systemumwelt  ab.  Ordnungs-  und 
chaotische  Zustände  liegen  jetzt  nahe  beieinander.  Kleine 
Ursachen können große Wirkungen (u.a. Katastrophen) auslösen. 
Die Anpassung und Ausdifferenzierung des Systems erfolgt über 
Differenzen, Ungleichgewichte, Instabilitäten in der Umwelt und im 
eigenen System. Kontrollversuche und Interventionen von außen 
bleiben  wirkungslos.  Politisches  Agieren  erzeugt  Widerstand. 
Markt-,  Regierungs-  oder  Organisationsversagen  tritt  in 
Erscheinung.  Aus  diesem  Grund  verwirft  N.  Luhmann  das 
handlungstheoretische  Konzept,  das  beim  strukturellen  und 
prozessualen  Ansatz  des  Organisierens  zu  Grunde  liegt.  Er 
verspricht  sich  von einer  Universalisierung der  Konzepte  keinen 
Erfolg. Die hier abweichend vertretene Auffassung geht von einer 
Substitutionsfolge in Abhängigkeit der Systemkomplexität aus, und 
stützt  sich  auf  das  systemtheoretische  Konzept  der 
Selbstorganisation (auch: Systemdynamik, Synergetik) nur dort, wo 
das  Ausmaß  an  Komplexität  die  handlungstheoretischen 
Steuerungsmechanismen überfordert.
Welche Schlussfolgerung lässt sich ziehen, wenn die Stufenfolge 
von  Systemkomplexität  eine  differenzierende  Betrachtung 
verlangt? Heilige und/oder auch Heroen können den Menschen als 
Menschen nur dort moralisch bindende Schranken setzen, wo die 
Systemkomplexität  gering  ist.  Der  Sozialisation  durch  primäre 
Gruppen  kommt  eine  bedeutsame  Rolle  zu.  Ethik  als 
Lehrgegenstand erscheint deplaciert.
Am anderen Ende der Stufenfolge von Systemkomplexität gibt es 
für  heroische  Entscheider  oder  liebenswerte  Heilige  keine 
Interventionsmöglichkeit,  um  das  Böse  durch  das  Gute  zu 
verdrängen.  Wiederum  erscheint  Ethik  als  Lehrgegenstand 
deplatziert. Worauf es ankommt, das dürften Regisseure sein, die 
ein Ausdifferenzieren von Systemen durch instabile Elemente zu 
meistern  verstehen,  wodurch  drohendes  Chaos  ständig  in  neue 
Ordnung  überführt  wird.  Wer  als  Kaufmann  und  Ökonom  das 
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Medium Geld zu instrumentieren weiß, wer als Wissenschaftler das 
Medium Wahrheit und wer als Politiker Macht souverän handhaben 
kann,  wer  Systeme zu  koppeln  versteht,  wer  Letztelemente  der 
Systeme zu bilden in der Lage ist, die nicht weiter auflösbar sind, 
der überlässt dem Teufel keinen Spielraum für das Böse. Selbst 
geringe  moralische  Urteilsfähigkeit  führt  noch  zu  keiner 
Überforderung.
Erfolgreiche Moralisten in kleinen Gemeinden (u.a. J. Carter), die 
ihre  "Erfolgsrezepte"  auf  hochkomplexe  Erscheinungen  des 
gesellschaftlichen Lebens zu übertragen versuchen, verkaufen wie 
Faust  ihre  Seele  an  Mephisto  ohne  einzusehen,  welchen 
Bundesgenossen  sie  sich  gewählt  haben.  Moralische 
Urteilsfähigkeit ist unter Menschen nicht gleich verteilt. Sollte sich 
die  hier  behauptete  Verteilung  zwischen  Systemkomplexität 
einerseits  und  mehrdimensional  verteilter  moralischer 
Urteilsfähigkeit  andererseits  bestätigen,  hat  das  für  die 
Einrichtungen  der  wissenschaftlichen  und  beruflichen  Bildung 
tiefgreifenden  Änderungsbedarf  zur  Folge.  Einen  bestehenden 
Fächerkanon  nur  um  Ethik  zu  erweitern,  greift  bei  dieser 
Problemlage sicherlich zu kurz.
Außerökonomische Forschungsansätze
Mit  dem  vorausgehenden  Kapitel  ist  der  theoretisch-begriffliche 
Bezugsrahmen  der  wirtschaftswissenschaftlichen  Disziplinen 
bereits überschritten worden. Komplexe sozio-technische Systeme 
gewinnen ihre Steuerungsfähigkeit  nicht  durch den Beitrag einer 
wissenschaftlichen  Disziplin,  wenngleich  autonome 
Funktionssysteme  mit  wissenschaftlichen  Disziplinen 
korrespondieren  können.  Die  bisherigen  Ausführungen  haben 
handlungs-  und  systemtheoretische  Ansätze  bevorzugt,  soweit 
diese  unmittelbar  in  den  Wirtschaftswissenschaften  angesiedelt 
sind.  An  dieser  Stelle  wird  in  der  gebotenen  Kürze  noch  auf 
Beiträge  Axelrods  und  Kohlbergs  eingegangen,  die  der 
Sozialpsychologie und Soziologie zuzuordnen sind.
Lawrence  E.  Kohlberg   befasst  sich  an  Hand  empirischer 
Untersuchungen  mit  der  Entwicklung  moralischer  Urteilsfähigkeit 
von Jugendlichen und Erwachsenen. Er hebt dabei den Aspekt der 
Gerechtigkeit, der rational konsensfähig begründeten Lösung von 
Konflikten hervor, in denen Ansprüche und Rechte verschiedener 
Individuen  miteinander  konkurrieren.  Zahlreiche  amerikanische 
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Untersuchungen sind den jetzt in Angriff genommenen deutschen 
Replikationsstudien vorausgegangen.  Dabei  stehen vor  allen die 
Übergänge  zwischen  sechs  Stufen  der  Moralentwicklung  im 
Mittelpunkt.
Die Forschungsarbeit R. Axelrods  geht von der Fragestellung aus, 
wie Individuen aus eigenem Interesse handeln, wenn sie staatliche 
Herrschaft  strikt  vermeiden  möchten.  Mit  Hilfe  von 
Simulationsstudien  versucht  Axelrod Faktoren zu entdecken,  die 
für die Entstehung von Kooperationen (besser: sozialem Tausch) 
notwendig sind. Alle bisher weltweit gesammelten Vorschläge für 
das  Simulationsspiel  konvergieren  in  dem  Ergebnis,  dass  ein 
mittleres  Anspruchsniveau  bei  der  Durchsetzung  der  Norm  ein 
Optimum an Normakzeptanz verspricht.
Die aktuellen Beiträge der betriebswirtschaftlichen 
Fachgemeinschaft zur Ethik 
Wird von einer kurzen Anmerkung von H. Albach zu dem neuen 
Beitrag  von  F.  Hoffmann  und  W.  Rebstock  zur 
Unternehmungsethik  abgesehen,  gibt  es  zwischen  der  hier 
bevorzugten  problemorientierten  Entwicklung   der  Thematik  und 
den  Beiträgen  von  Lattmann,  Steinmann  und  Ulrich  kaum 
Berührungspunkte. Die Frage Albachs lautet, ob Ökonomie frei von 
Ethik sei oder ob Ökonomie Ethik ist. Seine Antwort ist eindeutig 
und  konträr  zu  den  anderen  Positionen.  „Die  Ökonomie  der 
Marktwirtschaft  hat  tiefe  ethische  Wurzeln  -  sie  ist  Ethik. 
Voraussetzung  der  Marktwirtschaft  ist  die  Gleichheit  der 
Menschen,  die  Achtung  ihrer  Autonomie  und  damit  ihrer 
Menschenwürde,  die  Anerkennung  der  Freiheit  ihrer 
wirtschaftlichen Betätigung und damit  ihrer persönlichen Freiheit. 
Die Marktwirtschaft beruht auf der ethischen Entscheidung für eine 
Organisation,  die  Entscheidungsrecht  und  Verantwortung  für  die 
Entscheidungsfolgen  derselben  Instanz  (Person,  Unternehmen) 
überträgt.  Dezentralisation  und  Subsidiarität  sind  ethische 
Prinzipien,  die  der  Marktwirtschaft  innewohnen."  (H.  Albach, 
Editorial, ZfB 59(1989)6, S. 587)
Albach beschreibt  hier  etwas anderes als  die Identität  zwischen 
Marktwirtschaft  und  Ethik.  Er  zählt  die  Prämissen  auf,  die  bei 
Selbstorganisation  vorausgesetzt  werden  müssen.  Soweit 
Marktwirtschaft  ein  autonomes  Funktionssystem  bildet,  besteht 
kein  Anlass  für  moralische  Interventionen.  Selbst  der 
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Marktteilnehmer  mit  der  geringsten  moralischen  Urteilsfähigkeit 
wird  nicht  überfordert.  Das  hinsichtlich  der  aktuellen  Ereignisse 
instabile, bezogen auf längerfristige Entwicklung dynamisch-stabile 
System  Marktwirtschaft  leistet  diese  Entlastung.  Ethische 
Orientierungshilfe  ist  nur  dort  gefragt,  wo  die  Regisseure 
selbstorganisatorischer  Gestaltung  versagen.  Hilfreich  wird  sie 
dann  aber  nur  für  eine  Minderheit,  die  die  oberste  Stufe 
menschlicher Moral zu erreichen vermochte. Wer die Moral zu früh 
ins Feld führt, der korrumpiert sie.
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Teil 2
Übergang vom Einstiegsszenario zur Reformthematik i.e.S. hier: 
2.1 Kurzfassung / Abstract/ Resümee
Regierungs-  und  Verwaltungsreform  von  1975ff  in  der  
Retroperspektive
Das erste Kapitel registriert  Ereignisse aus der Zeitperiode nach 
Beendigung  der  Arbeit  durch  die  interministerielle  Projektgruppe 
Regierungs-  und  Verwaltungsreform  beim  Bundesminister  des 
Innern (Beobachtungszeitraum: Ende 1975 bis Herbst 1977), die 
auf einen Innovationsschub, auf Resignation oder Rückkehr in den 
grauen Alltag hinweisen.
In zweiten Kapitel werden Entwicklungspfade vorgestellt, die eine 
Theorie innovativer Staatstätigkeit verfolgen und ausbauen kann. 
Für die späteren Kapitel 3 - 6 werden Kriterien zur Beurteilung und 
Evaluierung erarbeitet.
Die  im  dritten  Kapitel  vorgestellten  Konzepte,  basierend  auf 
Aussagen  der  Innovation-  und  Diffusionsforschung,  können 
möglicherweise  dazu  dienen,  die  kontroverse  Meinungsbildung 
über  die  Rolle  der  Projektgruppe  Regierungs-  und 
Verwaltungsreform neu zu überdenken.
Das vierte  Kapitel  stellt  der  Eigenevaluierung  der  Projektgruppe 
(Bundesdrucksache  7/2887)  eine  Fremdevaluierung  des 
Verfassers  gegenüber.  Eingangs  werden  die  Beschränkungen 
diskutiert,  die  bei  der  vorgenommenen  Art  der  Evaluierung 
respektiert werden müssen.
Die Fremdevaluierung ist prozessorientiert. Sie stützt sich auf das 
verfügbare dienstliche Schrifttum, jedoch nicht auf Akteneinsicht.
Im fünften Kapitel  wird  versucht,  eine Antwort  auf  die  Frage zu 
finden "Ist  die  politische Strukturreform ihrem eigenen Anspruch 
von  1970  gerecht  geworden?"  Diese  Frage  wird  klar  verneint. 
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Erzielte  Teilerfolge,  erkennbare  Lernfortschritte  und  positive 
Nebenwirkungen  werden  herausgestellt.  Es  wird  nicht 
ausgeschlossen, dass diese Teilerfolge wichtige Bindeglieder für 
die weitere Verwaltungsreformarbeit bilden können.
Das  sechste  und  letzte  Kapitel  eröffnet  Perspektiven,  die  zu 
verfolgen  lohnend  sein  dürfte.  Dabei  wird  vor  allem  von  der 
Lernfähigkeit  und  weiteren  Annahmen  über  menschliche 
(individuelle  und  kollektive)  Verhaltensweisen  ausgegangen,  die 
hohe Realitätsnähe besitzen dürften.
Das  nachfolgende  Schaubild  1  präsentiert  den  Untersuchungs-
gegenstand  an  einem  wichtigen  Ausschnitt.  Der  Verflechtungs-
bereich  von  Politik  und  öffentlicher  Güterproduktion  wird 
vorgestellt. 
Die Projektgruppe befasste sich überwiegend mit den politischen 
Strukturen  auf  Bundesebene.  Der  theoretisch-begriffliche 
Bezugsrahmen  des  Verfassers  bezieht  jenen  bürgernahen 
Umsetzungsbereich mit ein, der vor allem darüber entscheidet, ob 
Reformen auch greifen. Nur ein Appell, der Aufforderungscharakter 
besitzt und nicht mehr, wird der Sache, um die es hier geht, nicht 
gerecht.
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2.2 Befindet sich die Regierungs- und 
Verwaltungsreformarbeit vor einem 
Innovationsschub? 
Das Publikum war verunsichert.  Zu viele neue Pferde kamen an 
den  Start.  Die  Meinungsmacher  vor  den  Wettschaltern  hatten 
Hochkonjunktur.  Noch  mehr  als  die  Besitzer  setzten  die 
Stallburschen auf ihre Favoriten.
Im  Jahre  1968  in  das  Rennen  geschickt,  wurde  das  lahmende 
Pferd "Regierungs- und Verwaltungsreform" mit den letzten Tagen 
des Jahres 1975 - ohne Aufsehen zu erregen - mit  einer sicher 
wirkenden Verfahrensregel aus dem Rennen gezogen (siehe dazu 
das “virtuelle Denkmal” am Textende).
Fast  zwei  Jahre vergingen,  ohne dass der  Ablauf  des Rennens 
irgendjemand zu interessieren vermochte. Doch sind in letzter Zeit 
drei Ereignisse eingetreten, die darauf hindeuten, dass die Periode 
des Stillstandes zu Ende gehen dürfte.
Da kündigen Auguren1) von jenseits  des Atlantiks das Ende der 
Ruhepause an. Die Anreize für neue Taten und Aktivitäten kämen 
in  den  USA von  Watergate,  der  Konfusion  über  eine  wirksame 
Wirtschaftspolitik, dem Fehlmanagement in Sachen "Energie" und 
den Kontroversen über den Geheimdienst CIA.
 
Aber auch die westeuropäischen Demokratien standen alsbald vor 
der  Notwendigkeit,  das  Thema  erneut  aufzugreifen.  Diese 
Überlegungen rechtfertigen den Versuch von A. F. Leemans, einen 
Sammelband über das Neuerungs-Management von Regierungen 
zu  einem Zeitpunkt  herauszugeben,  der  ansonsten  keine  große 
Aufnahmebereitschaft  versprechen konnte.  Er  enthält  neben vier 
theoretischen  Beiträgen  insgesamt  acht  Fallstudien  aus 
verschiedenen  Ländern.  Der  Bonner  Rechtswissenschaftler  U. 
Scheuner 2) steuert die bundesrepublikanische Fallstudie bei. 
Das zweite Ereignis besteht in der kritischen Aufarbeitung der von 
der  interministeriellen  Bonner  Projektgruppe  "Regierungs-  und 
Verwaltungsreform"  entwickelten  Reformstrategie  durch  einen 
Beteiligten. Diese organisationstheoretische Arbeit leistete Manfred 
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Lepper3),  der  mehrere  Jahre  die  Sekretariatsgeschäfte  für  die 
Projektgruppe zu erbringen hatte.
Fast  gleichzeitig  meldeten  sich  zwei  ehemalige 
Projektgruppenmitglieder zu Wort, die zum Inhalt und zum Konzept 
wichtige Anmerkungen zu machen hatten. Edda Müller 3a) diskutiert 
zwei Schwerpunkte aus der "vor-Ort”-Phase der Projektgruppe und 
verbindet damit die Frage, ob im Jahre 1977 kein Bedürfnis für eine 
Regierungs-  und  Verwaltungsreform  mehr  bestanden  habe, 
nachdem  die  Regierungserklärung  von  1969  noch  den  Satz 
enthielt: "Die Regierung muss bei sich selbst anfangen, wenn von 
Reformen die Rede ist". 
(Im  Rückblick  haben  nur  folgende  Mitglieder  aller  bisherigen 
Regierungen bis zum Jahre 2006 diesen Anspruch eingelöst: 
-Dr. Erich Benda als Bundesinnenminister
-Joseph Ertl als Bundeslandwirtschaftsminister) 
Der zweite Beitrag von Herbert König3b) verspricht einen Schlüssel, 
der  das  Tor  zur  dynamischen  Verwaltung  dann  zu  öffnen 
verspricht,  wenn das Schlüsselprofil  gleichzeitig  die Zuhaltungen 
"Organisation", "Programm" und "Budget" zu greifen erlaubt.
Das dritte Ereignis setzt sich aus vielen Einzelaktionen zusammen, 
die  sich  teils  als  wohlwollende  Reminiszenzen,  teils  als  kräftige 
Seitenhiebe  einordnen  lassen.  Einige  davon  sollen  hier  zur 
Verdeutlichung angeführt werden. So vermutet H. König 4) in einer 
Buchbesprechung,  dass  die  von  der  Projektgruppe  über  die 
beabsichtigte Strukturveränderung dargebotene Information gerade 
gut für Schubläden, Schränke oder Papierkörbe gewesen sei. Ihr 
Mangel bestehe darin, dass kein Gleichgewicht in der Behandlung 
von  Strukturprobleme  und  organisationalen  Verhaltensweisen 
gefunden worden sei.
In  einer  Fußnote  eines  Aufsatzes  von R.  Schnur  5),  wird  einem 
ausländischen Experten zugestimmt, dass in amtlichen Berichten 
nichtjuristische  Termini  wie  "machinery"  und  "organization"  die 
juristische Domäne "Wahl zwischen Werten" verdränge. Das wäre 
nach Schnurs Meinung auch von der Projektgruppe zu sagen, die 
sich  früher  lautstark  gab,  heute  jedoch  in  aller  Stille  aufgelöst 
worden sei. Ganz anders stünde es da um die stark mit Juristen 6) 
durchsetzte  Enquete-Kommission  zur  Parlamentsreform,  die  mit 
ihrem Auftrag “zu Rande gekommen sei".
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Im Text vermerkt Schnur, dass es nicht unwahrscheinlich sei, wenn 
sich  gescheiterte  Reformer  indigniert  absetzen  und  das  System 
sich  selbst  überlassen  würden,  obwohl  dessen  Bedarf  an 
wissenschaftlichem Rat  nach  einem Scheitern  nur  noch  steigen 
könne.
Eine Buchbesprechung, die sich auf den Beitrag eines Mitgliedes 
der  Projektgruppe  zu  den  Berichten  der  Kommission  für  den 
wirtschaftlichen und sozialen Wandel  bezieht,  beendet  Schnur  7) 
mit  der  Frage,  ob  es  sich  hier  nicht  um  eine 
Beschäftigungstherapie  für  nicht-juristische  Disziplinen  handeln 
könnte.
Siedentopf  und Koch  8) ordnen Struktur-  und Gebietsreform den 
tiefgreifenden Veränderungen im Leben einer Organisation zu. Der 
Projektgruppe halten sie vor, sie hätte die Änderungsbereitschaft 
bei  politischer  Führung  und  öffentlicher  Verwaltung  unterstellt, 
jedoch nicht problematisiert. Sie fordern dazu auf, die Fehlschläge 
zu  untersuchen.  Dabei  solle  nicht  der  Einzelfall  im  Vordergrund 
stehen.  Vielleicht  denken sie dabei  an das punktuelle  Vorgehen 
des Rechnungshofes  9) von Rheinland-Pfalz in der Angelegenheit 
Wema-Institut, oder sie meinen persönliche Rechtfertigungen oder 
Einzelfallstudien. Vielmehr erwarten sie sich generalisierungsfähige 
Beiträge  zu  einer  "Verwaltungsreformlehre"  und  die  Vorbilder 
sehen sie sehr konkret in der Theorie geplanten organisatorischen 
Wandels.
Helmut Klages  10) untersucht die unterschiedlichen Grenzverläufe, 
die bei Reorganisationen von privaten Unternehmungen und dem 
Staat zu beachten seien. Er warnt  vor schizophrenen Ideen und 
möchte  Illusionen  vermieden  sehen,  wenn  Organisationsreform 
zum zentralen Sektor der Staatsmodernisierung wird.
Die  vermutlich  erste  Stimme  der  Kritik  erhob  Horst  Ehmke  11), 
Mitinitiator  der  Regierungs-  und  Verwaltungsreform  und 
langjähriges  Mitglied  des  Kabinettausschusses,  der  diese 
Reformarbeit zu steuern und damit politisch zu verantworten hatte. 
Sein  Urteil  über  den  "Ersten  Bericht  der  Projektgruppe"  lautete 
"teils  sehr  theoretisch,  teils  schon praktikabel".  Er  forderte  dazu 
auf,  die  Widerstände  gegen  die  Planung  zu  analysieren,  zu 
erkennen und Durchsetzungsstrategien zu entwickeln.
Die Forderung Ehmkes stammt aus dem Jahre 1971. Mehr als fünf 
Jahre  später  beginnen  einige  der  Gutachter  der  Projektgruppe, 
diese Forderung einzulösen. Erstaunlich dabei ist nur, wie gering 
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ihre Erinnerungsfähigkeit an die Zeit engster Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedern der Projektgruppe ausgeprägt ist.
Fast gleichzeitig entdecken drei der prominentesten Gutachter die 
Implementationsforschung. Es handelt sich um Renate Mayntz  12), 
Frieder Naschold 13) und Fritz Scharpf 14).
R. Mayntz steuert theoretische Überlegungen zur Implementation 
politischer Programme bei. Ihr theoretischer Bezugsrahmen ist den 
Policy  Sciences  verpflichtet.  Sie  stellt  damit  im  eigenen 
Verständnis ein "neues Forschungsgebiet" vor. 
F.  Naschold  referiert,  ohne  nähere  Einzelheiten  zu  geben,  die 
unbestrittenen  Mängel,  die  bei  mittel-  und  langfristiger 
Verwaltungsplanung  nach  Ansicht  wissenschaftlicher  Experten 
aufgetreten seien. Es wären dies Mängel der Planungskonzepte, 
personelle und organisatorische Defizite der Ministerialorganisation 
und  mangelhafte  Einführungsstrategien.  Den  entscheidenden 
Engpass staatlicher Planungsrationalität sieht F. Naschold bei den 
mangelhaften Einführungsbemühungen.
F.  Scharpf  und  Mitarbeiter  legen  mit  Ihrer  Arbeit  zur 
"Politikverflechtung" nach Meinung von R. Mayntz einen konkreten 
Beitrag  zur  Implementationsforschung  vor.  Letztere  sei  die 
Voraussetzung,  um  eine  steuerungsorientierte  Politiktheorie 
überhaupt entwickeln zu können. Gleichzeitig hebt R. Mayntz die 
Beiträge der Ökonomen wie u.a. D. Fürst und G. Schmölders zur 
Implementationsforschung  hervor,  ohne  jedoch  die  weit 
zahlreicheren  Arbeiten  zur  betriebswirtschaftlichen  Planung  und 
Organisationstheorie 15) auf diesem Gebiet zu erwähnen.
Auf  dem  wissenschaftlichen  Kongress  1977  der  Deutschen 
Vereinigung für  politische Wissenschaft  in  Bonn beschäftigt  sich 
eine  Arbeitsgruppe  mit  der  Thematik  "Organisations-  und 
Verwaltungsreform und Politikwissenschaft". Viele Fachvertreter, in 
Anwesenheit  einiger  Außenseiter,  diskutieren  die  Rolle  der 
Politikwissenschaft bei Regierungs- und Verwaltungsreformen und 
problematisieren  damit  das  Theorie-  und  Praxisverhältnis  im 
Rückblick. Dabei kommt sicherlich zu kurz, in welchem Maße sich 
die  Bundes-Exekutive  durch  die  Projektgruppe  Regierungs-  und 
Verwaltungsreform der wissenschaftlichen Forschung öffnete. Wird 
von  der  betriebswirtschaftlichen  Organisationstheorie  hierbei 
abgesehen,  bot  die  Projektgruppe  nahezu  allen  sozial-
wissenschaftlichen  Disziplinen  eine  bisher  nie  gebotene Chance 
der Mitwirkung. H. Rudolph 15a) überschrieb deshalb seinen Bericht 
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über  diesen  Kongress  in  der  Frankfurter  Allgemeinen  Zeitung 
sicherlich zu recht mit "Die Politologen am Ende ihrer Illusionen. 
Eine nüchterne Bilanz großer Hoffnungen". Der Kongress erörterte 
die  Evaluierung  von  Verwaltungsreformen.  Was  er  jedoch 
unterließ, war die Evaluierung der eigenen Forschungsstrategien, 
die 1968 bis 1975 das Feld beherrschten, wenn zunächst einmal 
von der zu späten Wahrnehmung der Implementationsproblematik 
abgesehen wird.
Jenseits  des  öffentlichen  Marktes  lassen  sich  aber  auch 
kontinuierliche Anstrengungen im öffentlichen Sektor ermitteln, die 
selbst der eingebundenen Projektgruppe verborgen blieben. Dazu 
rechnet die Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung, eine 
Reorganisation 15b) im Jahre 1971 und der Ausbau eines Gesamt-
planungssystems  15c) im  Bundesministerium  des  Post-  und 
Fernmeldewesens.  Grundlagen  dazu  leisteten  die 
Erkenntnisfortschritte  der  betriebswirtschaftlichen  Organisations- 
und Planungstheorie aus den sechziger Jahren.
In seinem "Aktionsprogramm zur Dienstrechtsreform" 15d) stellt das 
herausgebende  Bundesministerium  des  Innern  fest,  dass  die 
Reform des öffentlichen Dienstes die Bereiche Dienstrechts- und 
Verwaltungsreform  umfasse.  Beide  stünden  in  "enger 
wechselseitiger Beziehung". Es wird in Aussicht gestellt, dass das 
unterbreitete dienstrechtliche Aktionsprogramm durch "Vorschläge 
zur  Verwaltungsreform"  ergänzt  werde.  Gleichzeitig  wird  zum 
Ausdruck gebracht, dass die bestehenden Abhängigkeiten sowohl 
in den Phasen der Planung als auch der Realisierung zu beachten 
seien. Die zeitliche Dringlichkeit bei Planung und Realisierung wird 
dabei nicht problematisiert.
Während  die  "Studienkommission  zur  Reform  des  öffentlichen 
Dienstrechtes"  nach  zweijähriger  Tätigkeit  1973  ihre  Arbeit 
abschloss,  hat  die  "Projektgruppe  Regierungs-und 
Verwaltungsreform" 1975 ohne einen Abschlussbericht vorzulegen, 
ihre Arbeit eingestellt. Nun postulieren kompetente Fachleute, dass 
zwischen  Dienstrecht  und  Verwaltungsreform  nicht  nur  eine 
Interdependenz  sondern  auch  ein  zwingendes 
Reihenfolgenproblem bestehen würde.
 
Zunächst  sei  die  Struktur  zu  verändern,  dann  könne  das 
Dienstrecht  neugestaltet  werden und nicht  umgekehrt.  Zuerst  ist 
ein  Problem  zu  lösen,  bevor  rechtliche  Normierungen  eine 
dauerhafte Lösung verbürgen können und nicht umgekehrt.
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Die ergänzenden Vorschläge zur  Verwaltungsreform sind erst  in 
Aussicht gestellt.  Im Bereich des Dienstrechts befindet sich aber 
bereits  eine  Implementierungsgruppe  an  der  Arbeit.  Die  einen 
stehen in der Phase der Planung, während die anderen sich der 
Phase  der  Realisierung  zuwenden.  Einer  Abstimmung  steht 
weiterhin im Wege, dass viele Ressorts zwischenzeitlich bezüglich 
Struktur-  und  Organisationsreform eigene Wege gegangen sind. 
Nichts spricht für die Vermutung, dass in kurzer Zeit eine Plattform 
gefunden  wird,  die  einen  interministeriellen  Minimalkonsens 
verspricht. Die Gefahr wächst, dass als neuer Favorit ein Pferd ins 
Rennen geschickt wird, das deshalb verliert, weil es am Schwanze 
aufgezäumt wurde.
Die Übergangslandschaft, die hier gemalt wurde, ist facettenreich. 
Der  Vordergrund  lässt  wenig  Lernfortschritte  erkennen.  Das 
Krisenmanagement  beherrscht  die  Szene.  In  der  Krise  erhielten 
jene  Auftrieb,  die  der  Erfahrung  und  der  öffentlichen 
Mehrheitsmeinung  besondere  Beachtung  schenken.  Die 
getroffenen Entscheidungen binden wesentliche Ressourcen. Die 
Effizienz kommt zu kurz. Für die Stellenvermehrung in bestimmten 
Aufgabenfeldern bedurfte es keiner Rechtfertigungskünste. Die in 
besserer  organisatorischer  Strukturierung  liegende  Alternative 
wagte niemand laut zu denken.
Im Mittelgrund der Landschaft formieren sich innovative Gruppen, 
Adoptionseinheiten  und  ihre  Widersacher.  Bei  den  Politologen 
scheint die Formation aufgelöst. Die Widersacher in den eigenen 
Reihen  haben  gründliche  Arbeit  geleistet.  Die 
Verwaltungswissenschaft  zerfließt  in  paradigmatischer  Vielfalt, 
obwohl  sie  kaum  eigene  Truppen  ins  Feld  zu  werfen  hat.  Die 
juristischen  Fachgebiete  murren,  räuspern  sich  oder  verbleiben 
ihrem Schweigegebot treu. Den Ton geben primär die Ökonomen 
an, seien es im Makrobereich die Finanzwissenschaftler oder im 
Mikrobereich die Vertreter der öffentlichen Betriebswirtschaft  und 
der Organisation.
Den  Hintergrund  bilden  Problemberge  in  bizarrer  Vielfalt.  Ihre 
Namen  sind  Energie,  Umwelt,  Marktdeformation,  Vetoblockade, 
Nord-Süd-Konflikt,  organisatorisches  Dilemma,  strukturelle 
Arbeitslosigkeit und abweichendes Verhalten der gesellschaftlichen 
Außenseiter.  Diese  Berge  werden  von  seilbahnfahrenden 
Massentouristen bewundert, angestarrt oder wegen Kurzsichtigkeit 
nur  verschwommen gesehen.  Eine  systematische  Erkundung ist 
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erst  in  Einzelfällen  in  Angriff  genommen  worden.  Ohne 
ausreichende  Kenntnis  dieser  Bergwelt  werden  Reformstollen 
vorangetrieben,  von  denen  niemand  weiß,  wo  sie  sich  neuen 
Horizonten öffnen werden.
Das Gesamtbild zeigt  keine klaren Konturen. Die Anforderungen 
des Alltags lassen das Krisenmanagement bevorzugen. Auf Dauer 
lässt sich diese Art des Managements aber nicht betreiben. Meist 
sind Krisen die Auslöser von Innovationsschüben. Niemandem ist 
es  jedoch  bisher  gelungen,  derartige  zufallgesteuerte  Prozesse 
vorherzusagen. Was möglich zu sein scheint, dürfte eine bewusste 
Einflussnahme  auf  die  Bedingungen  sein,  durch  die  sich  die 
Prozessintensität  beeinflussen  lässt.  Darüber  handelt  das  nun 
folgende Kapitel.
2.3 Entwicklungspfade einer "Theorie 
innovativer Staatstätigkeit"
Welche  Entwicklungspfade  von  der  Implementationsforschung 
heute   beschritten   werden,   kann  für  den  englisch-sprachigen 
Kulturkreis  bei  R.  Schultz  und  D.B.  Slevin  16) und  für  den 
deutschsprachigen bei W. Bierfelder  17) nachgelesen werden. Die 
bereits  erwähnten  Arbeiten  von  Leemans  und  Mayntz  sind 
zwischenzeitlich  hinzugekommen.  Wo  Erkenntnispluralismus 
dominierend ist, da entwickelt sich neues Wissen vermutlich nach 
Mustern,  wie  sie T.S.  Kuhn  18) beschrieben hat.  Die Faszination 
neuer  Ansätze  verstärkt  die  Beiträge  einzelner  Wissenschaftler, 
eine  Theorie  entsteht,  kommt  in  ihre  Reifejahre,  um  dann  zu 
degenerieren.  Paradigmen  entstehen,  verbreiten  sich,  werden 
letztendlich Teil der Wissenschaftsgeschichte.
Dieses Auf und Ab lässt sich auch bei Produkten und Verfahren 
(Technologien)  beobachten.  Innovation-  und  Diffusionsforschung 
fanden hier ihren Gegenstand. Die modernen Naturwissenschaften 
und formalen Wissenschaften (Mathematik, Informatik) bilden die 
Grundlagen  für  eine  systematische  Gewinnung  neuer 
Technologien. Die Ingenieurwissenschaften sind die Vermittler des 
anwendungsorientierten Wissens. 
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Die Produktion von Gütern und Diensten wird  seit  Eintritt  in  die 
Massen- und Fließfertigung zunehmend von Produktionen höherer 
Ordnung wie Planung, Organisation und Kontrolle überstülpt.
Die  Ausbringungen  dieser  Meta-Produktion  sind 
Sozialtechnologien, die verschiedentlich auch Sozialinnovationen19) 
genannt werden. Vermittler dieser Sozialtechnologien sind neben 
einigen  Ingenieurfächern  (Fabrikplanung,  Fertigungstechnik) 
insbesondere die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, die sich 
als  anwendungsbezogene  Disziplinen  verstehen.  Dazu  zählen 
betriebswirtschaftliche  Planung,  Organisationstheorie,  regionale 
Wirtschaftspolitik,  Operations Research und Steuerwirkungslehre. 
Die Grundlagen dieser Disziplinen bilden, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen,  formale  Wissenschaften  (Mathematik,  Informatik, 
Entscheidungslogik) und verschiedene Verhaltenswissenschaften. 
Am weitesten  fortgeschritten  ist  diese Synthese  in  Management 
Science  und  den  verhaltensorientierten  betriebswirtschaftlichen 
Teiltheorien  wie  Absatzwirtschaft,  Innovationsforschung, 
Organisationslehre und Personalwesen.
An  dieser  Stelle  zeigen  sich  beachtliche  Affinitäten  zwischen 
staatlicher  Programm-,  Organisations-  und  Personalpolitik  und 
privatwirtschaftlichem  Neuerungsmanagement  in  Verbindung  mit 
Reorganisations-  und  Personalkonzepten.  Vor  allem  die 
Entwicklung  eines Konzeptes der  Policy Sciences vermittelt  den 
Anschein,  als  sei  hier  ein  theoretischer  Bezugsrahmen  bereits 
gefunden, der eine größere Anzahl von Handlungswissenschaften 
aufnehmen könnte.
Während  H.  Siedentopf  seine  Erwartungen  an  eine 
Verwaltungsreformlehre knüpft, deren Beschaffenheit der "Theorie 
des  geplanten  organisatorischen  Wandels"  entsprechen  soll, 
knüpfen die im Beitrag von W. Bierfelder 17) einbezogenen Arbeiten 
von  Ökonomen,  Betriebswirten  und  Organisationstheoretikern 
unmittelbar  an  eine  "Theorie  geplanten  Wandels  von 
Organisationen"  an.  Dabei  wird  eine  Weiterentwicklung  zu einer 
"Theorie  innovativen  Verhaltens  von  Organisationen"  nicht 
ausgeschlossen.
Insgesamt  können  vorerst  drei  mit  paradigmatischem  Potential 
ausgestattete  Ansätze  der  Implementationstheorie  unterschieden 
werden.  Sie  lassen  sich  nach  Problembereichen  und 
Entwicklungsstand wie folgt beschreiben:
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Ansatz      Problembereiche           Realisierungsgrad
1. humanistischer Ansatz
Dieser  thematisiert  Einstellungsänderungen  von 
Organisationsmitgliedern,  deren  Verhaltensänderungen  und 
Führungsstile  in  Organisationen.  Unter  der  Bezeichnung 
“Organisationsentwicklung”  (OD)  hat  der  Entwicklungsstand  ein 
beachtliches Ausmaß erreicht.
2. technologischer Ansatz
Die  Problemfelder  umfassen  die  Einführung  neuer 
Organisationsmittel  (z.B.  EDV)  oder  von  OR-Modellen  und 
Simulationsstudien.  Der  Realisierungsgrad  schwankt  mit  dem 
Anwendungsgebiet.
3. struktureller Ansatz
Dieser bemüht sich um Änderung der organisatorischen Strukturen 
(u.a.  von  funktionaler  zu  Matrix-Organisation).  Erfolgreiche 
Umsetzungen haben noch Seltenheitswert. 
Allen drei Ansätzen ist gemeinsam, dass sie nicht nur zur Lösung 
von Problemen privatwirtschaftlicher Organisationen herangezogen 
worden  sind.  Eine  Aufbereitung  der  deutschsprachigen  Literatur 
könnte  präzisieren,  wie  viele  Beiträge  pro  Zeiteinheit  von 
Staatsrechtlern,  Verwaltungs-  und  Staatswissenschaftlern  und 
Politologen  zu  den  einzelne  Entwicklungsgebieten  und  bezogen 
auf  Regierung und öffentliche Verwaltung  geleistet  worden sind. 
Für die anglo-amerikanische Szene ist diese Arbeit durch Leemans 
Beitrag weitgehend geleistet.
Den  humanistischen  Ansatz  verkörpert  in  diesem  Sammelband 
insbesondere  A.  R.  Cohen,  den  technologischen N.  Andren  am 
Beispiel einer schwedischen Fallstudie und den strukturellen H.-B. 
Lee. Mit dem Prozesscharakter der Implementation beschäftigt sich 
Y. Dror und mit der Umweltdynamik von Regierung und Verwaltung 
R.T. Groves.
Die  Fortschritte  in  den  ingenieur-  und  anwendungsorientierten 
Wissenschaften  werden  überwiegend  durch  eine  kunstvolle 
Montage  der  natur-  bzw.  sozialwissenschaftlichen  Grundlagen 
ermöglicht.  Ein  kernenergetisches  Produktions-  und 
Verteilungssystem gewinnt beispielsweise eine Entwicklung auf der 
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Basis von Grundlagen- und Anwendungswissen aus einer langen 
Liste  von  Disziplinen.  Dabei  gehen  technische,  ökologische, 
ökonomische,  politische  und  soziale  Planungsmodelle  eine 
Synthese ein. Organisationen des staatlichen und privaten Sektors 
wirken  dabei  zusammen.  Viele  andere  Bereiche  der  staatlichen 
Infrastruktur  könnten  weitere  Beispiele  für  diese  Art  der 
Zusammenarbeit liefern. Wahrscheinlich dürften viele Warner aus 
den  Reihen  der  Staats-  und  Verwaltungsjuristen  gegen  einen 
kurzschließenden Wissenstransfer vom privaten in den öffentlichen 
Sektor diesen Zwischenbereich nicht kennen. 
Sie  sehen die  staatliche Tätigkeit  überwiegend bezogen auf  die 
Hoheitsverwaltung.  In  dieser  Begrenzung  sind  die  von  ihnen 
vorgetragenen Argumente stichhaltig und beachtenswert. Für den 
heute  bereits  größeren  Teil  der  Staatstätigkeit  sind  sie  meist 
unangemessen.
Mehrere  verschiedenartige  Forschungs-  und  Beratungsaufgaben 
im staatlichen Infrastrukturbereich haben die Bausteine entstehen 
lassen,  auf  die  eine  "Theorie  innovativer  (infrastruktureller) 
Staatstätigkeit" aufbauen kann. Der Zusammenhang zwischen den 
einzelnen Bausteinen wird mittels der nachfolgenden Skizze (Abb. 
2) hergestellt. 
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Ein  erster  Blick  auf  Abb.  2   lässt  erkennen,  dass  wesentliche 
Elemente  bisheriger  Theorieansätze  enthalten  sind.  In  der  Liste 
von a bis e erscheinen Ansätze gefolgt von ihren Komponenten:
a)  humanistischer  Ansatz  umfassend  die  Komponenten 
Beeinflussung, Kommunikation, Adoption;
b) technologischer Ansatz umfassend Modelle, Zufallsnetze und
EDV-Anwendung;
c) struktureller  Ansatz umfassend Person, Gruppe, Organisation, 
Politikverflechtung;
d) Umweltbezug mit Ideen-Generierungs- und Adoptions-Umwelt;
e)  Neuerungsprozesse   unterscheiden  nach  Entstehungs-  und 
Verbreitungsprozessen.
Eine  derart  aufgebaute  Theorie  leistet  Erklärungen  und 
Vorhersagen.  Wer  sie  auf  Anwendung hin  in  Anspruch  nehmen 
will,  muss  vor  allem  Transformationen  vornehmen,  die  eine 
Ableitung  praktisch-normativer  Aussagen  erlauben.  Ohne  diese 
Grundlegung stützt man sich auf Erfahrungswissen, man spekuliert 
naiv  oder  man  wandelt  den  Königsweg  der  Philosophie  und 
gewinnt dabei Implementationstheorien - wie C.W. Churchman 20) - 
im  Verständnis  geistiger  Visionen.  Das  bei  Churchman  im 
Mittelpunkt  stehende  "Paradox  des  infiniten  Regresses"  hat  der 
Verfasser  17) am  Beispiel  des  Genehmigungsverfahrens  bei 
Kernkraftwerken an anderer Stelle veranschaulicht.
Die  mit  Abb.  2  vorgestellte  Skizze  ist  interpretationsbedürftig. 
Vollständigkeit wird hier nicht zu leisten sein, soll gleichzeitig der 
rote Faden nicht verloren gehen. Da die meisten der einbezogenen 
Bausteine (Ziffern 1 - 11) in der Literatur schon viele Abhandlungen 
gefunden  haben,  dürften  einige  Hinweise  auf  neuere 
Veröffentlichungen hilfreich sein.
Bahnbrechende  Ideen  entstehen  unter  dem  Einfluss  räumlicher 
Muster. Die Sozialgeschichte stützt die Vermutung, dass ländliche 
Siedlungen  kaum  fruchtbare  Ideen  für  Sozialinnovationen 
hervorbringen.  Bonn  hat  heute  im  Vergleich  zu  Berlin  noch 
weitgehend  ländlichen  Charakter.  Max  Weber  hat  die  Stadt  als 
Generator neuer Sozialideen (Geld, Bankwesen, Markt, Plan u.a.) 
beschrieben. Heute bemühen sich viele Wissenschaften um eine 
Explikation des Umweltbegriffes und seine Operationalisierung. Die 
Ideen-Generierungsumwelt ist jedoch noch kaum entdeckt.
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Seit der Jahrhundertwende verzeichnen die Sozialwissenschaften 
weltweit  rund  70  bedeutsame  Durchbrüche  (Deutsch,  Platt, 
Senghaas)  21). In weitgehender Übereinstimmung mit technischen 
Erfindungen  oder  Inventionen  und  ökonomischen  Innovationen 
treten sie räumlich verteilt  und in  zeitlichen Schüben auf.  Diese 
Neuerungen brauchen zwischen fünf und fünfzehn Jahren, um die 
verschiedenen  Phasen  zwischen  Ideengenerierung  und 
praxisrelevanter  Anwendung  zu  durchlaufen.  Die  zeitliche 
Verzögerung  bei  der  Verbreitung  (Diffusion)  verkürzte  sich  von 
rund 25 Jahren vor dem Jahre 1930 auf gegenwärtig 15 Jahre.
Der  soziale  Rahmen,  in  dem Ideen geboren  und zu  Konzepten 
verdichtet  werden,  ist  die  Organisation.  Ihre  spezialisierten 
Mikroeinheiten  werden  hier  als  Inventionseinheiten  bezeichnet. 
Hervorgebracht werden die Ideen von Personen. Akzeptanz oder 
Verwerfung  finden  die  Ideen  einerseits  in  Gruppen  oder  in 
Netzwerken,  wie  sie  beispielsweise  die  Scientific  Community 
darstellt.  Die  Idee  selbst  ist  nur  der  Auslöser  des 
Entstehungsprozesses,  der  mehrere  Phasen  bis  hin  zur 
erfolgreichen Neuerung umfasst.
Die Phaseneinteilung und -abgrenzung zeigt eine verwirrende Fülle 
von Versuchen. Es finden sich Unterscheidungen nach
- reiner Forschung
- freier Grundlagenforschung 
- problemorientierter Forschung 
- angewandter Forschung
- Aktionsforschung (Kirsch)
- Entwicklungsarbeit
- konzeptioneller Entwurfsarbeit
- institutioneller Ordnungsgestaltung.
Je näher die einzelne Phase zur Ideengenerierung, desto geringer 
sind  die  periodenbezogenen  Kosten,  je  weiter  sie  sich  entfernt, 
umso größer sind die Kostenzuwächse je Zeiteinheit. Die Fähigkeit 
zur Steuerung der materiellen Entstehungsprozesse mit Hilfe der 
informationalen  Komponenten  entscheidet  somit  auch  über 
wirtschaftliches Wachstum, Steuerbelastung und das Ausmaß der 
Geldentwertung.  Die  Jahre  nach  1967  bieten  hierfür  reiches 
Anschauungsmaterial. Leemans hat für die USA ein spezifisches 
Sündenregister zusammengestellt.
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Der  Entstehungsprozess  von  Neuerungen  wird  überlagert  von 
Kommunikations-  und  Kontaktprozessen.  Die  Inventionseinheit 
muss  die  Neuerung  und  ihre  Anwendungsmöglichkeiten 
beschreiben,  in  Gesetzentwürfe,  in  organisatorische  Regelungen 
oder  in  politische  Programme umformen.  Waffen-,  Energie-  und 
Verkehrssysteme  und  ihre  Entwicklung  zur  Kommunikationsreife 
lassen  sich  heute  auch  jenseits  der  Fachpresse  in  der 
Öffentlichkeitsarbeit  einzelner  Ministerien  vom  Publikum 
mitvollziehen.
Die  Interessenvielfalt  in  einer  pluralistischen  Demokratie  macht 
über  die  Vermittlung  faktischer  Informationen  hinaus 
Anstrengungen notwendig, die zur Akzeptanz einer Neuerung und 
ihrer  späteren Verbreitung führen sollen.  Das setzt  die Kenntnis 
jener  Bedingungen  voraus,  unter  denen  Adoptions-und 
Verbreitungsmöglichkeiten  eine  ausreichende  Chance 
einzuräumen ist. Die Bedingungen des Erfolges der Neuerung sind 
zu untersuchen. Das hat die Implementationsforschung zu leisten.
Im theoretischen Bezugsrahmen der Policy Sciences (R. Mayntz) 
wird  nicht  zwischen  Entstehungs-  und  Verbreitungsprozessen 
unterschieden.  Die  Phasen  des  Prozesses  sind 
Problemartikulation,  Zielbildung,  Programmentwicklung, 
Implementation und Wirkung 22). Die Programmentwicklung liegt bei 
diesem  Prozessmodell  in  Händen  der  Regierung  und  der 
Ministerialbürokratie. Externe soziale Gruppen werden gehört. Für 
die Implementation der Programme gibt es Adressaten und Träger 
der Implementation (ausführende Stellen). Wie sich bei dezentraler 
Staatsverwaltung  die  Neuerungen  über  das  bundesstaatliche 
Mehrebenenmuster  (vertikale  Differenzierung)  verbreiten,  wird 
nicht problematisiert.
Beim  theoretischen  Bezugsrahmen  des  Verfassers  wird  vom 
föderativen  Staatsaufbau  ausgegangen.  Eine  Neuerung  des 
Bundesstaates  findet  auf  Länder-  und  Gemeindeebene 
verschiedenartige  Adoptions-Umwelten  vor.  Diese  sind  zunächst 
zu  operationalisieren,  bevor  an  eine  Auswahl  relevanter 
Eigenschaftsräume  gedacht  werden  kann.  Anpassungsaufgaben 
werden von Einzelnen, Gruppen, Organisationen oder Aggregation 
von  Organisationen  ("Politikverflechtung")  geleistet.  Diese 
vielgestaltigen  Adoptionseinheiten  stehen  mit  verschiedenartigen 
Adoptions-Umwelten in wechselseitiger Beziehung. Das Verhalten 
dieser Adoptionseinheiten ist von der Umwelt beeinflusst, in der sie 
eingebunden sind.
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Einen  ersten  Beitrag  zur  Operationalisierung  des  Adoptions-
Umwelt-Begriffs  (Diffusionsmilieu)  haben Irwin  Feller  und Donald 
Menzel  23) geleistet.  Die  Umweltfaktoren  erzeugen Umweltdruck, 
der letztlich die Änderungsprozesse auslöst.
Neuerdings  hat  auch  F.  Naschold  24) der  Umwelt  besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt. Welche externen Bedingungen jedoch 
für  den  Adoptionserfolg  bedeutsam sind,  das  musste  er  vorerst 
offenlassen.  Er  beschreibt  die  externen Bedingungen  staatlicher 
Planung  mit  Hilfe  der  Eigenschaften  turbulent,  instabil  und 
hochkomplex.  Er  stellt  verschiedene  Verwaltungsumwelten  in 
Rechnung wie  Parteiensystem,  Korporatismus der  Sozialpartner, 
Verbandspluralismus  und  Politikverflechtungsmuster.  Als 
wichtigster  Grund  für  das  Fehlschlagen  vieler  hoch-entwickelter 
Planungskonzepte  nennt  F.  Naschold  die  mangelhafte 
Berücksichtigung  von  Umweltfaktoren  durch  die  Ministerial-
organisation.  Das  Eigenverständnis  der  Ministerialbeamten 
verhindere jedoch die Einsicht in diesen Sachverhalt.
Im  privaten  Sektor  sind  die  Adoptionseinheiten  selbständige 
Kaufleute,  viele  kleine,  mittlere  oder  wenige  große 
Unternehmungen, Konzerne oder multinationale Unternehmungen. 
Sie  verfügen  über  einen  relativ  großen  Autonomiebereich 
hinsichtlich der Übernahme oder Ablehnung von Neuerungen. Im 
öffentlichen Sektor besteht ein höheres Maß an Zentralisation und 
damit korrespondiert,  bezogen auf die einzelne Adoptionseinheit, 
ein  eingeschränkter  Autonomiebereich.  Bei  zentralisierten 
Sonderverwaltungen  des  Bundes  tritt  ein  Autonomiebereich 
überhaupt  nicht  in  Erscheinung.  Bei  der  Auftragsverwaltung,  die 
Länder und Gemeinden in Durchführung von Bundesgesetzen zu 
leisten haben, ergeben sich Handlungsspielräume meist  nur aus 
Normauslegungsvariationen.  Die  Rechtstatsachenforschung 
beginnt sich dieser Fragen neuerdings anzunehmen. Als autonome 
Adoptionseinheiten  können  Länder-  und  Gemeindeverwaltungen 
nur  dort  handeln,  wo  sie  eigene  Zuständigkeiten  besitzen.  Hier 
nimmt  wiederum  der  Infrastrukturbereich  (Abfallbeseitigung, 
Krankenhäuser,  Nahverkehr,  Schulen,  Versorgung,  u.a.m.)  einen 
breiten Raum ein. Die hier stattfindenden Diffusionsprozesse von 
Neuerungen  können  weitgehend  im  gleichen  theoretischen 
Bezugsrahmen abgebildet werden, wie er für den privaten Sektor 
entwickelt worden ist.
Seite 56 
Die  Adoptionseinheiten  haben  Neuerungen  zu  prüfen,  über 
Annahme  oder  Ablehnung  zu  entscheiden  und  im  Falle  der 
Annahme die Neuerung in das System, dem die Adoptionseinheit 
angehört,  zu integrieren. Bevor jedoch Neuerungen prüfbar sind, 
muss  die  Adoptionseinheit  mehrere  Zustandsänderungen 
durchlaufen. Zunächst befindet sie sich gegenüber der Neuerung 
im Zustand des Nicht-Wissens.  Die  Kenntnisnahme führt  in  den 
nächsten  Zustand  des  Nur-Wissens.  Eine  erste  nachhaltige 
Beschäftigung schafft den Zustand des Interessiert-Seins.
Die  Quelle,  aus  der  Neuerungen  fließen,  sind  die 
Beeinflussungseinheiten.  Im  Infrastrukturbereich  handelt  es  sich 
um  Waffenlieferanten,  Investitionsgüterhersteller,  Ingenieurbüros, 
Forschungs-  und  Entwicklungsgesellschaften, 
Großforschungseinrichtungen des Bundes, Architektenbüros u.a.m. 
Im  Bereich  der  Hoheitsverwaltung  handelt  es  sich  bei  den 
Beeinflussungseinheiten  darüber  hinaus  um  Subsysteme  und 
Koalitionen in der Ministerialorganisation, um Fraktionen, Parteien, 
Bürgerinitiativen,  Verbänden,  spezialisierte  und  universale 
Beratergesellschaften u.a.m.
Zwischen  Adoptions-  und  Beeinflussungseinheit  entwickelt  sich 
eine hochkomplexe  Kommunikationsstruktur,  deren  Netze neben 
faktischer  Information  auch  Botschaften  vermitteln,  die  das 
Verhalten des Empfängers beeinflussen sollen. Letzteres geschieht 
vor allem durch manifeste oder latente Verhaltensanforderungen.
Ein  Modell,  mit  dessen  Hilfe  der  Verbreitungsprozess  von 
Neuerungen  erklärt  oder  vorhergesagt  werden  soll,  muss  das 
Zusammenwirken der drei hier vorgestellten Einheiten abzubilden 
in der Lage sein. Es handelt sich um das Entwicklungssystem der 
Neuerung  (6.0),  die  Beeinflussungseinheit  (11.0),  die 
Adoptionseinheit  (9.0)  und  das  Kommunikationsnetzwerk  (10.0), 
welches  diese  Einheiten  untereinander  und  mit  ihrer  Umwelt 
verbindet.  Bei  einstufigen  Verbreitungsprozessen  (z.B. 
Sonderverwaltung des Bundes) kann der Fall eintreten, dass alle 
drei Einheiten ein und derselben Organisation angehören.
Die  höchste  Komplexität  wird  hingegen  bei  mehrstufigen 
Verbreitungsprozessen  erreicht,  wie  das  beispielsweise  bei  den 
Gemeinschaftsaufgaben der Fall ist. Hier besitzen möglicherweise 
alle drei Verwaltungsebenen einen Autonomiebereich. 
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Damit  ist  die  Skizze  (Abb.  2)  abschließend  vorgestellt.  Viele 
Teiltheorien wie u.a. Koalitionstheorie, Konflikttheorie, Spieltheorie 
und Kommunikationstheorie,  die in  diesem Zusammenhang eine 
Rolle spielen, blieben unerwähnt. Auch erfolgte kein Hinweis auf 
die  Vielfalt  der  Modelle,  die  Innovation-  und Diffusionsforschung 
bisher schon hervorgebracht haben. Die Einschränkung, die hier 
notwendig erschien, brachte nur die wesentlichen Bausteine in das 
Blickfeld.
2.4 Der Streit um das Rollenverständnis 
Ist die "Projektgruppe Regierungs- und Verwaltungsreform  11)" als 
Adoptions-,  Beeinflussungs-  und  Inventionseinheit  oder  "Nur-
Ideen-Lieferant" zu verstehen?
Die  Projektgruppe  "Regierungs-  und  Verwaltungsreform"  wurde 
1968  als  interministerielle  Einheit  geschaffen.  Gleichzeitig 
konstituierte sich ein Kabinettausschuss (3.12.1968), der sich mit 
dieser Thematik zu beschäftigen hatte. Er war aber auch noch für 
weitere Reformgebiete zuständig.
Die Bundestagsdrucksache Nr. 7/2887 (S. 26) zählt als Aufgaben 
der Projektgruppe auf:
-  Reform  der  Struktur  von  Bundesregierung  und 
Bundesverwaltung;
- Delegation von Aufgaben aus dem Bundesministerium;
-  Bedeutung  von  Ziel-  und  Programmstrukturen  für 
Bundesregierung und Bundesministerien;
- innere Organisation der Ministerien;
- Fragen der Verfassungsreform;
- Entwicklung eines Datenbanksystems;
- Reform des öffentlichen Dienstrechts;
- Neugliederung des Bundesgebietes;
- Fragen der angewandten Verwaltungsforschung;
- Frühkoordinierung bei den Gemeinschaftsaufgaben.
Soll  die  "Projektgruppe  Regierungs-  und  Verwaltungsreform"  in 
dem  hier  vorgestellten  theoretischen  Bezugsrahmen  verortet 
werden, dann erscheint es erforderlich, Vorgängerorganisationen, 
Parallelgründungen  und  sonstige  Ereignisse  im  Umfeld  kurz 
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darzustellen.  Die  Reformgremien  werden  nachfolgend  in  einer 
 
 
 
 
 
 
werden. 
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Wer einer Einheit die Bezeichnung "Projektgruppe" gibt, von dem 
darf angenommen werden, dass er weiß, was unter einem Projekt 
zu  verstehen  ist.  Es  war  die  Bundesregierung,  die  die 
Projektgruppe "Regierungs- und Verwaltungsreform" einsetzte und 
dabei den Namen kreierte.
Zunächst soll die Fachliteratur zum Projektbegriff befragt werden. 
Unter  dem  Kapitel  "Neuere  aufbauorganisatorische 
Lösungsversuche" seines Organisations-Lehrbuches handelt Horst 
Schwarz  25) auch die Projektgruppe ab. Danach steht die Bildung 
von  Projektgruppen  in  Zusammenhang  mit  der  Lösung  von 
Sonderaufgaben.  Sie  sei  gekennzeichnet  "als  eine  Kombination 
von  Merkmalen  der  Stelle  mit  (zeitlich)  begrenzter  funktionaler 
Autorität und der eines Ausschusses...., der für begrenzte Zeit aus 
Personen verschiedener Unternehmungsbereiche gebildet wird". 26) 
Nach  weiteren  Abklärungen  von  Eigenschaften  folgt  der 
Definitionsversuch.  Dieser  lautet:  "Ein  Projekt  ist  jeder  Komplex 
von  Tätigkeiten,  die  auf  ein  eindeutiges,  in  absehbarer  Zeit 
erreichbares Ziel ausgerichtet sind". 27)
Ist das Ziel die Erarbeitung von Reformalternativen, so müsste der 
Auftrag  an  eine  Projektgruppe  "Regierungs-  und 
Verwaltungsreform" etwa wie folgt lauten:
Die Projektgruppe hat ausgehend von einer Organisationsanalyse 
(1.  Komplex  von  Tätigkeiten)  -  falls  erforderlich- 
Gestaltungsalternativen (2. Komplex von Tätigkeiten) vorzulegen, 
die  eine  Entscheidung  über  Reorganisationsmassnahmen  für 
Bundesregierung und Bundesverwaltung ermöglichen.
Ist  das  Ziel  weiter  gesteckt,  und  würde  es  beispielsweise  die 
Einführung  des  neuen  Organisationskonzeptes  mit  einschließen, 
dann könnte als dritter Tätigkeitskomplex die Aufgabe des Change 
Agents  und  als  vierter  Komplex  eine  Evaluierungsaufgabe 
(Wirkungsanalyse der Veränderung) hinzukommen.
Je nach Ausmaß der Reform kann sich die Evaluierung zunächst 
nur  auf  Erprobungen  (vergleichsweise  Schulversuche  28)) 
erstrecken.  Damit  ist  die  Liste  von  Sonderaufgaben 
abgeschlossen.
Die  hier  im  Blickfeld  stehende  Projektgruppe  besaß  keinen 
einheitlichen  Auftrag  für  die  Dauer  ihres  Bestehens.  Der  Grund 
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hierfür  ist  darin  zu  sehen,  dass  der  Auftraggeber  wechselte 
(Regierungswechsel 1969, 1974).
Der erste Arbeitsabschnitt ist durch die Sonderaufgabe "begrenzte 
Kabinettsreform" zu charakterisieren. Im Einzelnen handelt es sich 
um
- Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche;
- Stellung und Aufgaben der Parlamentarischen Staatssekretäre;
- Verbesserung des Führungsinstrumentariums von Bundeskanzler 
und Bundesregierung.
Die  Vorgehensweise,  von  starkem  Zeitdruck  geprägt,  war 
weitgehend pragmatischer Art. Der Projektcharakter blieb gewahrt. 
Aus  dem  Komplex  "Regierungs-  und  Verwaltungsreform"  wurde 
aber  nur  ein  einzelnes  Element  isoliert  herausgegriffen.  Eine 
redliche  Bezeichnung  wäre  "Projektgruppe  begrenzte 
Kabinettsreform" gewesen.
Mit  der  Regierungsübernahme durch das Kabinett  BRANDT war 
die Projektgruppe ohne Auftrag. Sie entwickelte zunächst Leitlinien 
für  das  Gesamtvorhaben  einer  "Regierungs-  und 
Verwaltungsreform" und auf dieser Grundlage einen "Arbeitsplan 
mit zeitlichen und inhaltlichen Prioritäten".  29) Der neu eingesetzte 
Kabinettausschuss hat diese Arbeitsplanung gebilligt. Hier tritt ein 
Novum  in  Erscheinung.  Nicht  die  Bundesregierung,  nicht  das 
politische System formuliert den Auftrag für eine zeitliche befristete 
Sonderaufgabe, sondern die Gruppe selbst, die sich nachträglich 
die  Billigung  beim  Kabinettausschuss  einholt.  Nach  dieser 
Planungs-,  Billigungs-  und  Theoriephase  werden 
schwerpunktmäßig  einzelne  Fragenkreise  bearbeitet,  von  denen 
jeder  für  sich  eine  eigenständige  Projektorganisation  erfordert 
hätte.
Der  zweite  Bericht  der  Projektgruppe  zur  "Verlagerung  von 
Aufgaben  aus  den  Bundesministerien  wird  als  Sonderauftrag 
gesehen. In der Terminologie der Projektorganisation handelt  es 
sich  um  eine  "Sonder-Sonderaufgabe".  Nach  der 
Aufgabenerfüllung  hätte  die  Projektgruppe  in  diesem 
Arbeitsabschnitt  korrekterweise  die  Bezeichnung  "Projektgruppe 
zur  Bestandsaufnahme  und  Analyse  der  nicht-ministeriellen 
Bundesverwaltung"  führen  müssen.  Wiederum  ist  ein  Element 
isoliert  untersucht  worden,  das  interessanterweise  nicht  zum 
Seite 61 
politisch-administrativen  System  gehört.  Zwischen  Kabinett  und 
Bundesoberbehörden liegt ein weitgespannter Zwischenbereich.
Der  Dritte  Bericht  behandelt  die  übrigen  Probleme  des 
Arbeitsplanes.  Hier  handelt  es  sich  um  ein  Konglomerat  von 
Fragekreisen, das die Bundestagsdrucksache 7/2887 (S. 27 f) wie 
folgt ausweist:
Fortführung  der  Überlegungen  zur  politischen  Planung  unter 
Berücksichtigung  der  Ergebnisse  der  von  ihr  durchgeführten 
Begleituntersuchungen  im  Bundeskanzleramt  und  in  den 
Bundesressorts;
Verbesserung  der  inneren  Organisation  der  Bundesministerien 
(Aufbau- und Ablauforganisation, Führungsinstrumente, Probleme 
der Ressortabgrenzung unter Berücksichtigung zwischenzeitlicher 
Erfahrungen;  Schaffung  von  Querschnitteinrichtungen  und 
interministerielle  (Zusammenarbeit  unter 
Rationalisierungsaspekten; Praktische Erprobung ihrer Vorschläge 
zur politischen Planung am Beispiel eines Bundesressorts.)
Leitlinien,  die  die  Arbeit  geleitet  haben sollen,  lassen sich  nicht 
erkennen.  Die Aufgaben zerfielen wie  ein Brei.  Einzelfallstudien, 
Verbesserungsvorschläge,  Problemanalysen,  Erprobungen  mit 
Evaluierungen  stehen  kunterbunt  nebeneinander.  Einmal  ist  sie 
Problemanalytiker,  dann  vergibt  sie  Forschungsaufträge  und 
Gutachten  nach  dem  Vorbild  der  Ressortforschung,  übernimmt 
aber  auch  Beratungsaufgaben,  ist  der  Interaktionspartner  für 
Wissenschaftler, versteht sich als Service-Einheit. Nur eines ist sie 
sicherlich  nicht  mehr:  eine  Projektgruppe.  Nach  ihrem 
Arbeitsprogramm  wäre  eine  sachadäquate  Bezeichnung  für  die 
Gruppe  gewesen:  "Gruppe  zur  besonderen  Verwendung, 
insbesondere  auch  für  Bestandsaufnahmen  über 
Strukturprobleme".  An  den  Kern,  der  in  ihrem  Namen  steckt, 
Regierungs- und Verwaltungsreform, kommt sie nicht  heran. Die 
Projektgruppe  hat  in  eigenem  Verständnis  ihre  Arbeit  nach 
inhaltlichen Prioritäten ausgerichtet.  Organisationen,  die  sich auf 
eine primäre Aufgabe konzentrieren, müssen in der Regel nicht um 
ihr Überleben bangen. 
Das von E. J.  Miller  und A. K.  Rice  30)  entwickelte heuristische 
"Concept  of  the  Primary  Task"  dürfte  auch  für 
Projektorganisationen bedeutsam sein. Wie eine derartige primäre 
Seite 62 
Aufgabe  hätte  formuliert  werden  können,  wurde  eingangs  zu 
diesem  Kapitel  gezeigt.  Während  die  bisher  vorgenommene 
Analyse zur Rolle der Projektgruppe ausschließlich auf  Angaben 
der  Bundestagsdrucksache  7/2887  beruhte,  soll  nunmehr 
ergänzend der Bericht eines Insiders hinzugezogen werden. Damit 
wird gleichzeitig der Beobachtungsraum um ein Jahr erweitert. In 
dem Bericht über "das Ende eines Experiments" finden sich auch 
Hinweise über die Ideen-Generierungs-Umwelt (vgl. dazu Abb. 1 - 
Skizze). 
Genannt  werden  das  Parteiensystem  und  die  Wissenschaft.  Im 
Speziellen  handelt  es  sich  um  eine  SPD-interne  Arbeitsgruppe 
unter  Leitung  von  Horst  Ehmke.  Eine  Durchsicht  der 
Programmarbeit  der  im  Bundestag  vertretenen  Parteien  lässt 
erkennen,  dass  die  SPD  der  Verwaltungsreform  breiten  Raum 
widmete.  Auch die  anderen Parteien blieben auf  diesem Gebiet 
nicht  untätig.  Als  Ideengeneratoren  können  sie  jedoch  auf 
Bundesebene nicht bezeichnet werden. 
An  anderer  Stelle  präzisierte  H.  Ehmke  31) die  Reformidee.  Er 
postuliert, dass Politik ohne das Instrument der Planung nicht mehr 
auskommen kann. Sein Planungsverständnis korrespondiert dabei 
mehr  mit  den  vorherrschenden  betriebswirtschaftlichen 
Planungsansätzen als mit der ministeriellen Planungspraxis, die bis 
heute  Handlungsalternativen  für  Exekutive  und  Legislative  nicht 
entwickelt  haben  dürfte.  Jedenfalls  fehlen  hierfür  allgemein 
zugängliche Belege. Das Ehmkesche Planungsverständnis ist ein 
Konkretes  32). Zu den abstrakten Planungselementen "Darstellung 
der  Folgen  politischer  Handlungen"  und  "Entwicklung  von 
Handlungsalternativen" tritt der Bezug zur Adoptions-Umwelt hinzu. 
Das konkrete Verständnis von Planung kommt in der Forderung 
"Analyse  der  Widerstände  und  Entwicklung  von 
Durchsetzungsstrategien" zum Ausdruck. 
An zweiter Stelle wird der Verwaltungswissenschaftler F. Scharpf 
genannt, der während eines längeren Studienaufenthaltes in den 
USA moderne Führungs-  und Planungsmethoden kennen lernen 
konnte. Er wird in der Rolle des Transferagenten eingestuft. Auch 
Scharpf  gehört  der  bereits  oben  genannten  SPD-internen 
Arbeitsgruppe  an.  Hierbei  handelt  es  sich  um  die 
Arbeitsgemeinschaft  Sozialdemokratischer  Juristen  (ASJ).  Als 
möglicherweise einziger Innenminister, der sich seit den Anfängen 
der  Bundesrepublik  zu  Organisationsfragen  äußerte,  tritt  Ernst 
Benda  33) als Promotor hinzu. Vermutlich faszinierte ihn die neue 
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Idee,  so  dass  er  als  Frühadopter  derselben  angesehen werden 
kann. 
Diese  Ergänzung  hinsichtlich  der  Ideen-Generierungs-Umwelt 
deutet  nicht  darauf hin,  dass das politisch-administrative System 
des  Bundes  unter  nachhaltigem  Änderungsdruck  stand. 
Bundesregierung  und  Ministerialorganisation  versuchen  sich  gar 
nicht erst als Neuerer. Vielmehr werden Neuerungen vor allem aus 
den USA zur Kenntnis genommen, was zu Überlegungen anregt, 
unter welchen Modifikationen diese möglicherweise übernommen 
werden können.  Deshalb  kann die  Projektgruppe auch nicht  als 
originär  tätige  Inventionseinheit  angesehen  werden.  Sie  bringt 
selbst  keine  neuen  Ideen  hervor,  sie  entwickelt  keine 
Organisations-, Planungs- oder Führungskonzepte, die nicht schon 
an  anderer  Stelle  gedacht,  implementiert  oder  evaluiert  worden 
wären.  Insoweit  engt  sie  die  Prüfung  dahingehend  ein,  ob  die 
Projektgruppe die Rolle  einer  Adoptionseinheit  spielte  und diese 
vorausgesetzt, wie gut sie diese auszufüllen vermochte.
 
Adopter von Neuerungen können Einzelpersonen,  Gruppen oder 
Koalitionen  von  Personen  oder  Gruppen  innerhalb  der 
übergreifenden Organisation sein. Sie entscheiden nicht über die 
Übernahme  einer  Neuerung,  sondern  leisten  entweder  die  hier 
notwendige  Vorarbeit,  oder  dieselbe  zusammen  mit  Nacharbeit 
(Implementation,  Wirkungsanalyse).  Wiederum muss die Prüfung 
auf die unterschiedlichen Entwicklungsstadien der Gruppe bezogen 
werden. 
Die erste Phase 1968/69 wird von kurzfristig erreichbaren Zielen 
wie Verkleinerung des Kabinetts, Schaffung des parlamentarischen 
Staatssekretärs  und  Einführung  von  bereits  bekannten 
Führungsinstrumenten  geprägt.  Die  hierzu  notwendigen 
Problemlösungen  rechtfertigen  nicht  den  Einsatz  einer 
Projektgruppe.  Auch  eine  bürokratische  Organisationsstruktur 
müsste  leistungsfähig  genug  sein,  um  derart  inkrementale 
Verbesserungen zu realisieren.
 
Die  zweite  Phase  1969/70  wird  durch  die  Suche  von  Leitlinien 
bestimmt.  Ein  Projektauftrag  existiert  nicht.  Die  Gruppe  will 
zunächst  Ziele  für  ihre  eigene  Arbeit  gewinnen.  Sie  bleibt  mit 
leerformelhaften  Reformhauptzielen  wie  "Demokratisierung", 
"Verwirklichung  des  Primats  der  Politik"  und  "Schaffung  der 
Voraussetzungen für eine konzeptionelle, zukunftsorientierte Politik 
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auf  der  Strecke.  Im  Rahmen  einer  Projektorganisation  müssen 
Ziele operationalisiert sein, denn nur so lässt sich bestimmen, in 
welcher Zeit und mit welchen Ressourcen diese Ziele mit einiger 
Wahrscheinlichkeit  erreicht  werden  können.  Der  selbsterstellte 
Arbeitsplan  der  Projektgruppe  führt  dann  zu  einem 
Zielkompromiss,  der  durch  den Kabinettausschuss gebilligt  wird. 
Der  Auftrag  an  die  nunmehr  fälschlicherweise  Projektgruppe 
genannte  interministerielle  Einheit  lautet:  umgehend  die 
erforderlichen  Untersuchungen  und  die  Vorbereitungen  für 
umfassende  Reformvorschläge  mit  dem  Ziel  zu  veranlassen, 
bessere personelle und organisatorische Voraussetzungen für die 
Ausarbeitung  und  erfolgreiche  Durchführung  einer  politischen 
Gesamtkonzeption zu schaffen". 34) 
Dieser  Auftrag  gab  der  interministeriellen  Einheit  den  Charakter 
einer Super-Studienkommission. Diese hat hinsichtlich eines vage 
beschriebenen  Endzustandes  "politische  Gesamtkonzeption"  die 
erforderlichen  Untersuchungen  umgehend  zu  beginnen  und 
umfassendere  Reformvorschläge  vorzubereiten.  Ihr 
Untersuchungsgegenstand, der dem "Gesamt" gerecht wird, sollte 
der engere Bereich von Bundesregierung und Bundesverwaltung 
und das Verhältnis zu Parteien, Fraktionen, Gesamtparlament und 
Ausschüsse,  Bundesrat  und  dem  bundesstaatlichen 
Mehrebenenbereich von Bund, Ländern und Gemeinden sein. Die 
Reformvorschläge  beziehen  sich  auf  Programmplanung, 
Organisations-  und  Personalpolitik  sowie  die  konzeptionelle  und 
technische  Seite  des  Informationsproblems.  Diese 
Mammutaufgabe  wollte  eine  Mannschaft  von  halber 
Kabinettsstärke (9) auf ihre Schultern nehmen. Wie weit sie dabei 
auch ihrem eigenen Demokratisierungsanspruch  gerecht  werden 
wollte, lässt sich aus den Quellen nicht entnehmen. 
Für eine ihrem Namen eingedenk handelnde Projektgruppe wäre 
es  realistisch  gewesen,  als  Ergebnis  von  Untersuchungen 
zunächst einen state-of-the-art-Bericht  zu fordern,  um auf dieser 
Grundlage  aufbauend  alternative  organisatorische 
Gestaltungskonzepte  erarbeiten  zu  lassen.  Damit  wäre  eine 
sinnvolle  Arbeitsteilung  zwischen  Wissenschaft  und  Staatspraxis 
gewahrt  geblieben.  Die  Legislaturperiode  hätte  ausgereicht,  um 
den Auftrag erfolgreich zu beenden.
In dem nicht umgrenzten Auftrag, der für die Untersuchungen eine 
Super-Fakultät  für  Staats-  und  Verwaltungswissenschaft  und  für 
die umfassenden Reformvorschläge eine Vielzahl von Inventions- 
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und  Adoptionseinheiten  bedarf,  ist  ein  Fehlschlagen  bereits 
vorprogrammiert.  An  das  Theorem von Miller  und  Rice  sei  hier 
nochmals erinnert. 
An  dieser  Stelle  lohnt  es  sich  zu  fragen,  wie  sich  Menschen 
verhalten,  die  von  ihrer  Aufgabe  her  total  überfordert  sind.  Sie 
suchen vermutlich Nischen der Selbstbehauptung, sie reduzieren 
den  Erwartungshorizont,  sie  nehmen eine  Partisanenhaltung  ein 
oder sie verlassen den sozialen Verband, auf dessen Konto diese 
Überforderung  geht.  Alle  diese  Aktionen  sind  auf  einen  neuen 
Gleichgewichtszustand  gerichtet,  bei  dem  die  vorgegebenen 
Dissonanzen für den Einzelnen noch erträglich sind. Eine derartige 
Selbstregulierung  muss  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  in  der 
Projektgruppe  eingetreten  sein,  denn  anders  lässt  sich  das 
Arbeitsergebnis,  wie  es  im  zweiten  und  dritten  Bericht  in 
Erscheinung tritt, nicht erklären. 
Formal war die Projektgruppe nach 1969 eine Studiengruppe mit 
nahezu unbegrenztem Auftrag geworden.  Informal wurde sie ein 
Chamäleon mit wechselnden Rollen als Wissensvermittler, Berater, 
Change Agent, Analytiker von Elementen des Systems (die nicht-
ministerielle  Bundesverwaltung  u.a.m.),  Vergabestelle  für 
Beratungsaufträge  und  wissenschaftliche  Gutachten, 
Interaktionspartner  für  junge  Wissenschaftler.  Was  jedoch  den 
Reform-  oder  Innovationsauftrag  betrifft,  gewinnt  sie  weder  als 
Inventions-  noch  als  Adoptionseinheit  ausreichend  Statur.  Ohne 
eine  präzise  politische  Zielsetzung  um  einen  projektgemässen 
Auftrag ringt die interministerielle Einheit bis zu ihrem Ende um ihr 
Selbstverständnis,  das  sie  trotz  vieler  Wandlungen  und  teils 
hervorragender Einzelleistungen nicht finden kann.
Von  einem  weiteren  Insider,  dem  zeitweiligen 
Projektgruppenmitglied  H.  Schatz  35),  lassen  sich  ergänzende 
Hinweise  gewinnen,  die  jedoch  im  Zusammenhang 
forschungspolitischer Überlegungen entstanden sind. Sie beziehen 
sich vor allem auf Initiativen zum Aufbau der Projektgruppe, der 
Aufsplitterung der Reformarbeit auf viele Gremien, "Planung unter 
pluralistischen  Prämissen"  und  Abschätzungen  des 
lmplementationserfolges der eingebrachten Änderungsvorschläge. 
Zunächst  war  die  vorhandene  Problemlösungskapazität  für 
Organisationsfragen,  angesiedelt  in  Organisationsreferaten  der 
Bundesministerien;  interministerieller  Ausschuss  für 
Organisationsfragen  unter  der  Geschäftsführung  des 
Bundesministers  des  Innern;  Bundesbeauftragter  für 
Seite 66 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung als zu begrenzt angenommen 
worden.  Jahrelang  waren  deshalb  Organisationsfragen 
vernachlässigt gewesen. 
Eine  Verbesserung  wäre  im  Jahre  1967  durch  Bildung  des 
Planungsstabes im Bundeskanzleramt 36) zu verzeichnen gewesen. 
Diesem  Stab,  und  nicht  dem  in  Organisationsangelegenheiten 
federführenden Bundesminister des Innern, wäre es gelungen, die 
"Reform der Struktur von Bundesregierung und Bundesverwaltung" 
in  Gang  zu  bringen.  Wie  weit  ein  derartiger  Coup  bei 
kollisionsempfindlichen  Organisationseinheiten  den 
Implementationsmisserfolg  bereits  vorwegnimmt,  haben  die 
Initiatoren der Reform sicherlich zu wenig bedacht. Mit Beginn der 
zweiten Arbeitsphase der Projektgruppe im Jahre 1969 wird dann 
auch bereits die Rechnung präsentiert. Bei Schatz 37) heißt es, dass 
der  umfassende  Reformansatz  in  Rivalitäten  von  Kanzleiamt, 
Bundesministerium  des  Innern  und  Projektgruppe  sowie  dem 
geringen  Interesse  der  sonstigen  Bundesministerien  zum  Opfer 
fällt.  Der  Rückzug  auf  "relativ  konfliktarme"  und  -  was  noch 
wichtiger ist - fragmentierte Themen war die Folge, was von der 
vorausgehenden Analyse bereits erkannt und im Detail registriert 
wurde. 
Zusammenhängende  Fragekomplexe  von  Information, 
Organisation und Personal wären nach Schatz auf verschiedene 
Reform-Kommissionen (vgl. die Übersichtstafel 3) verteilt worden, 
weil die Bundesministerien ein solches Mammutprojekt scheuten. 
Konkurrierende  Reformgremien  vereitelten  die  Realisierung  des 
Anspruches  der  Projektgruppe  "Leitlinien-Produzent"  für  den 
Gesamtgestaltungsbereich  Parlament,  Bund-Länder, 
Bundesregierung und -verwaltung zu sein. Wem die "Mängel der 
Reformstrategie”  bei  dieser  Konstellation  anzulasten  sind,  das 
dürfte nicht so leicht zu bestimmen sein, wie es den Äußerungen 
von  Schatz  hervorzugehen  scheint.  Die  problemverkürzende 
Überlegung dürfte gewesen sein, dass der Bundeskanzler jederzeit 
die Richtlinien der Politik hätte bestimmen  können. 
Analog dazu könnte es Aufgabe eines "Reformkabinetts" sein, die 
Leitlinien der Reform von Bundesregierung und Bundesverwaltung 
zu  bestimmen.  Der  vom  Grundgesetz  gewollte  Machtausgleich 
zwischen  Verfassungsorganen  kam  bei  dieser  Programmatik 
jedoch zu kurz. Ihr Scheitern lässt sich deshalb auch als ein Sieg 
verfassungskonformen Verhaltens interpretieren.
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2.5 Evaluierung der Projektgruppenarbeit: 
Ergänzung der Eigen- durch eine 
Fremdevaluierung
Für den Zeitraum 1968 bis 1974 liegt über die Arbeitsergebnisse 
der  Projektgruppe  ein  Bericht  vor,  der  in  der 
Bundestagsdrucksache  7/2887,  (S.  80  -  88)  wiedergegeben 
worden ist.
Dieser amtliche Bericht wird hier im Wortlaut wiedergegeben. 
>Drucksache 7/2887 Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode<
Anlage 7
Bericht über die bisherigen Arbeitsergebnisse und Vorschläge der 
Projektgruppe  "Regierungs-  und  Verwaltungsreform"  und  die 
daraus gezogenen praktischen Folgerungen
I.
Die Projektgruppe stand zu Beginn ihrer Arbeiten im Januar 1969 
vor der Notwendigkeit, sich in der verhältnismäßig kurzen Zeit bis 
zum Ende der  damaligen Legislaturperiode auf  Fragenkreise  zu 
beschränken, deren Lösung besonders vordringlich erschien und 
deren Verwirklichung am ehesten im zeitlichen Zusammenhang mit 
einer  Regierungsneubildung  Aussicht  auf  Erfolg  versprach.  Sie 
konzentrierte sich daher auf folgende, in dem Projekt "Begrenzte 
Kabinettsreform 1969" zusammengefasste Arbeitsschwerpunkte:
- Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche,
-  Stellung  und  Aufgaben  der  Parlamentarischen 
Staatssekretäre/Staatsminister,
- Verbesserung  des  Führungsinstrumentariums  von 
Bundeskanzler und Bundesregierung.
Lösungsvorschläge  dazu  enthielt  der  kurz  vor  den 
Bundestagswahlen 1969 vorgelegte „Erste Bericht zur Reform der 
Struktur von Bundesregierung und Bundesverwaltung"
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1. Bei  ihren  Vorschlägen  zur  Neuabgrenzung  der 
Geschäftsbereiche ging die Projektgruppe nach dem Ergebnis der 
von ihr getroffenen tatsächlichen Feststellungen davon aus, dass 
die  Arbeitsabläufe  innerhalb  der  Bundesregierung  und  die 
interministerielle  Zusammenarbeit  durch  eine  zu  starke 
Aufgliederung der Ressortbereiche, durch die Unausgewogenheit 
der Ressorts nach Größe und politischem Gewicht ihrer Aufgaben 
sowie  durch  eine  Reihe  vermeidbarer  Zuständigkeits-
überlagerungen  erschwert  seien.  Außerdem  vertrat  sie  die 
Auffassung, dass ein zu großes Kabinett - es umfasste damals 20 
Mitglieder -  Erschwernisse für  die Kabinettsarbeit,  besonders für 
eine kontinuierliche Willensbildung im Kabinett, mit sich bringe.
Die Projektgruppe sprach sich deshalb nach der Erarbeitung von 
Leitlinien  für  den  Ressortzuschnitt  dafür  aus,  die 
Zuständigkeitsverteilung  zu  straffen  und  die  Zahl  der 
Bundesministerien  zu  verringern.  Neben  Vorteilen  für  die 
interministerielle  Koordination,  die  personelle  Beweglichkeit  der 
Ressorts,  die  Kabinettsarbeit  usw.  erwartete  sie  davon  einen 
Rationalisierungseffekt auch insoweit, als durch den Wegfall einer 
Reihe von zentralen Verwaltungsabteilungen Personal für andere 
Aufgaben freigestellt werden könnte.
Die  Projektgruppe  entwickelte  nach  eingehender  Prüfung  einer 
großen  Zahl  von  Zuständigkeitsfragen  drei  Grundmodelle,  die 
neben dem Wegfall  einiger  kleinerer  Ministerien darauf  angelegt 
waren,
- Aufgabe mit sozialen Bezügen in einem besonderen Ministerium 
zusammenzufassen oder
-  Aufgaben  von  strukturpolitischer  Bedeutung  in  einem  neuen 
Ministerium zusammenzuführen oder
-  die  genannten  Aufgaben  -  ohne  Einrichtung  eines  neuen 
Ministeriums  -  nach  ihrem  Sachzusammenhang  einzelnen  der 
vorhandenen größeren Ressorts zu übertragen. 
Diese  Modelle,  die  wegen  der  politischen  Implikationen  bei 
Kabinettbildungen allerdings nur als rationale Entscheidungshilfen 
dienen  sowie  die  Vor-  und  Nachteile  bestimmter  Lösungen 
aufzeigen  sollten,  sahen  eine  Reduzierung  der  Zahl  der 
Bundesministerien auf 12 bzw. 13 vor. Dabei wurde vorausgesetzt, 
dass Maßnahmen zu einer Entlastung der politischen Leitung, vor 
allem in größeren Ressorts, eingeleitet würden.
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Die  Einführung  von  Bundesministern  ohne  Geschäftsbereiche 
wurde erörtert, im Ergebnis aber nicht vorgeschlagen. Im Übrigen 
sprach  sich  die  Projektgruppe  gegen  die  Bildung  eines 
sogenannten   "Kernkabinetts" als "ein zur Zeit für das deutsche 
Verfassungsleben ungeeignetes Institut" aus.
2. Im Interesse einer wirksamen Entlastung der Bundesminister bei 
der Erfüllung politischer Aufgaben regte die Projektgruppe in Teil II 
ihres  Berichtes  an,  das  Institut  des  Parlamentarischen 
Staatssekretärs weiter auszubauen. Eine Notwendigkeit dazu sah 
sie  insbesondere  für  den  Fall,  dass  ihre  Vorschläge  zur 
Neuabgrenzung  der  Geschäftsbereiche  befolgt  und  bisher 
selbständige Ministerien mit anderen zusammengefasst würden.
Nach  dem Ergebnis  der  Abwägung  verschiedener  Denkmodelle 
empfahl  die  Projektgruppe,  das  Amt  des  Parlamentarischen 
Staatssekretärs  in  das  eines  Staatsministers  umzuwandeln  Der 
Staatsminister  sollte  nach  ihren  Vorstellungen  der  politischen 
Leitung  des  Ressorts  zugeordnet  sein  und  Aufgaben  des 
Bundesministers erfüllen,  soweit  sie  ihm von diesem übertragen 
werden.  Er  sollte  jedoch  innerhalb  des  Ministeriums  keine 
zusätzliche  hierarchische  Stufe  bilden,  sondern  in  dem  vom 
Bundesminister  bestimmten  Umfang  dessen  Befugnisse  haben, 
also  insoweit  -  nach  innen  -  weisungsberechtigte  Ressortspitze 
sein.  Dabei  sollte  er  den  Weisungen  des  Bundesministers 
unterstehen, dessen Verantwortlichkeit also nicht berühren.
Im  Übrigen  sollte  der  Staatsminister  auch  die  bis  dahin  vom 
Parlamentarischen  Staatssekretär  üblicherweise 
wahrgenommenen  Aufgaben  (Verbindung  zum  Parlament  und 
seinen Ausschüssen sowie zur Öffentlichkeit haben.
Die Projektgruppe regte an,  Staatsminister  in größeren Ressorts 
mit  der  Wahrnehmung  geschlossener  Aufgabengebiete  zu 
betrauen,  besonders  mit  solchen  Aufgabengebieten,  die 
gegebenenfalls aus bisher selbständigen Ressorts auf ein anderes 
übergingen.  Sie  schlug  nicht  vor,  in  jedem  Ressort  einen 
Staatsminister einzusetzen, sondern empfahl eine Prüfung von Fall 
zu Fall.
Ein weiterer Vorschlag hatte die Vertretung des Bundesministers 
bei Abwesenheit im Bundeskabinett durch den Staatsminister zum 
Gegenstand.
3. Zur  Verbesserung  des  Führungsinstrumentariums  von 
Bundeskanzler und Bundesregierung setzte sich die Projektgruppe 
mit  der  Notwendigkeit  sowie  den  institutionellen  und 
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verfahrensmäßigen  Voraussetzungen  einer   “konzeptionellen 
Politik"  auseinander.  Sie  klärte  aufgrund  eigener  Erhebungen 
wesentliche  Strukturmängel  ab,  führte  vergleichende 
Untersuchungen über die Situation in den Bundesländern und im 
westlichen  Ausland  durch  und  prüfte,  inwieweit  die  beim  Bund 
vorhandenen  organisatorischen  Ansätze  (Planungsstäbe, 
Grundsatzreferate,  interministerielle Einrichtungen) und vor allem 
die  mittelfristige  Finanzplanung  für  den  Ausbau  der  politischen 
Planung genutzt werden könnten.
Sie entwickelte drei Grundtypen für Organisation, Instrumentarium 
und  Verfahren  der  Integration  ressortinterner  Konzeptionen  zu 
einer politischen Gesamtkonzeption. Ihnen war gemeinsam, dass 
sie  von  der  Programmplanung  in  den  Ressorts  ausgingen,  die 
interministerielle Kooperation durch institutionelle Maßnahmen zu 
verstärken suchten und auf  der  Ebene der  Gesamtregierung zu 
einem Planungsverbund führen sollten.  Die Zusammenarbeit  mit 
den  Institutionen  der  Finanzplanung  als  wichtigster 
Informationsquelle wurde dabei vorausgesetzt.
Einzelne Vorschläge hatten den technischen Ablauf der zentralen 
Informationsgewinnung  und  Koordination  zum  Gegenstand.  Die 
drei  Grundmodelle  unterschieden  sich  danach,  wo  das 
Schwergewicht  der  Entscheidungen  über  Ziele  und  Programme 
liegen sollte.  Sie orientierten sich mit  unterschiedlichem Gewicht 
an den nach dem Grundgesetz für die Bundesregierung geltenden 
Strukturprinzipien.
In einem Anhang zu diesem Berichtsteil und einem umfangreichen 
Anlagenband  sind  die  Grundprobleme  der  Planung, 
Planungstechniken und -methoden, verfassungsrechtliche Fragen, 
das Führungsinstrumentarium der  Regierungschefs in  westlichen 
Ländern und den Bundesländern sowie der (damalige) Stand der 
politischen Planung in diesen Ländern zusammengetragen.
Diese Ausarbeitungen haben die  damals  noch in  den Anfängen 
steckende Diskussion über  die  politische Planung in  Praxis  und 
Wissenschaft in hohem Maße belebt.
Der abschließende Vorschlag der Projektgruppe zielte darauf, vor 
weiteren theoretischen Erörterungen schrittweise mit dem Ausbau 
des Instrumentariums für die politische Planung anhand eines der 
Modelle zu beginnen und damit eine Erprobung in Gang zu setzen, 
auf  deren Grundlage weiterführende Überlegungen zu gewinnen 
waren.
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II.
Da  der  Erste  Bericht  der  Projektgruppe  kurz  vor  den 
Bundestagswahlen  vorgelegt  wurde,  entfiel  eine  Beratung  im 
Kabinettausschuss, der sich indessen im Verlauf der Arbeiten über 
ihren Stand und die vorläufigen Ergebnisse unterrichtet hatte.
Bei  der  Regierungsneubildung  im  Herbst  1969  wurden  die 
Arbeitsergebnisse  der  Projektgruppe  weitgehend  berücksichtigt. 
Dies gilt besonders für die Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche, 
bei  der die Zahl  der  Bundesministerien wesentlich reduziert  und 
eine größere Ausgewogenheit der Ressorts erreicht wurde. Diese 
Maßnahmen hatten auch die erwarteten Rationalisierungseffekte.
Auch auf die Vorschläge zur politischen Planung konnte nach der 
Regierungsbildung  bei  der  Entwicklung  einer  Frühkoordinierung 
der Regierungsarbeit zurückgegriffen werden.
Die Vorschläge zum Ausbau des Instituts des Parlamentarischen 
Staatssekretärs  blieben zunächst  unberücksichtigt.  Doch  wurden 
die  Erörterungen  dazu  in  spätere  Überlegungen  der 
Bundesregierung einbezogen. Die Bundesregierung hat sich erst 
kürzlich entschlossen, zwei Staatsminister einzusetzen. Dies zeigt, 
dass an den Arbeitsergebnissen der Projektgruppe nicht nur zählt, 
was sofort  in die Praxis  umgesetzt  werden kann, sondern auch, 
was späteren Lösungen zugutekommen kann.
Es  verdient  ferner  festgehalten  zu  werden,  dass  der  genannte 
Bericht  der  Projektgruppe  zahlreiche  tatsächliche  Feststellungen 
und analytische Befunde enthielt, die über ihre Bedeutung für die 
seinerzeitigen  Lösungsvorschläge  hinaus  wirksam  wurden.  Sie 
haben Betroffene und Beteiligte  zum Nachdenken angeregt  und 
wesentlich dazu beigetragen, dass die Ressorts nachfolgend auch 
eigene  Initiativen  zur  Anpassung  ihrer  organisatorischen 
Bedingungen an die heutigen Anforderungen ergriffen. Auch soweit 
danach  selbständige  Untersuchungen  in  einigen  Ressorts 
eingeleitet  wurden,  kann  dies  auf  die  Vorarbeiten  der 
Projektgruppe zurückgeführt werden.
III.
Nach  der  Regierungsbildung  im  Herbst  1969  und  der 
Neukonstituierung  des  Kabinettausschusses  setzte  die 
Projektgruppe ihre Arbeiten fort. Sie entwickelte zunächst Leitlinien 
für das Gesamtvorhaben einer Regierungs- und Verwaltungsreform 
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und auf ihrer Grundlage einen vom Kabinettausschuss gebilligten 
Arbeitsplan mit zeitlichen und inhaltlichen Prioritäten.
Im Zusammenhang mit ihren grundsätzlichen Überlegungen wies 
die  Projektgruppe  darauf  hin,  dass  die  Anpassung  der 
überkommenen  organisatorischen,  personellen  und 
verfahrensmäßigen Bedingungen an die modernen Bedürfnisse nur 
schrittweise konzipiert  und - aus naheliegenden Gründen - auch 
nur schrittweise vollzogen werden können. Sie brachte ferner zum 
Ausdruck, dass organisatorische Änderungen für sich allein nichts 
bewirken, weil es sich bei den staatlichen Einrichtungen um soziale 
Systeme handelt. Sie begründete damit die Notwendigkeit, Hand in 
Hand  mit  organisatorischen  Änderungen  auch  Maßnahmen 
einzuleiten,  die  ein  Umdenken  des  Personals  bewirken,  das  in 
neuen  Organisations-  und  Kooperationsformen  und  nach  neuen 
Verfahren  arbeiten  soll;  sie  behandelte  Motivationsprobleme  als 
Strukturprobleme.
Auf  der  Grundlage  ihres  Arbeitsplans  befasste  sich  die 
Projektgruppe schwerpunktmäßig mit folgenden Fragekreisen:
- Verlagerung von Aufgaben aus den Bundesministerien,
-  Fortführung  der  Überlegungen  zur  politischen  Planung  unter 
Berücksichtigung  der  Ergebnisse  der  von  ihr  durchgeführten 
Begleituntersuchungen  im  Bundeskanzleramt  und  den 
Bundesressorts,
-  Verbesserung der  inneren  Organisation  der  Bundesministerien 
(Aufbau-  und  Ablauforganisation,  Führungsinstrumente, 
Arbeitsformen),
-  Probleme  der  Ressortabgrenzung  unter  Berücksichtigung 
zwischenzeitlicher Erfahrungen,
-  Schaffung  von  Querschnitteinrichtungen  und  interministerielle 
Zusammenarbeit unter Rationalisierungsaspekten,
-  praktische Erprobung ihrer  Vorschläge zur  politischen Planung 
am Beispiel eines Bundesressorts.
1. Die Projektgruppe hatte bereits in ihrem Ersten Bericht darauf 
hingewiesen,  dass  die  Schaffung  größerer  Ministerien  im 
Zusammenhang  mit  einer  stärkeren  Verlagerung  von  Aufgaben, 
besonders auf nachgeordnete Bereiche, gesehen werden müsse. 
Auch in ihrem Grundsatzbericht zur Verlagerung von Aufgaben aus 
den Bundesministerien (Zweiter Bericht) ging sie von der Prämisse 
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aus,  dass  eine  verstärkte  Delegation  einen  Beitrag  zur 
notwendigen Reorganisation der Ministerialverwaltung leisten, den 
Arbeitsablauf,  die  Programmbildung  und  die  Koordination 
erleichtern  sowie  wegen  der  besseren  Überschaubarkeit  der 
ministeriellen Tätigkeit  auch die  Steuerungsmöglichkeiten für  die 
Ressortleitungen erhöhen könnte. Sie sah darin eine Chance, die 
im  Übrigen  vorgeschlagenen  und  noch  vorzuschlagenden 
strukturellen Anpassungsprozesse  erleichtern  und  beschleunigen 
zu können.
Nach den zahlreichen Initiativen des Deutschen Bundestages bzw. 
seiner  Ausschüsse  und  der  nicht  minder  zahlreichen 
Empfehlungen des Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung,  die    meist  anhand  konkreter  Fälle  -  auf  eine 
Verstärkung  der  Delegationsbereitschaft  der  Ressorts  zielten, 
suchte  die  Projektgruppe  nach  einem  neuen  Ansatz  für  die 
Unterscheidung  zwischen  ministeriellen  und  nichtministeriellen 
Tätigkeiten.  Dabei  ging  es  ihr  darum,  die  Basis  für  eine 
Verlagerung  von  Aufgaben  auf  nachgeordnete  Bereiche  zu 
verbreitern. Bis dahin hatten - auch nach einem vom Präsidenten 
des  Bundesrechnungshofes  als  Bundesbeauftragter  für 
Wirtschaftlichkeit  in  der  Verwaltung  erbetenen  Gutachten  - 
überwiegend nur solche Aufgaben als nicht  ministeriell  gegolten, 
die  Einzelentscheidungen  zum  Gegenstand  haben  oder  als 
Ausführungs-  und  Durchführungsaufgaben  oder  als  laufende 
Verwaltungsaufgaben zu qualifizieren sind.
Die Projektgruppe schlug nach kritischer Auseinandersetzung mit 
ausländischen  Vorbildern  -  insbesondere  der  organisatorischen 
Trennung  von  politischer  Verwaltung  und  Fachverwaltung  in 
Schweden - sowie nach Erörterung der Lösungsversuche in den 
Bundesländern  vor,  den  politischen  Steuerungsprozess  bei  der 
Aufgabenerfüllung zum Maßstab zu nehmen. Sie regte demzufolge 
an, grundsätzlich nur die Aufgaben als ministeriell anzusehen, die 
immer  wieder  der  politischen  Steuerung  bedürfen.  Dabei  sollte 
dieser  Steuerungsbedarf,  zu  dem  einige  Kriterien  entwickelt 
wurden,  lediglich  eine  Grenze  bestimmen,  unterhalb  derer  nur 
besondere Gründe ein Verbleiben der Aufgaben in den Ministerien 
rechtfertigen sollten.
Mit  dem  neuen  Ansatz  sollte  auch  erreicht  werden,  dass 
geschlossene  Aufgabenkomplexe  und  nicht  nur  Splitteraufgaben 
auf  nachgeordnete  Behörden  übertragen  werden,  um  dort  das 
Engagement der Mitarbeiter zu stärken.
Die  Projektgruppe  schlug  im  Einzelnen  vor,  zur  Delegation 
geeignete  Aufgaben  auf  bestehende  Behörden  zu  übertragen, 
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Behörden  innerhalb  eines  Geschäftsbereiches  nach  Möglichkeit 
zusammenzuführen  bzw.  die  Aufgaben  bei  einer  Behörde 
zusammenzufassen,  die  die  gesamte  Bandbreite  der 
Ressortaufgaben  abdecken  sollte  (Generalbehörde).  Sie  schlug 
ferner vor, zumindest bei diesen Behörden vorzusehen, dass ihnen 
auch  Aufgaben  anderer  Ressorts  -  im  Erlasswege  -  übertragen 
werden können (Behörden mit gebündelten Zuständigkeiten), und, 
um dies zu erleichtern, in solchen Fällen dem abgebenden Ressort 
über die Fachaufsicht  hinaus auch Einflussrechte bei  Haushalts- 
und  Personalentscheidungen  einzuräumen  (Beispiel: 
Auslandsschulwesen beim Bundesverwaltungsamt).
Weitere  Vorschläge  zielten  darauf,  das  Verhältnis 
Ministerium/nachgeordneter  Bereich  rationeller  zu  gestalten.  Die 
Behörden sollten  grundsätzlich  durch  generelle  Weisungen oder 
Richtlinien gesteuert, auf einen "Selbsteintritt" der Ministerien sollte 
verzichtet werden. Wenn übertragene Aufgaben "politisch aktuell" 
werden sollten, sollten bei Bedarf gemischt zusammengesetzte ad-
hoc-Arbeitsgruppen  (Ministerium/nachgeordnete  Behörde)  diese 
Aufgaben - auf Zeit - wahrnehmen.
2.  Die  Weiterführung  der  Überlegungen  zur  politischen  Planung 
(Teil  1  des  Dritten  Berichtes)  führten  u.  a.  zum Ergebnis,  dass 
Fachplanung  und  Finanzplanung  stärker  zu  verbinden  sowie 
Organisation  und  Verfahren  der  Planung so  zu  gestalten  seien, 
dass  bei  den  Planungsentscheidungen  die  Wechselwirkungen 
zwischen  einzelnen  Maßnahmen  oder  Programmen,  die 
Auswirkungen  auf  die  verschiedenen  Politikbereiche  und  ihre 
Folgewirkungen  für  die  Zukunft,  besonders  auch  ihre 
Auswirkungen  auf  die  Ressourcen,  bedacht  und  berücksichtigt 
werden.
Sie schlug deshalb unter Hinweis auf entsprechende ausländische 
Erfahrungen  die  schrittweise  Entwicklung  eines 
Programmhaushaltes  vor,  d.  h.  die  Verknüpfung  der 
Programmplanung mit der Haushalts- und Finanzplanung.
Sie  empfahl,  dabei  pragmatisch  vorzugehen  und  mit  dem 
Planungsverfahren zunächst in den einzelnen Ministerien und dort 
bei den Basiseinheiten anzusetzen. Diese sollten nach Auffassung 
der Projektgruppe in der untersten Stufe Träger der Planung sein, 
weil bei ihnen das Sachwissen in besonderer Weise vorhanden ist. 
Die  Planungsaufgaben  davon  zu  lösen  und  sie  besonderen 
Einrichtungen zu überantworten, hielt sie für nicht vertretbar, weil 
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dies eine Duplizierung des Basiswissens und damit eine nicht zu 
verantwortende  Steigerung  des  Verwaltungsaufwandes  bewirken 
würde.
Die Projektgruppe hielt es ferner für notwendig, bei der Einführung 
des neuen Verfahrens zunächst von den heute wahrgenommenen 
Tätigkeiten auszugehen, um auf einer realen Basis aufzubauen.
Der  seinerzeitige  Vorschlag  für  die  ressortinterne 
Programmplanung enthielt im Wesentlichen folgende Elemente:
-  Feststellung  der  mit  der  Gesamtregierungstätigkeit 
abzustimmenden Ressortziele;
-  Erhebung  der  Ressortaktivitäten  und  Bündelung  derselben  zu 
Programmen auf der Ebene der Abteilungen;
- Koordinierung, Analyse und Bewertung der Fachprogramme mit 
Hilfe einer der Ressortleitung unterstellten Koordinierungsgruppe, 
die  sich  aus  den  Referaten  für  Haushalt,  Organisation  und 
Personal  sowie  einem  neu  einzurichtenden  Referat  für 
Planungskoordination und Programmbewertung zusammensetzt;
-  Aufstellung  eines  finanziell  abgesicherten  Entwurfs  des 
Ressortprogramms aufgrund der von den Abteilungen gemeldeten 
Programme durch die Koordinierungsgruppe. 
Für  die  Entwicklung  einer  zielorientierten  Programmstruktur  im 
Gesamtbereich  der  Bundesregierung  machte  die  Projektgruppe 
weitere Vorschläge, welche die für die Ressortebene erarbeiteten 
Vorstellungen  auf  Regierungsebene  fortführten.  Sie  wies  aber 
darauf hin, dass es sich dabei um erste Rahmenvorstellungen für 
die Weiterentwicklung der politischen Planung handele, und regte 
an, den Planungsverbund auf der Ebene des Kabinetts erst dann 
zu  intensivieren,  wenn  die  Entwicklungsarbeiten  in  einzelnen 
Bundesministerien zu einem gewissen Abschluss gelangt seien.
3. Zur  Erprobung ihrer  Vorstellungen hat  die  Projektgruppe im 
Zusammenwirken  mit  einer  Unternehmensberatung  im 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten eine 
Untersuchung mit dem Ziel durchgeführt,
- die Ressorttätigkeiten in eine Zielstruktur und in Programme zu 
fassen,
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- ein ressortinternes Planungsverfahren zu entwickeln und es mit 
dem Prozess der Haushaltsaufstellung und der Finanzplanung zu 
verbinden,
-  die  Aufbau-  und  Ablauforganisation  des  Ressorts  danach 
auszurichten.
Diese Maßnahmen sind durchgeführt. Die bisherigen Erfahrungen 
sind insgesamt gesehen ermutigend. Die Projektgruppe hat hierzu 
einen mit  dem Bundesministerium für  Ernährung,  Landwirtschaft 
und Forsten abgestimmten Erfahrungsbericht vorgelegt.
Das Vorgehen bei der Reorganisation des genannten Ministeriums 
unterscheidet  sich von traditionellen Organisationsveränderungen 
durch die Tatsache, dass der Schwerpunkt von institutionellen auf 
funktionelle  Veränderungen  mit  dem  Ziel  verlagert  wurde,  die 
organisatorische Struktur in den Dienst der politischen Aufgabe des 
Ressorts zu stellen.
Im Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wurde  eine  dreistufige  Zielstruktur  entwickelt.  Ihre  hierarchische 
Ordnung  soll  die  Ziele  in  zunehmender  Konkretisierung 
wiedergeben, so dass sich die Programminhalte zuordnen lassen. 
Die  übergeordneten  Zielebenen  sollen  die  größeren 
Zusammenhänge  verdeutlichen  und  damit  die  Koordination 
erleichtern.
Die Notwendigkeit,  in Zielen zu denken und die Ziele fortgesetzt 
präzisieren  zu  müssen,  konnte  schon  jetzt  die  Transparenz  der 
Entscheidungsprozesse erheblich vergrößern. Die Zielstruktur gab 
bereits  Veranlassung,  bisher  unbemerkt  gebliebene  Zielkonflikte 
aufzudecken  und  entsprechende  Koordinationsprozesse 
einzuleiten.  Gleichzeitig  hat  die  Zielstruktur  die 
Maßnahmenformulierung  durch  die  Fachreferate  erleichtert.  Sie 
bildet innerhalb gut abgrenzbarer Problembereiche eine Hilfe bei 
der Wahl zwischen alternativen Maßnahmen.
Als weitere positive Wirkung der Zielstruktur kann deren Anstoß zur 
Entwicklung von Maßnahmen in bisher vernachlässigten Bereichen 
angesehen werden.
Die  Programmbildung  -  durch  Bündelung  der  im  Ressort 
erhobenen  Maßnahmen  -  hat  neben  einer  Erleichterung  der 
Abstimmung  durch  die  Zusammenfassung  sachlich 
zusammenhängender Bereiche gemeinsam mit der Zielstruktur zu 
einer Überprüfung der laufenden Maßnahmen geführt.
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Außerdem  hat  die  Formalisierung  der  Maßnahmendefinition 
Denkprozesse über Alternativen, Sinn und Zweck einer Maßnahme 
ausgelöst.  Es  hat  sich  gezeigt,  dass  das  Ziel  einer 
Erfolgsbewertung  einzelner  Maßnahmen  bereits  jetzt  realisiert 
werden kann, wenn deren Zielwirkung eindeutig ist und die Ziele 
ausreichend  konkret  sind,  um  die  zur  Erfolgsbewertung 
notwendigen Messindikatoren zu bestimmen.
Zur  quantitativen  Erfolgskontrolle  sind  betriebswirtschaftliche 
Kosten-  und  Nutzenvergleiche  sowie  Nutzen-Kosten-
Untersuchungen  veranlasst  worden.  Die  Methoden  wurden  der 
Aufgabenstellung entsprechend modifiziert.
Im Hinblick auf die Erfolgsmessung unterschiedlicher Programme 
ist die Projektgruppe auf die gleichen Probleme gestoßen, wie sie 
bei  entsprechenden  Bemühungen  auch  in  ausländischen 
Verwaltungen  aufgetreten  sind.  Besonders  schwierig  sind 
Erfolgsbewertungsversuche bei nicht unmittelbar finanzwirksamen 
Programmen.  Dennoch  gibt  es  einzelne  Bereiche,  bei  denen 
Erfolgsbewertungen  schon  heute  quantitativ  möglich  sind.  In 
anderen  Bereichen  muss  man  sich  zunächst  mit  einer  relativ 
unpräzisen Einschätzung oder Beschreibung der Wirkungen einer 
Maßnahme begnügen.
Die  Programmplanung der  Fachabteilungen und die  Erarbeitung 
eines  Ressortprogramms  wurden  durch  die  organisatorische 
Verankerung  einer  Reihe  notwendiger  Funktionen  unterstützt. 
Zunächst wurde die Aufbauorganisation des Ressorts in Anlehnung 
an  die  Programmstruktur  korrigiert.  Innerhalb  der  nach 
Programmen  aufgebauten  Fachabteilungen  wurden  die 
Grundsatzreferate  in  Programmplanungsreferate  umgewandelt 
(methodische Beratung und Unterstützung der Planungsarbeiten in 
den Fachreferaten, abteilungsinterne Koordination).
Hervorzuheben ist, dass eine Zentralisierung der Planungstätigkeit 
vermieden  wurde.  Die  Planung  beginnt  grundsätzlich  im 
Fachreferat.
Für  die  abteilungsübergreifende  Koordination  wurde  eine 
regelmäßig  zusammentretende Planungsgruppe eingerichtet.  Sie 
hat  u.  a.  die  Aufgabe,  unter  dem Gesichtspunkt  der  politischen 
Prioritätensetzung  und  der  Ressourcenverteilung  die 
Fachplanungen in ein Ressortprogramm umzusetzen.
Diese Organisation hat sich bewährt.
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Das  Planungsverfahren  mündet  in  einen  mittelfristigen 
"Ressortleistungsplan" (Aufgaben- und Finanzplan). Hierzu haben 
die  Fachreferate  im  Rahmen  eines  erweiterten 
Haushaltsanmeldeverfahrens  ihre  Vorhaben  auf 
Maßnahmenblättern gemeldet, beschrieben (Inhalt, Auswirkungen, 
Alternativen)  und  den  Finanzbedarf  dazu  angegeben.  Auf  der 
Grundlage dieser Informationen wurden die Planungen innerhalb 
der  Abteilungen  abgestimmt.  Die  Programmplanungsreferate 
erarbeiteten für jedes der Programme einen zusammenfassenden 
Programmvermerk,  der  die  insgesamt  verfolgten  Ziele,  die 
wichtigsten  Maßnahmen  zur  Erreichung  dieser  Ziele, 
Prioritätsaussagen  und  den  Finanzbedarf  enthielt.  Die 
Planungsvorschläge  gingen  zusammen  mit  einer  gemeinsamen 
Stellungnahme  des  Haushaltsreferates  und  des  Referates 
“Koordination der agrar- und ernährungspolitischen Planung in die 
Planungsgruppe und die  Abteilungsleiterkonferenz  zur  Beratung. 
Nach Entscheidung des Ministers  über  die  Beratungsergebnisse 
wurde der Ressortleistungsplan aufgestellt.
Der erste Ressortleistungsplan ist kürzlich fertiggestellt worden. Er 
besteht aus folgenden Teilen:
- revidierte Zielstruktur,
- Programmvermerke,
- Haushaltsvoranschlag,
- internes  Arbeitsprogramm,  dem eine  Zusammenstellung  der 
wesentlichen Planungsvorhaben beigefügt ist.
In  den  Ressortleistungsplan  sind  die  meisten  finanzwirksamen 
Maßnahmen und ein  Teil  der  nichtfinanzwirksamen Maßnahmen 
einbezogen.  Es  war  bisher  noch  nicht  möglich,  auch  den 
Finanzaufwand für das Personal den Maßnahmen zuzuordnen.
4. In Teil II des Dritten Berichtes hat sich die Projektgruppe mit 
den  Fragen  der  inneren  Organisation  der  Bundesministerien 
befasst  und  dazu  eine  Reihe  von  im  Einzelfall  modifizierbaren 
Vorschlägen erarbeitet. Sie ist in diesem Zusammenhang auch der 
Frage  nachgegangen,  ob  die  in  Wirtschaftsunternehmen 
entwickelten  Führungs-  und  Organisationsformen  auf  die 
öffentliche  Verwaltung  übertragbar  sind  und  ob  sich  aus  der 
zahlreichen  Literatur  über  Führungskonzeptionen  und  einzelne 
Managementmethoden wesentliche Erkenntnisse gewinnen lassen. 
Die Projektgruppe ist bei dieser Prüfung zu der Auffassung gelangt, 
dass  die  betrieblichen  Organisationsformen  auf  anderen 
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Voraussetzungen  beruhen  als  sie  der  Ministerialverwaltung 
vorgegeben sind. Dies schließt nicht aus, dass einzelne Elemente 
auch für die öffentliche Verwaltung Bedeutung haben.
Die  Vorschläge  der  Projektgruppe  berücksichtigen  eine  Reihe 
tatsächlicher  Feststellungen,  die  vor  allem  Probleme  des 
Informationsflusses und der Leitungsinformation, die Belastung der 
Ressortleitungen  in  größeren  Ressorts,  Kooperations-  und 
Koordinationsmängel  sowie  den  Zuschnitt  der  Basisorganisation 
und Motivationsprobleme zum Gegenstand haben.
Zur rationelleren Gestaltung der Arbeit in der Leitungsebene wurde 
zur Erwägung gestellt, in großen Ressorts den Leitungsbereich zu 
verstärken  und  kooperativ  zu  ordnen,  dort  grundsätzlich 
festzulegen,  welche  Eingänge  und  Vorlagen  gemeinsam  zu 
beraten  und  zu  entscheiden,  und  welche  ohne  Beratung  von 
welcher  Führungspersönlichkeit  abschließend  behandelt  werden 
können. Damit sollten Koordinierung Schwierigkeiten abgebaut und 
der  Dienstweg  verkürzt  werden  (Vorlagen  "an  den 
Leitungsbereich").  Zur  technischen  Abwicklung  wurde  angeregt, 
die  im  Leitungsbereich  üblichen  Hilfsdienste  (persönliche 
Referenten  usw.)  in  einem  "Zentralen  Leitungsbüro" 
zusammenzufassen,  das für  die  richtige Zuleitung der  Eingänge 
und  Vorlagen  sorgt  und  die  Beratungen  im  Leitungsbereich 
vorbereitet.
Es  wurde  ferner  vorgeschlagen,  einen  permanenten 
Informationsfluss  über  die  im  Ressort  laufenden  Vorhaben 
sicherzustellen. Dazu wurde u. a. angeregt, im Leitungsbüro eine 
zentrale,  von den Referaten zu "fütternde" Arbeitskartei  (anhand 
der  bei  der  Planung  anfallenden  Vorhabenbeschreibungen) 
einzurichten  und  den  Fortgang  der  Arbeiten  mit  visualisierten 
Hilfsmitteln zu überwachen.
Es wurde ferner angeregt,  zur Erhöhung der "Umweltsensibilität" 
für  wichtige  Politikbereiche  schrittweise  so-genannte 
Sucheinrichtungen ("look-out-Einrichtungen") zu schaffen, 
d.h.  Einrichtungen  für  eine  längerfristige  Vorausschau  und  ein 
frühzeitiges Erkennen künftiger Entwicklungen. Da diese Aufgabe 
nicht  allein  durch  Verwaltungsangehörige  erfüllt  werden  kann, 
wurde  empfohlen,  Wissenschaftler  heranzuziehen,  und  ein 
interdisziplinär zusammengesetztes Team zu bilden.
Im Interesse einer weiteren Verkürzung des Instanzenzuges und 
zur  Verringerung  des  Anteils  an  Leitungspersonen  am 
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Gesamtpersonalbestand wurde vorgeschlagen, die in vielen Fällen 
problematischen Unterabteilungen in den Ministerien weitgehend 
entfallen  zu  lassen,  jedenfalls  in  §  4  der  Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien die Voraussetzungen für 
die Schaffung von Unterabteilungen zu verschärfen.
Weitere  Vorschläge  zielten  auf  eine  verstärkte  Nutzung  des 
Potentials  der  Abteilungsleiter  zur  Erweiterung  der 
Steuerungsmöglichkeiten der Leitung im Ressort.
Zur  Basisorganisation  wurden  zum  Teil  alternative  Vorschläge 
gemacht.  Ihnen  gemeinsam  ist  die  Ausgangsthese,  dass  die 
überkommene,  auf  die  traditionellen  Aufgaben  zugeschnittene 
Referatsorganisation großenteils den heutigen Bedürfnissen nicht 
mehr  entspreche:  sie  fördere  das  auf  Abwehr"  referatsfremder" 
Initiativen  gerichtete  Zuständigkeitsdenken,  erschwere  die 
Koordination  und  hemme  die  Kooperation,  besonders  bei  der 
Entwicklung referatsübergreifender Konzeptionen; zudem bewirke 
der  häufig  zu  enge  Referatszuschnitt  eine  Fragmentierung  des 
Informationsflusses  und  verstelle  den  Blick  für  größere 
Zusammenhänge. Ferner sei ein zu enger Referatszuschnitt oft die 
Ursache  personeller  Unbeweglichkeit  der  Ressorts  bei 
notwendigen Schwerpunktbildungen.
Die  Projektgruppe  schlug  deshalb  vor,  sog.  Kleinstreferate 
abzuschaffen und die Aufgaben in größeren Referaten zu bündeln 
oder  besonders  bei  homogenen  Aufgaben  Gruppen  als 
Basiseinheiten  zu  bilden.  Sie  hat  hierzu  im  Einzelnen  auf  die 
Vorteile  der  Gruppenarbeit  sowie  ihre  Voraussetzungen 
hingewiesen und zugleich Aussagen über die optimale Größe von 
Gruppen und Referaten gemacht.
Außerdem  hat  sie  vorgeschlagen,  unabhängig  von  der  Art  der 
Grundorganisation für referatsübergreifende Aufgaben auf Zeit ad-
hoc-Arbeitsgruppen,  für  die  Lösung  komplexer  Probleme  in  der 
Konzeptionsphase  als  Team  organisierte  Projektgruppen 
einzurichten.  Sie  hat  ferner  auf  die  Vorteile  eines  kooperativen 
Führungsstils  für  die  Entfaltung  der  Mitarbeiterfähigkeiten 
hingewiesen,  soweit  nicht  die  Art  der  Aufgaben  ohnehin  die 
Bewältigung in Teamarbeit nahe legt.
Da die Gestaltung der inneren Organisation im wesentlichen Sache 
der  Ressorts  ist,  hat  die  Projektgruppe  auch  Vorschläge  zur 
Organisationsarbeit  gemacht.  Sie  zielten darauf  ab,  die  Stellung 
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der Organisationsreferate zu verbessern und durch ein System von 
Informationspflichten  ihre  frühzeitige  Unterrichtung  über 
Organisationsmängel und notwendige Initiativen sicherzustellen.
Schließlich hat die Projektgruppe in Anknüpfung an ihre früheren 
Vorschläge  zu  den  Aufgaben  der  Parlamentarischen 
Staatssekretäre  zu  erwägen  gegeben,  für  besondere 
Schwerpunktbereiche  der  Bundesregierung  Parlamentarische 
Staatssekretäre  oder  Staatsminister  als  Bevollmächtigte  des 
Bundes einzusetzen. Sie hat dazu die rechtlichen und politischen 
Bedingungen  sowie  die  alternativen  Möglichkeiten  ausführlich 
erörtert.  In  diesem  Zusammenhang  hat  sie  ferner  ihre  frühere 
Anregung  aufgegriffen,  -  im  Falle  der  Einsetzung  von 
Staatsministern  für  solche  Aufgaben  -  auf  das  Institut  des 
Parlamentarischen Staatssekretärs zu verzichten.
5.  In  Teil  III  ihres Dritten Berichtes hatte sich die Projektgruppe 
erneut  mit  den  Fragen  der  Ressortabgrenzung 
auseinanderzusetzen.  Ihre  Vorschläge  knüpften  an  die  früher 
entwickelten  Leitvorstellungen  an.  Dabei  waren  jedoch  die 
zwischenzeitlichen Erfahrungen zu nutzen,  neuen Entwicklungen 
Rechnung  zu  tragen  und  Programmzusammenhänge  stärker  zu 
berücksichtigen. Nach eingehender Darstellung der Entwicklungen 
in verschiedenen Aufgabenbereichen und der sich abzeichnenden 
Schwerpunkte  sowie  unter  Abwägung  der  Vor-  und  Nachteile 
verschiedener  Lösungen  wurden  zwei  Grundmodelle  für  eine 
Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche vorgeschlagen.
Beiden  war  gemeinsam,  dass  sie  eine  Trennung  des 
Bundesministeriums  für  Wirtschaft  und  Finanzen,  die 
Zusammenfassung  der  Verbraucherangelegenheiten,  die 
Zusammenfassung  des  Bildungswesens  sowie  die 
Zusammenfassung  der  Raumordnung,  des  Bauwesens,  des 
Städtebaues  und  des  Wohnungswesens  vorsahen.  Ein  weiterer 
Schwerpunkt  dieses  Vorschlages  war  die  Begründung  der 
Zuständigkeit  des  Auswärtigen  Amtes  für  die  Koordinierung  der 
Europapolitik.  Hierzu  hatte  die  Projektgruppe  schon  vorab  eine 
ausführliche Stellungnahme vorgelegt, in der drei Modelle für die 
Ausgestaltung  des  Amtes  eines  Europabevollmächtigten 
dargestellt waren.
Im zweiten Modell zur Ressortabgrenzung wurde u. a.   wegen der 
Bedeutung  der  posttechnischen  Fragen  für  die  Entwicklung  der 
Technologie  und  besonders  der  Kommunikationstechnik  -  die 
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Zusammenführung der Zuständigkeiten für die Bundespost und die 
Technologieförderung angeregt.
6. Im letzten Berichtsteil befasste sich die Projektgruppe mit den 
Möglichkeiten einer Zentralisierung von Querschnittfunktionen, mit 
der  Koordinierung  der  elektronischen  Datenverarbeitung  in  der 
Bundesverwaltung sowie mit den interministeriellen Ausschüssen.
Nach  verfassungsrechtlichen  Klärung  der  Möglichkeiten  und 
Formen einer Zusammenfassung von Querschnittfunktionen sowie 
von  Aufgaben,  die  von  allen  Ressorts  gleichermaßen 
wahrgenommen  werden,  arbeitete  die  Projektgruppe  mehrere 
Alternativen  für  entsprechende  Zentralisierungen  aus.  Sie 
beschränkte  sich  dabei  auf  die  nach  ihren  Vorschlägen  im 
Berichtsteil  I  auf  Regierungsebene  wahrzunehmenden 
Planungsfunktionen  sowie  die  für  eine  Zusammenfassung 
geeigneten  "Organisationsdienstleistungen".  Eine  Zentralisierung 
des  Personalwesens  -  abgesehen  von  der  Schaffung  etwaiger 
technischer  Einrichtungen,  hielt  sie  schon  aus 
verfassungsrechtlichen Gründen für  nicht  möglich.  Ferner  wurde 
nur  an  solche  Planungsfunktionen  gedacht,  die  der 
Entscheidungsvorbereitung auf Regierungsebene dienen.
Als  Organisationsdienstleistungen  wurden  die  Aufgaben  des 
Bundesministers  des  Innern  auf  dem  Gebiet  der 
Verwaltungsorganisation  sowie  der  Koordinierungs-  und 
Beratungsstelle  für  die  elektronische  Datenverarbeitung  in  der 
Bundesverwaltung, die Aufgaben auf dem Gebiet der Regierungs- 
und Verwaltungsreform, die Koordinierung und Beratung bei  der 
Vergabe  von    Forschungsaufträgen    (Verwaltungsforschung) 
durch die Ressorts sowie die Sammlung und Dokumentation der 
Forschungsergebnisse  angesehen.  Ferner  wurden  die 
Vorbereitungsarbeiten  für  die  Organisationsentscheidungen  des 
Bundeskanzlers  einbezogen.  Die  Projektgruppe  erwartete  von 
einer entsprechenden Zusammenfassung Rationalisierungseffekte. 
Als mögliche Formen wurden unter Darstellung des Für und Wider 
bei verschiedenen Lösungen die Errichtung eines Kabinettsamtes 
oder eines Bundeszentralamtes in Betracht gezogen, aber auch die 
Zusammenfassung  der  "Organisationsdienstleistungen"  beim 
Bundesminister des Innern zur Erörterung gestellt.
Nach  den zwischenzeitlichen  Erfahrungen bei  der  Koordinierung 
der  elektronischen  Datenverarbeitung  in  der  Bundesverwaltung 
hielt  es  die  Projektgruppe  für  nötig,  die  einschlägigen 
Koordinationsfunktionen  genauer  von  den  Ressortaufgaben  auf 
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dem Gebiet  der  elektronischen  Datenverarbeitung  und  von  den 
Aufgaben der Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung 
in Birlinghoven abzugrenzen. Um Aufgabenüberschneidungen und 
Doppelarbeit auszuschließen, wurden detaillierte Empfehlungen für 
die Aufgabenverteilung ausgearbeitet. 
Es wurde ferner  angeregt,  die  Zuständigkeit  für  die  Entwicklung 
und  Koordinierung  von  Informationssystemen,  die  über  den 
öffentlichen Bereich hinausgehen, auf  den für Technologiefragen 
zuständigen  Bundesminister  zu  übertragen.  Zugleich  wurden 
Vorschläge  für  eine  Umorganisation  der  "Gesellschaft  für 
Mathematik  und  Datenverarbeitung"  gemacht.  Detaillierte 
Einzelvorschläge  haben  die  Zusammenarbeit  der  verschiedenen 
Bereiche der GMD mit der Koordinierungs- und Beratungsstelle für 
die  elektronische  Datenverarbeitung  in  der  Bundesverwaltung 
sowie Fragen der Kostenerstattung usw. zum Gegenstand.
Um  einer  Ausuferung  bei  der  Einrichtung  interministerieller 
Ausschüsse  entgegenzuwirken,  wurde  die  Einführung  einer 
Registrierungspflicht empfohlen. Weitere Vorschläge bezweckten, 
die Arbeit interministerieller Ausschüsse effektiver zu gestalten und 
der Tendenz einer lediglich negativ ausgerichteten Koordination zu 
begegnen. Hierzu wurde insbesondere angeregt,  bei gemeinsam 
zu erarbeitenden Lösungen interministerielle Lenkungsausschüsse 
und  unterhalb  ihrer  Ebene  ad-hoc-Arbeitsgruppen  einzusetzen. 
Dabei  wurde  auf  bereits  vorhandene  praktische  Erfahrungen 
zurückgegriffen.
Die Arbeitsergebnisse der Projektgruppe beruhen großenteils auf 
systematischen Bestandsaufnahmen der Strukturprobleme, die sie 
teils  selber  durchgeführt  hat,  teils  durch  empirisch  geschulte 
Wissenschaftler durchführen ließ.
IV.
Der  Kabinettausschuss  für  die  Reform  der  Struktur  von 
Bundesregierung  und  Bundesverwaltung  hat  sich  mit  den 
Arbeitsergebnissen  der  Projektgruppe  auseinandergesetzt  und 
dazu eine Reihe von Beschlüssen gefasst. Davon ausgenommen 
blieben die bei der Regierungsneubildung Ende 1972 weitgehend 
berücksichtigten  Vorschläge  zur  Neuabgrenzung  der 
Geschäftsbereiche  sowie  die  damit  zusammenhängenden 
Vorschläge  zur  Schaffung  von  Querschnitteinrichtungen.  Zur 
Verlagerung  von  Aufgaben  aus  den  Bundesministerien  hat  der 
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Kabinettausschuss  die  Bundesressorts  und  den 
Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Bundesverwaltung 
aufgefordert, die Vorschläge der Projektgruppe zu berücksichtigen.
Der Kabinettausschuss hat ferner die Analyse und die Vorschläge 
zur  politischen  Planung  ausdrücklich  begrüßt  und  sich 
insbesondere  der  Auffassung   angeschlossen,  dass  eine 
Verknüpfung  der  Fach-  und  Finanzplanung  entsprechende 
organisatorische  und  verfahrensmäßige  Vorkehrungen  in  den 
einzelnen Ressorts voraussetzt. Er bezog sich damit auch auf die 
seinerzeit  noch  andauernde  Modellentwicklung  im 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Im 
Hinblick auf diese Entwicklungsarbeiten hat  er die Projektgruppe 
aufgefordert,  entsprechende  Untersuchungen  in  ein  bis  zwei 
weiteren Bundesressorts durchzuführen, um die Erfahrungen auf 
breiterer Grundlage abzusichern.
Die  Vorschläge zur  inneren Organisation der  Bundesministerien, 
bei  deren  Verwirklichung  im  Einzelfall  auch  ressortspezifische 
Gesichtspunkte  zu  berücksichtigen  sind,  hat  der 
Kabinettausschuss  im  Interesse  einer  Weiterverfolgung  an  den 
Interministeriellen  Ausschuss  der  Organisationsreferenten 
verwiesen.
Bei den Vorschlägen der Projektgruppe handelt es sich entweder 
um  Entscheidungshilfen,  die  der  Bundeskanzler  in  Ausübung 
seiner Kabinettbildungskompetenz berücksichtigen kann, oder um 
Empfehlungen,  die  gegebenenfalls  von  den  Ressorts  selber 
umzusetzen sind. Soweit sie allgemein verwirklicht werden sollen, 
kann  eine  Entscheidung  auf  Regierungsebene  in  Betracht 
kommen.
Bei der Entwicklung und Einführung eines Planungsverfahrens und 
einer Programmorganisation im Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten ist die Projektgruppe insoweit erstmals 
einen  anderen  Weg  gegangen,  als  sie  an  den  praktischen 
Umsetzungsschritten  mitgewirkt  hat.  Hier  sind  die  praktischen 
Konsequenzen  der  Arbeit  der  Projektgruppe  auch  unmittelbar 
sichtbar geworden. Dagegen bedurfte es im Übrigen der erwähnten 
besonderen Umsetzungsakte.
Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, dass die Tätigkeit der 
Projektgruppe  auch  auf  informellen  Wegen  praktische 
Konsequenzen gehabt hat.  Es ist  zu einem erheblichen Teil  auf 
ihre Arbeit  und die durch die Zusammenarbeit  mit  den Ressorts 
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ausgelösten  Denkprozesse  zurückzuführen,  dass  dort  das 
Bewusstsein  für  die  Notwendigkeit  struktureller  Veränderungen 
verstärkt  und eine große Zahl  dann selbständig  unternommener 
Initiativen ausgelöst wurde. Zum Teil sind auch parallel zu den in 
der  Projektgruppe  laufenden  Entwicklungsarbeiten  praktische 
Umsetzungsschritte in den Ressorts eingeleitet worden.
Zur  Entfaltung  selbständiger  Ressortinitiativen  -  noch  vor 
allgemeinverbindlichen Regelungen- hat auch beigetragen dass die 
Arbeitsergebnisse der Projektgruppe zumindest der interessierten 
Öffentlichkeit bekannt wurden. Die von ihr vorgelegten-  Berichte 
sowie  ein  großer  Teil  der  von  ihr  veranlassten  Gutachten  sind 
zahlreichen  Stellen  innerhalb  und  außerhalb  der  öffentlichen 
Verwaltung,  auch  Ausschüssen  und  Mitgliedern  des  Deutschen 
Bundestages, zugänglich gemacht worden. Sie haben - besonders 
auch  in  der  Verwaltungswissenschaft  -  Diskussionsprozesse 
ausgelöst,  die einer weiteren Abklärung der Erkenntnisse zugute 
kamen.
Auch ausländische Stellen zeigten sich in starkem Maße an den 
Arbeiten der Projektgruppe interessiert.
Ein wesentlicher Teil der bisherigen Vorschläge der Projektgruppe 
ist  -  soweit  nicht  schon  Ansätze  vorhanden  waren,  die 
weiterentwickelt  wurden  -  in  die  Praxis  umgesetzt  worden,  zum 
Beispiel:
- Vorschläge  zum  Ressortzuschnitt  und  zur  Planung  und  
Planungsorganisation
- Vorschläge  zur  Einsetzung  von  Planungsbeauftragten  der  
Ressorts,
- Entwicklung  eines  umfassenden  Planungsverfahrens  und  
einer Programmorganisation im BML,
- im  Gang  befindliche  Entwicklung  von  Ziel-  und  
Programmstrukturen für einen Teilbereich im BMWi,
- Einrichtung  einer  Gruppe  für  Planung  und  
Querschnittaufgaben im BMJFG,
- Programmbildung  und  Programmorganisation,  Verknüpfung  
mit der Finanzplanung, Verbesserung der Zieldarstellung für  
Zwecke  der  Erfolgskontrolle  und  Einrichtung  einer  
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Arbeitsgruppe "Programmplanung" für  Planungskoordination  
und Programmbewertung im BMFT.
- Einrichtung  eines  Frühkoordinierungssystems  im  
Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen,
- Aufbau  eines  Informationssystems  als  Planungs-,  
Entscheidungs- und Kontrollhilfe im BMZ;
zur inneren Organisation der Bundesministerien
- Einrichtung von Gruppen im BMFT, im BMJFG, im BMBau  
(AA,  BMF  und  BMVg  verfügen  ganz  oder  teilweise  über  
Großreferate),
- Einrichtung  und  Verbesserung  der  Arbeit  von  ad-hoc-
Arbeitsgruppen  oder  Projektgruppen  im  BMI,  BMA,  BMVg,  
BMJFG, BMBW. BMB,
- in  allen Ressorts  wurden in  zum Teil  abgewandelter  Form  
Leitungsinstrumente  eingeführt  (Arbeitskarteien,  interne  
Vorhabenbeschreibungen, visualisierte Übersichten über den 
Stand der Arbeiten usw.),
- einige  Ressorts  haben  sich  eine  Entscheidung  über  die  
Umsetzung  der  vorgeschlagenen  Maßnahmen  bis  zum  
Abschluss  der  weiteren  Arbeiten  im  Interministeriellen  
Ausschuss der Organisationsreferenten vorbehalten;
zur Verlagerung von Aufgaben aus den Bundesministerien
- Übertragung zahlreicher  Aufgaben durch den BML auf das  
Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft,
- Verlagerung  von  Aufgaben  durch  den  BMA  auf  das  
Bundesversicherungsamt  und  das  Bundesamt  für  den  
Zivilschutz,
- Übertragung  bestimmter  Aufgaben  auf  sog.  Projektträger  
durch den BMFT;
zur  Koordinierung  der  elektronischen  Datenverarbeitung  in  der 
Bundesverwaltung
- Erweiterung der  Aufgaben der  Gesellschaft  für  Mathematik  
und Datenverarbeitung in Birlinghoven,
- Verlagerung  der  Zuständigkeit  für  die  Koordinierung  von  I
nformationsbereitstellungssystemen  des  Bundes,  die  
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wesentlich  auch  zur  Benutzung  außerhalb  der  
Bundesregierung entwickelt werden, auf den BMFT.
Darüber  hinaus  wurden  die  von  der  Projektgruppe  entwickelten 
Vorstellungen  bei  einer  Vielzahl  organisatorischer 
Einzelentscheidungen der Ressorts berücksichtigt.”
Hier  endet  der  Einschub  der  Eigenevaluierung  aus  der 
Bundestagsdrucksache.
°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°
Dieser  vorangestellte  Bericht  kann  als  Eigenevaluierung 
angesehen werden. Ihm wird im Folgenden eine Fremdevaluierung 
unmittelbar gegenübergestellt.
°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°°
In der Drucksache 7/2887 (S. 32) befindet sich der Hinweis, dass 
die  Berichte  der  Projektgruppe aufgrund eines  Beschlusses des 
Kabinettausschusses allgemein zugänglich sind. Nach der gleichen 
Quelle (S. 29) sind die von der Projektgruppe vorgelegten Berichte 
sowie  ein  großer  Teil  der  von  ihr  veranlassten  Gutachten 
zahlreichen  Stellen  innerhalb  und  außerhalb  der  öffentlichen 
Verwaltung zugänglich gemacht  worden.  Letzteres war  auch zur 
Abfassung der nachfolgend wiedergegebenen prozessorientierten 
Evaluierung der Fall. Der Bundesminister des Innern ermöglichte 
diesen Teil der Untersuchung durch Bereitstellung der Materialien 
und  Vermittlung  von  Gesprächspartnern,  die  aus  erster  Hand 
ergänzende Informationen geben konnten.
Ein  Einblick  in  die  Akten  konnte  nicht  gewährt  werden.  Diese 
Einschränkung erwies sich nachträglich als äußerst problematisch, 
weil sich bei den Befragungen Hinweise ergaben, die wesentliche 
Kritikpunkte relativieren könnten. Vor allem wird eingeworfen, dass 
ministerielle  Vorlagen  im Interesse  ihrer  Lesbarkeit  kurz  gefasst 
sein  müssten,  weshalb  viele  konkretisierende  Informationen  in 
Bezug  auf  Zielvorstellungen,  Ist-Analysen,  Befragungen, 
Organisationsanalysen in den Akten, jedoch nicht in den Berichten 
zu finden seien. Wenn aber gerade die wesentlichen empirischen 
Teile als nicht eröffnet zu gelten haben, muss deshalb erheblicher 
Zweifel  an  deren  intersubjektive  Nachprüfbarkeit  angemeldet 
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werden.  Die  Erfahrungen  mit  empirischer  Wirtschafts-  und 
Sozialforschung  im  gleichen  Zeitraum,  bezogen  auf  eröffnete 
Untersuchungen,  belegen,  dass  seriöse  Arbeit  in  dem 
vorgegebenen Rahmen bei dem wiederholt angeführten Zeitdruck 
ziemlich unwahrscheinlich zu gelten hat.
Die  Evaluierung-  oder  Wirkungsforschung   liefert  verschiedene 
Modelle.  Anspruchsvolle  Konzepte  sind  ergebnisorientiert.  Diese 
verlangen  meist  ein  aufwendiges  Forschungsdesign  und  eine 
zeitliche  Parallelschaltung  von  Programmentwicklung  und 
-evaluierung.  Bisher  sind  nur  wenige  Beispiele  für  diese 
Vorgehensweise bekannt geworden. Weniger anspruchsvolle und 
deshalb leichter realisierbare Modelle sind prozessorientiert. In der 
Betriebswirtschaftslehre  wurde  darüber  hinaus  eine 
Abweichungsanalyse entwickelt, die Soll-Ist-Abweichungen jenseits 
eines vorgegebenen Schwellenwertes signalisieren soll. Tritt dieser 
Fall ein, dann erst wird eine Evaluierung lohnend erachtet und in 
die Wege geleitet.
Das retrospektive Vorgehen in Form der Dokumentenanalyse lässt 
eine  ergebnisorientierte  Evaluierung  nicht  zu.  Das  weniger 
anspruchsvolle  Evaluierungskonzept,  das  hier  die  weitere 
Vorgehensweise  anleitet,  ist  potentiell  ausschöpfbare 
Wissenspotentiale der Akteure (Projektgruppenmitglieder, Berater 
und Gutachter).
Die prozessorientierte Evaluierung versucht, von der Qualität der 
Informations-,  Planungs-  und  Entscheidungsprozesse  der 
Projektgruppe  und  ihres  Steuerungsorganes,  dem 
Kabinettausschuss,  auf  die  Qualität  des  Arbeitsergebnisses 
rückzuschliessen.
Die  hier  angedeuteten  Beschränkungen  an  Forschungspotential 
und Zeit  begrenzen das Arbeitsprogramm auf  die Fragestellung: 
Was  konnte  realistischer  Weise  von  den  an  der  Strukturreform 
beteiligten  Personen und Gruppen erwartet  werden,  wenn  ihren 
Angaben  über  Zeit-  und  Ressourcenverfügbarkeit 
uneingeschränkte  Zuverlässigkeit  unterstellt  wird?  Zur 
Beantwortung dieser Frage steht Expertenwissen zur Verfügung, 
das im Zusammenhang vergleichbarer Tätigkeit, bezogen auf ein 
Bundesressort, gewonnen werden konnte. 
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2.6 Ist die Strukturreform dem eigenen 
Anspruch von 1970 gerecht geworden?
Soll geklärt werden, ob die von der Bundesregierung beabsichtigte 
Strukturreform  ihrem  eigenen  Anspruch  genügen  konnte,  dann 
müssen  zunächst  einige  Eigenschaftsräume  ausgeleuchtet 
werden,  die  das  repräsentieren,  was  Aufbau-  und 
Prozessstrukturen  ausmacht.  Es  handelt  sich  dabei  um  den 
Gegenstand  der  Reform,  ihre  Zeitdimension  und  die 
Beurteilungskriterien,  die  sich nach Aufbau-  und Prozessstruktur 
unterscheiden.
Bevor  diese  Aufgabe  in  Angriff  genommen  wird,  sind  einige 
Bemerkungen  über  die  Unterschiede  von  organisations-
theoretischer und verfassungsrechtlicher Interpretation angezeigt. 
Verfassungsrechtliche  Diskussionsbeiträge  (u.a.  Friauf,  Kölble) 
setzen  voraus,  dass  die  Frage  der  Zweckmäßigkeit 
organisatorischer  Gestaltungskonzepte  entweder  gelöst  oder. 
hinsichtlich  von  Verbesserungen  noch  offen  ist.  Die  rechtliche 
Argumentation  beabsichtigt  lediglich  dazu  Stellung  zu  nehmen, 
inwieweit  Normen  (z.B.  Artikel  des  GG)  etwaigen  Reformen, 
Veränderungen,  Anpassungen  und  anderen  Interventionen 
Grenzen ziehen. Diese selbst  verordnete Abstinenz wird aber in 
der  Regel  überspielt,  weil  der  interpretierende  Jurist  seine 
Argumentation  auch  an  subjektiven  Sollvorstellungen  der 
Staatsorganisation  ausrichtet.  Sein  wissenschaftstheoretisches 
Verständnis  verweist  ihn  nur  formal  in  Schranken;  sein  meist 
partieller praktischer Umgang mit der Organisationswelt prägt seine 
Dispositionen und wertgetönten Haltungen.
Der  organisatorische  Analytiker  erfasst  drei  Bereiche  seines 
Gegenstandes:
 
- die organisationalen Zielstrukturen, 
- das  organisatorische  Instrumentarium  (auch  Handlungs-
variablen) und 
- die Randbedingungen oder Constraints. 
Zu den hier interessierenden Constraints rechnen in besonderem 
Maße  die  verfassungsrechtlichen  Normierungen  der 
Organisationsgewalt.
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Der organisatorische Berater, Interventionist, Change Agent kann 
bei festgestellter organisatorischer Ineffizienz und Mängellage an 
Grenzen stoßen,  die seinem vorhandenen Instrumentarium (z.B. 
Management-Konzeption)  gesetzt  sind.  Dann  muss  er  prüfen, 
welche  Unterstützung durch  Veränderung der  Randbedingungen 
(u.a.  durch  Ausbildung,  Organisationsentwicklung,  rechtliche 
Normierung) zu gewinnen ist. Erst wenn dieser Versuch scheitert, 
muss die gegebene Zielstruktur neu bestimmt werden. 
Die  rechtlich  bestimmten  Randbedingungen  schaffen  keine 
eindeutige Grenzlinie.  Die jeweilige Normauslegung führt  in  aller 
Regel zu Grenzzonen unterschiedlicher Bandbreite. 
Die  Bezeichnungen  für  Kabinettausschuss  und  Projektgruppe 
signalisieren den Gegenstand der Reform in groben Umrissen. Sie 
beziehen die Struktur auf Bundesregierung und Bundesverwaltung. 
Nach  Art.  62  GG  besteht  die  Bundesregierung  aus  dem 
Bundeskanzler  und  aus  den  Bundesministern.  Der  Art  65  GG 
überträgt dem Kanzler die Geschäfte der Bundesregierung, die er 
nach  einer  von  der  Bundesregierung  beschlossenen  und  vom 
Bundespräsidenten  genehmigten  Geschäftsordnung  leitet. 
Während durch Artikel 62 der Aufbau des Kabinetts festgelegt wird, 
regelt  die  Geschäftsordnung  überwiegend  den  Ablauf  der 
Geschäfte 62). 
Der Bundeskanzler hat sich zur Durchführung der Geschäfte einer 
Hilfseinrichtung  zu  bedienen.  Über  deren  Aufbau,  Umfang  und 
Kompetenzen gibt das Grundgesetz keinen Hinweis. Der Kanzler 
kann mit Zustimmung des Kabinetts und der Legislative (Haushalt) 
zwischen  einem  Sekretariat,  Amt  oder  einer  anderen  Form  der 
Unterstützungseinrichtung wählen.
Die Bundesminister als Mitglieder der Bundesregierung leiten nach 
Art.  65 GG ihren Geschäftsbereich (ein Ministerium) selbständig 
und  unter  eigener  Verantwortung.  Über 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Bundesministerien (Ein-
Mann-Leitungen),  entscheidet  die  Bundesregierung  (Mehr-
Personen - Entscheidungsgremium).
Die Organisation (einige Aspekte der Aufbauorganisation) und den 
Geschäftsgang in den Bundesministerien regelt die "Gemeinsame 
Geschäftsordnung der Bundesministerien, Allgemeiner Teil" (GGO 
1).  Sie  geht  in  ihren  Grundzügen  auf  Verbesserungen  und 
Randbemerkungen  des  Ministers  und  späteren  Reichskanzlers 
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Otto von BISMARCK auf Akten im Preußischen Innenministerium 
zurück,  die  fleißige  Beamte  aufzeichneten,  und  als  sie  sich  in 
ausreichender  Anzahl  vorfanden,  konnten  sie  als  generelle 
Regelungen zum Gegenstand einer Geschäftsordnung werden. Die 
Nützlichkeit  der  Gemeinsamen  Geschäftsordnung  besteht  darin, 
dass die Meinungsverschiedenheiten der Minister nicht unbedingt 
ins  Kabinett  kommen  müssen,  weil  Transparenz  der 
Ministerialverwaltung  eine  rechtzeitige  Konfliktaustragung 
ermöglicht.  Weitere  Erwartungen  an  die  GGO  sind  nach 
Lepper/Reichmann/Reinermann63) die  Verfahrens-
Vereinheitlichung,  die  Erleichterung  für  die  staatsrechtlich 
bedingten Arbeiten und die Büroreform.
Die  vom  Grundgesetz  gewollte  Stellung  des  Bundesministers 
bewirkt  für  den  Minister  einen  Autonomiebereich  für 
organisatorische  Gestaltung,  was  auch  Reorganisations-
maßnahmen einschließt,  der  weit  größer  sein  kann als  der  des 
Kanzlers. 
Vor allem sind die organisatorischen Bedingungen (constraints) für 
die  Leitung  von  Ministerien  gestaltungsfreundlicher  als  für  die 
Leitung  der  Bundesregierung  (Kabinett).  Diese  Konstruktion 
ermöglicht  notfalls  eine  leichte  Austauschbarkeit  der  Minister, 
sichert hingegen die Kontinuität beim Kanzler; geht aber zu Lasten 
einer  zufriedenstellenden  organisatorischen  Gesamtlösung  im 
Bereich von Bundesregierung und Bundesministerien.
Das  Grundgesetz  widmet  der  Bundesverwaltung,  dem  weiteren 
Gegenstand der Strukturreform, keinen eigenständigen Abschnitt. 
Sie ist eingebettet in Abschnitt VIII "Ausführung der Bundesgesetze 
und  der  Bundesverwaltung".  Was  die  in  der  Überschrift 
erscheinende  "Bundesverwaltung"  umfasst,  wird  in  Art.  87  GG 
aufgeführt.  Die  Rede  ist  von  bundeseigener  Verwaltung 
(Bundeseigenverwaltung).  Besondere  Regelungen  gelten  für  die 
Bundeswehrverwaltung (Art. 87 b).
Die  Artikel  83,  84  und  85  GG  behandeln  den  Bereich  der 
Politikverflechtung"  (SCHARPF)  in  einem  Bundesstaat.  Eine 
weitere Integration Europas dürfte einen zusätzlichen Aspekt der 
Politikverflechtung  erschließen.  Das  Grundgesetz  normiert  einen 
organisatorischen  Strukturtypus  der  Politikverflechtung  zwischen 
Bund und Ländern. Die dritte Ebene, die der Gemeinden erscheint 
in  diesem  Zusammenhang  (jedoch  unter  Art.  106  und  107: 
Steuerquellen  und  Finanzausgleich)  nicht,  doch  ist  diese 
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organisatorisch  als  Ausführungsebene  von  nicht  zu 
unterschätzender Bedeutung.
Nach  diesem  Rückgriff  auf  das  Grundgesetz  lässt  sich  der 
Reformgegenstand näher bestimmen. Es handelt sich um
- Leitungsorganisation der Bundesregierung;
- Leitungsorganisation der Bundesministerien;
- Leitungsorganisation der bundeseigenen Verwaltung.
Wegen  der  Verflechtungen  im  Bundesstaat  und  in  der 
europäischen Politik treten die Strukturtypen der bundesstaatlichen 
und der europäischen Politikverflechtung hinzu.
Die  weitere  Dimension  betrifft  die  Zeit.  Jede  Gebilde-  und 
Prozessstrukturierung erfolgt in Bezug zu organisatorischen Zielen 
unter  Berücksichtigung gegebener  Randbedingungen und mittels 
geeigneter  Organisationsmittel  und  Führungsinstrumente.  Im 
Zeitablauf verändern sich Ziele, treten neue Randbedingungen in 
Erscheinung und andere verlieren an Bedeutung, das Repertoire 
an  Einflussgrößen  (Führungsinstrumente,  Organisationsmittel) 
wächst  an.  In  einer  Zeit  starker  Veränderung  werden 
Reorganisationen  in  kürzeren  Abständen  erforderlich.  Die  unter 
Anpassungsdruck stehenden Wirtschaftsunternehmungen nehmen 
Reorganisationen deshalb in zunehmend kürzeren Abständen vor. 
Werden  die  Geschäftsordnungen  der  Reichs-  und 
Bundesregierungen  seit  1871  als  Indikatoren  für 
Reorganisationsmaßnahmen gewählt,  dann sind Änderungen, die 
jeweils  äußerstenfalls  inkrementale genannt  werden können,  nur 
gekoppelt mit der Verfassungsgesetzgebung aufgetreten. Das lässt 
vermuten, dass die Verpflichtung zur organisatorischen Anpassung 
bisher  nur  der  Verfassungsgesetzgeber  unmittelbar  verspürte, 
während  die  Regierungen  am  vorgefundenen  Bett  keine 
Verbesserungen vornahmen. Anscheinend schafft ein Amt auf Zeit 
und  stets  präsenter  Abrufsmöglichkeit  keine  Anreize,  um  lange 
Umwege  zu  gehen,  die  Reorganisationen,  insbesondere 
tiefgreifender Art, erforderlich machen.
Die  empirisch  sich  absichernde,  vergleichende 
Organisationsforschung  empfiehlt  für  organisatorische 
Gestaltungen (Re-organisationen) nur solche Instrumente, die im 
Wege der Wirkungsanalyse (Evaluierung) bei gegebenen situativen 
Bedingungen  zur  organisatorischen  Zielerreichung  originär 
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beitragen.  Über  die Hauptinstrumente (Kernvariablen)  gibt  es im 
Schrifttum keine strittige Meinung. Geringfügige Abweichungen gibt 
es jedoch hinsichtlich der Terminologie.
Der  Gebildestrukturierung  stehen  demnach  die 
Instrumentalvariablen
- Aufgabengliederung (Hill) oder
- Arbeitsteilung (Smith) oder
- Spezialisierung (Kieser)
und
- Funktionalisierung (Hill) oder
- Strukturtypenbildung (Hill) oder
- Koordination (Kieser) zur Verfügung. 
Auch  über  die  Einflussgröße  Entscheidungsdelegation  gibt  es 
weitgehend  Übereinstimmung.  Geringere  Angleichung  der 
Lehrmeinungen  herrscht  bei  den  Einflussgrößen  "  Partizipation" 
(Hill),  "Standardisierung"  (Hill),  "Arbeitszerlegung"  (Hill)  und 
"Formalisierung" (Kieser).
Die Gründe hierfür sind vor allem darin zu suchen, dass einzelne 
Wissenschaftler  unterschiedliche  Anwendungsfelder 
(Industrieunternehmungen,  private  Verwaltungsgesellschaften, 
öffentliche  Verwaltung)  in  den  Mittelpunkt  ihrer  Überlegungen 
rücken. Zur Beantwortung der eingangs gestellten Frage kann auf 
die zuletzt aufgeführten Instrumentalvariablen verzichtet werden.
Mit  Hilfe  der  als  Anlage  6  zur  Bundestagsdrucksache  7/2887 
vorgegebenen Liste  der für die Projektgruppe erstellten Gutachten 
und  Berichte  soll  zunächst  geklärt  werden,  in  welchem Umfang 
einzelne Wissenschaftler und Fachexperten die relevanten Felder 
einer  Strukturreform  abgedeckt  haben.  Die  nachfolgenden 
Aufstellungen lassen Schwerpunkte und Leerfelder leicht ermitteln. 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass die Projektgruppe zwei 
Gebiete nahezu ohne Gutachterbeteiligung mit  großem,  eigenen 
Aufwand  bearbeitet:  hat,  nämlich  die  Gebiete  "nicht-ministerielle 
Bundesverwaltung  und  Gegenstände  der  Politikverflechtung  im 
Bereich der Europapolitik.
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Üb e r s i c h t
GEGENSTANDSBEZOGENE  ORDNUNG  DER  GUTACHTEN 
UND BERICHTE
BUNDESREGIERUNG (KABINETT):
Friauf,  K.H.:  Politische  Ziel-  und  Mittelplanung;  Verhältnis  zum 
Deutschen Bundestag.
Kirsch, G.: Rationalisierung der Entscheidungsfindung.
Herzog,  R:  Beteiligung  des  Parlaments  an  der  Ziel-und 
Ressourcenplanung.
Friauf, K.H.:  Zentralisierung im Personalwesen.
Morkel,  A.: Kabinettausschüsse als Instrumente interministerieller 
Koordination
Partizipation:
Mayntz, R.: Planung und demokratische Beteiligung
Prozessstrukturierung  bzw.  organisatorische  Regelungen  der 
Geschäftsabläufe:
Mayntz  /Scharpf:  Programmentwicklung  in  der 
Ministerialorganisation
Scharpf, F.: Fallstudien zu Entscheidungsprozessen
IRLE, M.: Gruppenarbeit in der Ministerialverwaltung
McKinsey-Beratung: Management-System
Zum  Strukturreformgegenstand  "Bundesregierung"  liegen  sechs 
Gutachten vor. Dabei wird das Grundgesetz weitgehend als Datum 
betrachtet. Deshalb überwiegen Gutachten, die zur Abklärung der 
Randbedingungen  organisatorischen  Handelns  beitragen. 
Inwieweit  eine  Abstimmung  mit  der  interministeriellen  Enquete-
Kommission zur Verfassungsreform erfolgt ist, muss offen bleiben. 
Primär geht es um die Auslegung von Art.  65 GG und der dort 
festgelegten  Richtlinienkompetenz  des  Kanzlers.  Schließt  diese 
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Aktivität, die Richtlinien der Politik zu bestimmen, die Instrumente 
mit ein, mit deren Hilfe Politik vorbereitet, umgesetzt und auf ihre 
Wirkung  hin  untersucht  werden  kann?  Diese  Instrumente  sind 
Planung  (insbesondere  Programmplanung),  Organisations-  und 
Personalpolitik. Alle drei Instrumente ergänzen einander. Zwischen 
Organisations- und Personalpolitik bestehen in begrenztem Maße 
Substitutionsbeziehungen.
Angenommen,  der  Grundgesetzgeber  65) habe  zwischen 
Konzeptionalisierung  der  Politik  (Richtlinien  bestimmen)  und 
Instrumentalisierung  der  Politik  (Planen,  Organisieren, 
Kontrollieren)  unterschieden,  dann  lässt  sich  eine  Ausdeutung 
schwer  vorstellen,  die  einmal  dem  Bundeskanzler  bzw.  der 
Bundesregierung  die  Nutzung  eines  Instrumentes  freistellt,  ein 
anderes Instrument jedoch nur den Bundesministerien zum Einsatz 
vorbehält.
Bei dem engen Zusammenhang der Leitungsinstrumente Planung, 
Organisations-  und  Personalpolitik,  muss  eine  mit 
Reformvorschlägen  befasste  Projektgruppe  eine  kohärente 
Konzeption vorlegen.  Weicht  sie der  Klärung auf  diesem Gebiet 
aus, dann nützt es sehr wenig, Randfragen wie die der Größe des 
Kabinetts aufzuwerfen. Damit wird aber nur eine Konsequenz der 
Problemverdrängung sichtbar.
Da der Bundesminister selbständig leitet, verfügt er auch autonom 
über seine einzusetzende Leitungs- oder Managementinstrumente. 
Sollte es vorkommen, dass ein Kabinett überwiegend aus Ministern 
besteht,  die  auf  Eigenprofilierung  im  organisatorischen  Bereich 
großen Wert legen, dann könnte es zu einem Auseinanderleben 
der  Ministerien  kommen,  die  einem  zufällig  entstandenen 
Staatskonzern  italienischer  Prägung  eher  entsprechen  als  der 
Vorstellung von einer Führungsorganisation eines wohlgeordneten 
Bundesstaates.
Zur Strukturreform der Bundesministerien liegen wiederum sechs 
Gutachten vor. Was bei der soeben beschriebenen Lage fehlt, ist 
eine  Organisationsanalyse,  die  das  Ausmaß  der 
Auseinanderentwicklung  der  Strukturtypen  verdeutlicht.  Die 
geleistete Arbeit im Landwirtschafts- und Verkehrsministerium lässt 
das Gesamtspektrum nicht erkennen, gibt aber erste Hinweise auf 
vorhandene zentrifugale Kräfte.
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Zur  bundeseigenen  Verwaltung  liegen  zwei  Gutachten  vor.  Auf 
diesem  Gebiet  hat  die  Projektgruppe  weitgehend  selbständig 
gearbeitet. Sie legte eine Bestandsaufnahme und eine Analyse vor. 
Ein Strukturierungskonzept, welche Reformmöglichkeiten erkennen 
lässt, gibt es nicht.
Der  Bereich  "Politikverflechtung"  stimulierte  insgesamt  fünf 
Gutachten. Das Kernproblem bei Reorganisationen in mehrstufigen 
Systemen  (Bund  -  Länder  -  Gemeindeverbände  -  Gemeinden), 
angesiedelt  im  Implementationsbereich,  bleibt  unbeachtet.  Auf 
jeder Ebene bestehen für die Bundesgesetzgebung unterschiedlich 
strukturierte  Adoptionsmilieus,  die  miteinander  vernetzt  sind.  Bei 
den  vielen  Arbeiten  deutscher  Wissenschaftler  zur  regionalen 
Wirtschaftspolitik lässt sich dieses Vakuum nur schwer erklären.
Zu der zeitlichen Dimension oder den dynamischen Aspekten einer 
Strukturreform  gibt  es  weder  Gutachten  noch  irgendwelche 
Äußerungen in den Berichten. Auf die Notwendigkeit, eine Theorie 
des sozialen Wandels zu entwickeln, wird jedoch verschiedentlich 
hingewiesen.
Die  größte  Anzahl  von  Gutachten  behandeln  Themen,  die  im 
Zusammenhang  mit  der  Aufbau-  oder  Gebildestruktur  stehen. 
Insgesamt handelt es sich um neun Gutachten, von denen vier der 
Planung,  den  Planungsmethoden  und  der  Koordinierung  durch 
Planern  gewidmet  sind.  Bei  dieser  Konzentration  verwundert  es 
nicht,  wenn  die  von  beteiligten  Wissenschaftlern  geschaffene, 
reichhaltige  Sekundärliteratur  überwiegend  die 
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"Planungsorganisation"  thematisiert.  Diese  Einseitigkeit  ist 
vermutlich ideologieinduziert.
Wesentlich  zu  kurz  kommt  das  Gebiet  der  Aufgabengliederung. 
Hier  hätte gefragt  werden müssen, ob sich die Regelungen des 
Grundgesetzes  und  bereits  vorgenommene  Änderungen  (z.B. 
Gemeinschaftsaufgaben)  bewährt  haben.  Die Aufgabenverteilung 
zwischen öffentlichem und privatem Sektor hätte Aufmerksamkeit 
verdient.  Die  Parafisci  sind  teilweise  in  die  Bestandserhebung 
eingegangen,  aber  der  damit  im  Zusammenhang  stehende 
Korporatismus  wurde  ausgeklammert  oder  nicht  als  Problem 
wahrgenommen.
Die  zunehmend  begrenzter  werdende  Steuerungsfähigkeit 
moderner  Staaten  hängt  mit  ihrer  wachsenden  Komplexität 
zusammen  Deshalb  verdienen  alle  Möglichkeiten  einer 
effizienteren Koordinierung besondere Beachtung. Die Dominanz 
der Planung als Koordinierungswerkzeug hat andere Möglichkeiten 
außer  Betracht  gelassen.  Nicht  behandelt  wurden Koordinierung 
durch  Weisung  und  Ausbildung.  Das  Gebiet  der  Koordinierung 
durch  Programme  blieb  mit  nur  einem  Gutachten  ohne  eine 
abweichende Meinungsbildung.
Zu  den  etwas  weniger  bedeutsamen  organisatorischen 
Instrumentalvariablen  "Entscheidungsdelegation"  und 
"Partizipation"  fanden  sich  in  den  Texten  verschiedentlich 
Anmerkungen. Die gutachtliche Äußerung zur Partizipation bezieht 
sich auf eine Spezialthematik.
Alle  Fragen im Zusammenhang mit  der Arbeitsorganisation oder 
-strukturierung  fanden  nur  insoweit  Interesse,  als  Formen  des 
Arbeitsteams damit angesprochen waren. Eine Weiterentwicklung 
des  Teiles  der  GGO,  die  sich  mit  Büroreform  befasst,  kann  in 
Zukunft  sicherlich  nicht  allein  von  einem  technisch  orientierten 
Bundesinstitut getragen werden.
Nach dieser Übersicht kann nunmehr die eingangs gestellte Frage 
erneut aufgegriffen werden. Um sie beantworten zu können, sind 
jedoch  noch  Prüfkriterien  notwendig,  die  den  Anspruch  der 
Projektgruppe  und  der  erzielten  Arbeitsergebnisse  einer 
vergleichenden Messung unterwerfen lassen. Dem Anspruch nach 
sollten  die  Arbeitsergebnisse  aus  umfassenden 
Reformvorschlägen zum Gegenstand und den hierzu erforderlichen 
Untersuchungen bestehen.
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Reformvorschläge  sind,  bezogen  auf  die  Thematik,  vor  allem 
organisatorische  Strukturierungskonzepte.  Diese  können  als 
alternative Gestaltungsmöglichkeiten 66) vorschlagsreif  entwickelt 
werden. Das Prüfkriterium ergibt sich aus den Möglichkeitsräumen 
für derartige Gestaltungsentwürfe.
Neuartige,  erstmals  zu  erprobende  Strukturierungskonzepte 
bedürfen  einer  Abklärung  ihrer  Implementationsbedingungen 
Evaluierungen  müssen  möglich  sein,  um  für  die  betroffenen 
organisatorischen  Einheiten  ausreichende  organisationale 
Anpassungs-  und  Lernmöglichkeiten  zu  schaffen.  Bei  der 
Evaluierung  sind  instrumentelle  und  sozio-emotionale 
Produktivitätsmessungen  vorzusehen,  mit  deren  Hilfe  die 
Leistungsfähigkeit  des  Systems  und  die  Befriedigung  der 
Systemmitglieder ermittelt werden kann.
Diese Aufgabe kann nur erfüllt werden, wenn die Untersuchungen 
problemorientiert und nicht enzyklopädisch vorgenommen werden.
Vergegenwärtigt  man  sich  die  Berichte,  Gutachten, 
Problemanalysen  und  Literaturexpertisen,  dann  wird  erkennbar, 
dass  eine  Problemorientierung  durch  die  Fragmentierung  der 
Aufträge kaum zu realisieren war. Wo sie trotzdem gelang, lag dies 
überwiegend  am  Vorverständnis  des  Beauftragten.  Würde  das 
bestimmende  Kriterium  enzyklopädischer  Art  sein,  hätte  die 
Projektgruppe  mit  den  bereits  aufgezählten  Ausnahmen  ihr 
Untersuchungsziel in zufriedenstellendem Maße erreicht.
Bei  Anlegen  einer  problemorientierten  Messlatte  ergeben  sich 
beachtliche  Defizite.  Eine  vieldimensionale  Problematik  erfordert 
die  Untersuchung  von  interdependenten  Wirkungsgefügen  und 
ihren  Vernetzungen.  Die  Voraussetzungen  für  eine  derartige 
Vorgehensweise  waren  gegeben.  Insbesondere  haben 
experimentelle  und  vergleichende  Organisationsforschung  einen 
Entwicklungsstand  erreicht,  der  methodisch  viel  versprechend 
gewesen  wäre.  Die  räumlich  gegebene  Interaktion  zwischen 
Projektmitgliedern  und  jungen,  und  damit  meist  methodisch  gut 
ausgerüsteten  Wissenschaftlern,  schuf  hierfür  ideale 
Voraussetzungen.  Bei  der  guten Dokumentation der  Vorarbeiten 
wäre  es  ohne  Schwierigkeiten  möglich,  noch  heute  große 
Defizitbereiche aufzuarbeiten.
Was  bei  Untersuchungen  und  informationellen 
Programmentwicklungen  zu  kurz  kommt,  das  bestimmt  als 
Beschränkung  (constraint)  den  Handlungsspielraum  für 
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Reformvorschläge  Die  Fragmentierung  bei  den  Untersuchungen 
bestimmte weitgehend die Fragmentierung der Reformvorschläge.
Mit K. Popper könnte das Ergebnis als Prototyp des "piece meal 
engineering"  bezeichnet  werden.  Die  bedeutendsten 
Infrastrukturaufgaben  wie  Umweltschutz,  Energieversorgung, 
Stadt- und Regionalplanung, lassen sich mit Bestimmtheit nicht auf 
diese  Weise  lösen.  Treten  hier  Engpässe  auf,  ist  die 
Überlebensfähigkeit  des  Gesamtsystems  angesprochen.  Diese 
Problemlage  war  dem  Verfassungsgesetzgeber  sicherlich  nicht 
bewusst.  Aber  angenommen,  er  hatte  eine  infrastrukturelle 
Krisenanfälligkeit  ins  Kalkül  gezogen,  dann  erscheint  es  eine 
intellektuelle  Herausforderung,  die  Innovationsfähigkeit  der 
staatlichen  Einrichtungen  in  den  sichtbar  gewordenen 
Engpassbereichen  unter  den  verfassungsrechtlichen 
Beschränkungen zu untersuchen und gegebenenfalls experimentell 
zu überprüfen.
Das Fehlmanagement im Energiesektor der USA und neuerdings 
auch  der  Bundesrepublik  Deutschland  kann hierzu  offensichtlich 
nicht die einzige Alternative sein.
Die nunmehr anzuwendenden weiteren Prüfkriterien sind
- Ausschöpfung alternativer Gestaltungsmöglichkeiten,
- Eignung zur Implementierung,
- Effizienzmessung bzw. -abschätzung der Reformvorschläge,
- mit der Reform installiertes und verbundenes Lernpotential.
Prüfkriterium "alternative Handlungsentwürfe"
Die vorgelegten alternativen Gestaltungsentwürfe enthalten - unter 
Verwendung der Terminologie von H. Schatz 67) - keine dynamisch-
offenen  Konzepte.  Auf  diesen  Mangel  wurde  hinsichtlich  der 
Abgrenzung ministerieller und nicht-ministerieller Aufgaben bereits 
hingewiesen. Die statischen Strukturierungskonzepte beschränken 
sich auf die ressortbezogene Ministerialorganisation (Großreferat, 
Gruppe) und ausgewählte Koordinierungsmuster (durch Programm 
und Planung). Der Reflexionshorizont endet dabei jeweils dort, wo 
Handlungskonsens erwartet wird. Insoweit finden die drei weiteren 
Prüfkriterien überhaupt kein Objekt, an dem sie Anwendung finden 
könnten.
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Prüfkriterium "Implementierungseignung"
Für diese Begrenzung des Auftrages gibt es einige Begründungen. 
Die  Implementierungsproblematik  ist  von  den  prominentesten 
Gutachtern vermutlich erst  zu einem Zeitpunkt  entdeckt  worden, 
der nach Abschluss der Arbeiten Ende 1975 lag. Die Belege hierfür 
vermittelte das Einleitungskapitel.  Zum anderen könnte so etwas 
wie ein "Unmöglichkeitstheorem" im Spiel gewesen sein Dafür gibt 
es zumindest einige Belege.
In  Bezug  auf  innovative  Programme  von  nicht  inkrementalem 
Charakter  sieht  E.  Scharpf  68) "kaum  eine  Chance",  eine 
systematische  Experimentierhaltung  einzunehmen.  Neue 
Programmvorschläge  könnten  "kaum  jemals  vor  ihrer 
Implementierung  erprobt  werden"  Dabei  übersieht  Scharpf  die 
Erprobung jenseits des Realexperiments, wie sie in vielen Fällen 
mit Hilfe von Simulationsmodellen 69) geleistet worden sind.
Sonstige Prüfkriterien
Zu den Kriterien Evaluierung und Aufbau eines organisationalen 
Lernpotentials  gibt  SCHARPF  70) den  Hinweis,  dass  es  in  der 
Ministerialorganisation  kaum  irgendwelche  Beispiele  einer 
kritischen  Überprüfung  oder  gar  systematischen  Erfolgskontrolle 
bei  jenen  Programmen  (gäbe),  die  nicht  eindeutig  und  für  alle 
sichtbar  gescheitert  sind".  Eine  erneute  Problematisierung  von 
Zielen  und  Maßnahmen  wurde  zu  vermeiden  gesucht.  Diese 
Anmerkungen  deuten  auf  eine  Tabu-Zone  hin.  Ein  nur  in  der 
Tradition lebendes Verfassungsorgan ist  überfordert.  Da zentrale 
Einrichtungen mit der Aufgabe der Programm-Evaluierung fehlen, 
könne nach Scharpfs Meinung von den betroffenen spezialisierten 
Untereinheiten (Referate)  keine Erfolgskontrolle erwartet  werden. 
Nun war  aber  auch  der  Bundesrechnungshof  an  der  Arbeit  der 
Projektgruppe beteiligt. An diesem zentralen Punkt hätte er, schon 
im Hinblick auf die Novellierung des Gesetzes über die Aufgaben 
des Bundesrechnungshofes, initiativ werden müssen. 
Letzteres  geschah  aber  nicht.  Wie  überhaupt  die 
"teilnahmeberechtigte" Mitwirkung des Bundesrechnungshofes an 
der Arbeit der Projektgruppe eine Sonderauswertung rechtfertigen 
würde.
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2.7 Perspektiven für den weiteren Weg
Einleitend  stellte  sich  die  Frage,  ob  die  Regierungs-  und 
Verwaltungsreform  mit  einem  kurzfristigen  Comeback  rechnen 
könne.  Verschiedene  Indikatoren  deuteten  auf  eine 
Wiederbelebung  hin.  Möglicherweise  hat  die  Kommission  für 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Wandel  mit  Vorlage  ihres 
abschließenden Gutachtens 71) bereits ein Startsignal gegeben. Sie 
hat  ohne  spezifischen  Auftrag  und  ohne  spezialisierten 
Sachverstand  (nur  ein  Mitglied  aus  dem  Bereich  der 
Gewerkschaften  verfügt  über  Verwaltungserfahrungen)  ein  XIII. 
Kapitel aufgenommen, das dem Thema "Leistungssteigerung der 
öffentlichen Verwaltung" gewidmet ist. In den USA hat Präsident 
CARTER  ein  neues  Ministerium  für  Energiefragen  in  seine 
Administration  integriert.  Mit  weiteren  Veränderungen  wird 
gerechnet.  Derartige  Änderungen  üben  in  der  Regel  in  der 
Bundesrepublik induzierende Wirkungen aus.
Wird unterstellt, dass die Arbeit in absehbarer Zeit wieder auflebt, 
wie sollte es dann weitergehen? Welches Forschungsprogramm, 
welche  Entwicklungsstrategie  versprechen  Erkenntnisfortschritte, 
Handlungsentwürfe  und  Implementierungserfolge?  Wird  man 
wieder,  vor  den  gleichen  Grenzen  stehend,  zum  Resignieren 
gezwungen sein? Oder gibt es doch einen Korridor, der innerhalb 
des grundgesetzlichen Rahmens liegt,  der bisher nur noch nicht 
gefunden wurde?
Es  gibt  keinen  Anlass,  schon  nach  einem  fehlgeschlagenen 
Reformversuch  zu  resignieren.  Anders  wäre  die  Situation 
einzuschätzen,  wenn  bereits  mehrere  paradigmatische 
Entwicklungen in der Wissenschaft durchlaufen worden wären und 
der Erfolg auch dann ausgeblieben wäre. Das ist nicht der Fall.
Innerhalb der Projektgruppe dominierte der Policy Science-Ansatz. 
Ein paradigmatischer Wettbewerb wurde nicht ausgetragen. 
Es  gab  verschiedentlich  ein  leichtes  Geplänkel  mit  der 
marxistischen Politökonomie und der Immobilismus-Hypothese der 
Spätkapitalismus-Theoretiker.  Äußerstenfalls  artikulierte  sich  die 
Hoffnung,  neuere  Theorieentwicklungen  könnten  weiterführen. 
Genannt  wurden  die  Theorie  sozialen  Wandels,  die  Theorie 
geplanten  organisatorischen  Wandels  und  die  Konzeption  der 
Organisationsentwicklung.  Nicht  genannt,  aber  präsent  und  mit 
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hoher  Wahrscheinlichkeit  sogar  nach  weiterem  Ausbau 
leistungsfähig,  haben  folgende  wissenschaftliche 
Arbeitsprogramme zu gelten:
- Theorie innovativer Staatstätigkeit (erklärende Theorie);
- Neuerungs-Management 72) oder
- Verwaltungsreformlehre (Technologie  auf  der 
Grundlage obiger Theorie);
- vergleichende  Organisationsforschung73) (erklärende 
Theorie);
- experimentelle  Organisationsforschung  74)  (heuristischer 
Ansatz);
- Implementationstheorie (als Baustein)
- Evaluierungstheorie (als Baustein)
- Machttheorie (als Baustein);
- Konflikttheorie (als Baustein);
- organisationale Lerntheorie 75) (als Baustein);
- Theorie des organisationalen Zusammenwirkens 
(Synergetics 76)).
Die in der Liste aufgeführten Teiltheorien sind in den letzten Jahren 
von  verschiedenen  Ansätzen  einer  betriebswirtschaftlichen 
Organisationstheorie integriert worden. Ihr heuristisches Potential 
lässt  sich  in  nicht  allzu  ferner  Zukunft  sicherlich  einigermaßen 
zuverlässig  abschätzen.  Ohne  eine  positive  Erwartung 
vorauszusetzen,  ist  nicht  einzusehen,  warum  Mayntz,  Naschold 
und Scharpf die Implementationsproblematik heute gleichzeitig in 
die Regierungs- und Verwaltungsreform zu integrieren versuchen. 
Die Konflikttheorie hat dort  bereits Fuß gefasst,  wenngleich dies 
bisher nur in einem begrenzten Umfang geschah.
Soll  über  diese  Gegenstände  nicht  nur  plausibel  argumentiert 
werden,  dann  wird  eine  Öffnung  gegenüber  der  empirischen 
Organisationsforschung in größerem Umfang notwendig. Bei den 
verhaltenswissenschaftlich  fundierten  Disziplinen  der 
Betriebswirtschaft hat sich dieser Trend bereits durchgesetzt. Die 
empirisch orientierten Forscher in der Verwaltungswissenschaft wie 
Klages,  Mayntz  u.a.m.  beklagen  die  noch  zu  hohen 
Eintrittsschwellen  (Simey  77)).  Auch  die  marxistischen  Ansätze 
nähern sich zögerlich der empirischen Arbeitsweise.
Die experimentelle Organisationsforschung steht noch am Anfang. 
Sie  bietet  sich  dort  an,  wo  Realexperimente  aus  verständlichen 
Gründen  ausscheiden.  Erste  Versuche  auf  dem  Gebiet  der 
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Konfliktforschung,  der  Koalitionstheorie  (bargaining)  und  der 
Lerntheorie versprechen entwicklungsfähig zu werden.
Forschungsprogrammvorschlag von Schatz
Dieser hier grob entwickelte Rahmen für ein Forschungsprogramm 
geht von den Problemfeldern aus und lokalisiert auf dieser Basis 
die vorhandenen Lücken. Einen abweichenden Weg beschritt  H. 
Schatz  78),  der von 112 dokumentierten Forschungsprojekten der 
Regierungs-  und  Verwaltungsforschung  ausging  und  auf  diese 
Weise  sowohl  Schwerpunkte  als  auch  Lücken  ermittelte.  Seine 
daraus  abgeleitete  Perspektive  umfasst  fünf  Schwerpunkte  und 
neunzehn  detailliert  aufgeführte  Forschungsprojekte.  Zu 
Schwerpunkten zukünftiger Arbeit sollten gewählt werden:
1. Entwicklung  dynamisch-offener  Konzepte  für  ein  
Verwaltungshandeln in dynamischer Umwelt;
2. Versuche  zum  Abbau  der  Divergenzen  zwischen  
"Positivismus"  und    "Politökonomie"  im  Hinblick  auf  die  
Einschätzung  des  Handlungsspielraumes  des  politisch-
administrativen Systems in Industriegesellschaften;
3. theoretische Fundierung der Personalfragen;
4. Ausbau einer international orientierten Forschung;
5. organisatorisch orientierte Innovationsforschung.
Die  Forderung  unter  Ziffer  1  hat  in  den  Jahren  1974-77  wenig 
Beachtung  gefunden.  Die  methodischen  Anforderungen  liegen 
derart hoch, dass auch gut ausgestattete Institute eine relativ lange 
Vorlaufzeit  benötigen,  um  auf  diesem  Gebiet  erste  Ergebnisse 
präsentieren  zu  können.  Das  Schwerpunktprogramm 
"Systemtechnik"  der  VW-Stiftung  umfasst  einige 
Infrastrukturprojekte,  deren  Ergebnisse  in  folgenden  Bereichen 
noch ausstehen:
Organisation - Umwelt - Beziehungen: Universität Köln;
Standortplanung für Kraftwerke: Universität Stuttgart 79)
Regionalplanung: Universität Würzburg
Die  Großforschungseinrichtungen  des  Bundes  haben 
Systemforschungsgruppen aufgebaut.
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Die vorgeschlagenen Versuche der Ziffer 2 lassen sich einerseits 
durch  Prämissenkritik,  andererseits  durch  empirische 
Implementationsforschung herbeiführen.  Sie  sollten  aber  nur  als 
ein Aspekt eines größeren Wettbewerbs paradigmatischer Ansätze 
gesehen werden.
Auf dem in Ziffer 3 genannten Gebiet sind in den letzten Jahren 
rasche Erkenntnisfortschritte erzielt worden. Auch liegt das Wissen 
für den öffentlichen Dienst zwischenzeitlich gleichwohl wie das für 
den  privaten  Sektor  gut  organisiert  vor.  Die  dazu  angeregten 
Projekte  (Personalmerkmale,  Personalplanung)  besitzen  keine 
Dringlichkeit mehr.
Für  eine  international  orientierte  Forschung  haben  sich  die 
Möglichkeiten  von  der  Finanzierungsseite  her  wesentlich 
verbessert.
Im Bereich  der  organisatorisch  orientierten  Innovationsforschung 
(Ziffer 5)  sind die Arbeiten in Gang gekommen. Die vorhandene 
Forschungskapazität bedarf des weiteren Ausbaus. Eine technisch-
wissenschaftliche  Infrastruktur  im  Beratungsbereich  muss  nach 
weiterer  Fundierung  im  Bereich  der  Grundlagenforschung 
aufgebaut werden.
Die Vorschläge von Schatz und dem Verfasser sind weitgehend 
verträglich.  Bei  den  Ziffern  1  und  5  besteht  völlige 
Übereinstimmung  in  der  Sache.  Jedoch  wird  die  zeitliche 
Dringlichkeit abweichend beurteilt.
Forschungsprogrammvorschlag  der  Kommission  für 
wirtschaftlichen und sozialen Wandel.
Die Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel stellt in 
Kapitel  I  ihres  Hauptgutachtens  unter  dem  Titel  "Gestaltung 
gesellschaftlichen Wandels. Ausbau aktiv gestaltender, längerfristig 
orientierter  Politik"  auf  jene  Bereiche  ab,  die  nach  den  von  ihr 
veranlassten  Analysen  trotz  bereits  geleisteter  Arbeiten  noch 
Defizitcharakter besitzen.
Zur Aufgaben-, Finanz- und Programmplanung wird die bisherige 
Entwicklung  einem  Evaluierungsversuch  unterworfen.  Die 
planungstechnischen Verbesserungen, insbesondere bezogen auf 
das  Amt  des  Bundeskanzlers,  hätten  nicht  viel  ändern  können. 
Wegen  bestehender  Interessen-  und  Machtkonstellationen  fand 
eine Verlagerung vom Ressort-  zum Kabinett-Prinzip  nicht  statt. 
Noch  bescheidener  werden  die  Erfolge  bei  den  Bemühungen 
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beurteilt,  die  Ressortplanungen  auch  durchzuführen.  Als 
Hemmnisse  werden  nicht  methodische  und  planungstechnische 
Probleme vermutet, sondern bestehende Entscheidungsstrukturen 
des politischen Systems.
Machtstrukturen  stehen  in  der  betriebswirtschaftlichen 
Organisationstheorie zur Diskussion. Ein jüngerer Wissenschaftler 
ist  von  einem  Unternehmerverband  für  eine  einschlägige 
Forschungsarbeit  mit  einem  Preis  ausgezeichnet  worden.  Das 
macht die Zurückhaltung des politisch-administrativen Systems in 
der Bundesrepublik noch unverständlicher.
Seit J. K. Galbraith den Begriff der Technostruktur schuf, besteht 
ein breites Interesse für  diese Thematik.  Ein Auseinanderklaffen 
von  Organisations-  und  Machtstruktur,  wie  sie  in  den 
privatwirtschaftlichen Unternehmungen konstatiert wurde, kann im 
öffentlichen  Sektor  weit  schwerwiegendere  Folgen  haben.  Nicht 
nur  für  die  Organisationsforschung,  auch  für  die 
Rechtstatsachenforschung stellen sich hier Aufgaben, denen nicht 
länger ausgewichen werden sollte.
Die  Kommission  80) fordert,  dass  die  Forschung  systematisch 
ausgebaut  wird.  Von  ihr  werden  vor  allem  alternative 
Entwicklungskonzepte erwartet. Insoweit müssen paradigmatische 
Forschungsansätze  in  einen  Wettbewerb  eintreten  können.  Nur 
dieser verspricht das Hervorbringen von Alternativen.
Die Kommission 81)   vermutet zu Recht, dass die Wirtschafts-und 
Sozialwissenschaften  noch  keine  genügend  aussagefähige 
Bewertungskriterien  für  die  Wirkungsanalyse  bei  staatlichen 
Leistungen  entwickelt  haben.  Evaluierung-  und 
Organisationskonzepte für eine ausreichende Erfolgskontrolle sind 
vordringlich  zu  entwickeln.  Die  Bemühungen  dürften  nicht 
nachlassen, auch wenn sich in der Vergangenheit Schwierigkeiten 
einstellten.  Die  Anstrengungen  seien  vielmehr  mit  den 
Schwerpunkten "Erprobung" und "Durchsetzung" zu verstärken. 
Auch diese Programmvorschläge sind in hohem Maß mit den hier 
unterbreiteten  Perspektiven  verträglich  Dabei  besteht  auch  volle 
Übereinstimmung  in  den  Prioritäten.  Implementations-  und 
Evaluierungsforschung sollten vorrangig gefördert werden.
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Forschungsprogrammvorschlag Scharpf
Die für die Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel 
von F.W. Scharpf 82) erstattete Problemskizze über die strukturellen 
Voraussetzungen einer Politik der inneren Reformen wird mit einer 
"Liste  der  vorgeschlagenen  Forschungsthemen"  beschlossen. 
Diese Liste umfasst eIf Themenvorschläge, die meist in Frageform 
gekleidet  sind.  Sie  wurde  aufgestellt,  weil  Scharpf  der 
Überzeugung ist, dass die derzeit realisierbaren Strukturreformen 
im  Bereich  von  Regierung  und  Verwaltung  kaum  ausreichen 
werden, um die Steuerungskapazitäten zu schaffen,  die von der 
Aufgabenumwelt her erforderlich sind. Dabei ist die Richtung des 
Erkenntnisfortschrittes weitgehend vom präferierten Paradigma der 
Policy Sciences bestimmt.
Gibt  es  Grenzen  der  Erkenntnismöglichkeiten  und  wenn  ja, 
welche? Unabhängig vom jeweiligen Problemverständnis und dem 
spezifischen Erkenntnisziel, stößt die organisatorische Forschung 
bei zunehmender Ausdifferenzierung ihres Gegenstandes auf ein 
Phänomen,  das  von  einer  Reibe  von  Wissenschaftlern  als 
"organisatorisches Dilemma" bezeichnet wurde.
Das  Wort  Dilemma  lässt  verschiedene  Wortbedeutungen  zu. 
EGGERS Wortschatz verweist auf "Unsicherheit", "Doppellösung", 
"Scheideweg" und "Klemme"' Der große Duden (Fremdwörterbuch) 
macht  die  Bedeutungsangaben  "Klemme",  "Wahl  zwischen  zwei 
unangenehmen Dingen" und "Zwangslage". 
Wie zu erkennen ist, handelt es sich um kein Erkenntnisproblem. 
Grenzen,  Zwangslagen und Klemmen treten beim Wahlhandeln, 
also bei Entscheiden auf.  Der Bezug zum Erkennen besteht nur 
indirekt.  Er  besagt,  dass  auch  ein  weiterer  Fortschritt  in  der 
Erklärung von organisatorischen Erscheinungen die Umsetzung in 
praktisch-normative  Aussagen  mit  empfehlendem  Charakter  für 
das Handeln (Managementlehren) nicht weiterbringt.
In  der  Natur  sind  derartige  Grenzen  weitgehend  unstrittig.  Die 
Ingenieure, die auf der Grundlage von Naturerkenntnis die Natur 
menschlichen Zwecken dienlich machen, kennen die Grenzen, bis 
zu denen hin die Natur ausgebeutet werden kann und sie kennen 
den  entwicklungsabhängigen  Wirkungsgrad  ihrer  technischen 
Systeme.  Was sie in der Regel nicht  exakt  abschätzen können, 
sind  die  induzierten  "Technologiefolgen"  in  Form  von 
Umweltbelastungen.
Seite 107 
In  der  Gesellschaft  sind  Grenzen  wie  die  der  Organisierbarkeit 
strittig. Die meisten Sozialwissenschaften sind im Vergleich zu den 
Naturwissenschaften junge Disziplinen.
Wie weit gesellschaftliche Erkenntnis vorangetrieben werden kann, 
ist noch offen. Die Grenzen scheinen fließend. 
Soll  sozialwissenschaftliche Erkenntnis anwendungsbezogen (wie 
im  Falle  der  Managementlehren)  umgeformt  werden,  kommen 
zusätzlich normative Größen ins Spiel. Die Wertproduzenten sind 
zugleich die Objekte der Erkenntnisbemühung. Diese stehen als 
Subjekte  in  verschiedenen  Umwelten  mit  unterschiedlicher 
Einflussnahme  auf  den  Wert-oder  Zielbildungsprozeß.  Der 
Einzelaktor tritt  mit  seinem Über-Ich, seinem Gewissen, in einen 
Dialog  oder  aber  mit  seinem  Partner,  seiner  näheren  sozialen 
Umgebung. Ziele werden aber auch von Gruppen, Organisationen 
und übergreifenden Kollektiva hervorgebracht.
In  kommunikativen  sozialen  Beziehungen  sind  persönliche 
Bedürfnisse,  Absichten  und  Interessen  keine  unveränderlichen 
Größen.  Sie  stehen  zur  Disposition.  Zielkonflikte  sind  auf 
Austragung  angelegt.  Daneben  gibt  es  Verfahren,  die  von  den 
Intentionen der Betroffenen abgelöst sind. Sowohl die liberale als 
auch  die  sozialistische  Position  rechnen  dazu.  Die  liberale 
Ideologie  präsentiert  eine kalkulatorische Lösung mit  Hilfe  eines 
Rationalitätskriteriums (oder Sozialwahlkriteriums). 
Das  ökonomische  Entscheidungsmodell  des  real  existierenden 
Sozialismus  in  der  DDR-Version  hat  den  "Weg  zur  Erreichung 
eines  optimalen  Zuwachses  an  Nationaleinkommen"  zu  weisen. 
Die  Zielfunktion  des  Modells  ist  aus  der  "zentralen  Idee  des 
ökonomischen  Systems  des  Sozialismus"  abzuleiten.  Wie  diese 
konzeptionelle  Grundlage  für  die  ökonomische  Gestaltung 
beschaffen  ist,  lässt  sich  nicht  operationalisieren.  Die  real 
existierende Eingabegröße ist mithin verblasene Ideologie 83).
Das Paradigma einer kommunikativen Entscheidungstheorie sucht 
einen Problemlösungsansatz, der von einem ideologisch weniger 
verbrämten Menschenbild ausgeht. Der Lösungsraum wird dadurch 
erweitert.  Ideologisch  eingefärbte  Wertprämissen  werden  zu 
Spezialfällen.  Je  größer  der  gesicherte  Raum  persönlicher 
Freiheitsrechte  (Grundrechte)  ist,  desto  größer  ist  der 
Lösungsraum  für  Zielentscheide.  Da  aber  organisatorische 
Lösungen  nicht  nur  von  den  Zielen,  sondern  auch  von  den 
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Maßnamen  und  Rahmenbedingungen  (constraints)  abhängen, 
bleibt vorerst offen, ob durch Erweiterung des Ziellösungsraumes 
die Grenzen der Organisierbarkeit hinausgeschoben werden kann.
Das hier  beschriebene Verhältnis von erklärender und praktisch-
normativer Theorie entspricht dem von H. Klages  84) postulierten 
Spannungsfeld  von  empirischer  Organisationsforschung  und 
Managementlehre.  Die  im  Verdrängungswettbewerb  stehenden 
Management-by-Konzepte führen den Anwender überwiegend nur 
von einem Organisationsdilemma in ein anderes.
Die  von  Klages  85) vorgenommene  Begriffsexplikation  des 
organisatorischen  Dilemmas  stützt  sich  auf  Vorarbeiten  von  P. 
Blau, Th. Caplow, T.S. Puch und R. Scott. Dabei setzt er die Ziele 
"Systemleistung"  und  "Zufriedenheit"  der  Organisationsmitglieder 
so zueinander in Beziehung (Bild 1) wie das die Produktionstheorie 
bei  substituierbaren  Faktoreinsatzgrößen  Kapital  und  Arbeit  zur 
Ermittlung von Ertragsisoquanten tut (Bild 2).
Auch  das  Verhältnis  von  "Arbeitsteilung“  (Autonomie)  einerseits 
und  "Koordination“  (Integration)  andererseits,  wird  durch  die 
"Grenzrate  der  Substitution"  bestimmt.  Was  bei  den 
Autonomiekosten einzusparen ist, das führt zu mehr Kosten bei der 
Koordination und umgekehrt. 
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Nach  dem  Konzept  von  Scharpf  stehen  einer 
Regierungsorganisation  mehrere  Koordinationsarten  (2.  und  3. 
Ebene)  zur  Verwendung  offen.  Sie  bewirken  unterschiedliche 
Kosteneinflüsse  (siehe  1.  Ebene).  So  wirkt  eine  negative 
Koordination  (vorherrschende  deutsche  Verwaltungspraxis,  auch 
als "Mitzeichnung" bekannt) bei den Koordinationskosten senkend, 
bei  den  Autonomiekosten  jedoch  kostensteigernd.  Die 
betriebswirtschaftliche  Organisationstheorie  86) hat  ein  noch  viel 
größeres Spektrum an Koordinierungsformen entwickelt. Auch sind 
bereits  Modelle  zur  Entwicklung  von  Autonomie-  und 
Koordinationskosten  87) erarbeitet  worden.  Darauf kann hier  aber 
nicht näher eingegangen werden.
Anspruchsniveausenkung zur Vermeidung schizophrener Ideen? 
Nach  der  Auffassung  von  H.  Klages  88) sind  organisatorische 
Anpassungsdefizite  bei  einer  komplexer  und  turbulenter 
werdenden  Umwelt  auf  die  spezifische  Situationsbedingung  der 
öffentlichen Verwaltung zurückzuführen, ihrer Allzuständigkeit. Das 
löst  einen  Differenzierungsdruck  (zunehmendes  Maß  an 
Arbeitsteilung)  aus,  und  dieser  verstärkt  den  Integrations-  oder 
Koordinationsdruck.  Das  in  Bild  1  gezeigte  Substitutionsfeld 
verkleinert  sich  mit  wachsendem  Druck.  Die  erforderliche 
Integration kann nicht  mehr herbeigeführt  werden. Vor allem die 
von Scharpf  u.a.  für  innovative Politik  geforderte aktiv-steuernde 
Koordination verstärke diese Spannung in besonderem Masse. Auf 
diese Weise würden schizophrene Ideen der Staatsmodernisierung 
geboren.  Diesen  stellt  Klages  sechs  Handlungsstrategien 
gegenüber, die bei niedrigerem Erwartungs- und Anspruchsniveau 
mehr Erfolg versprechen lassen.
Wie  die  Produktivitätstheorie  nicht  auf  den  Stand  des 
Ertragsgesetzes (Produktionsfunktion vom Typ A) stehengeblieben 
ist, so kann das auch von der Organisationstheorie angenommen 
werden,  die  sich  mit  den  Produktivitätsbeziehungen 
organisatorischer  Einsatz-  und  Ausbringungsgrößen  befasst.  So 
gehen beispielsweise Überlegungen von F. Scharpf 80) in Richtung 
zeitlich begrenzter Intensivierung von Aufklärungs-, Politisierungs- 
und  Mobilisierungsprozessen  parallel  mit  der  Entwicklung  einer 
Produktionstheorie vom Typ C (Heinen).
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Welche Herausforderungen angenommen werden sollten 
Wer mit  Hilfe  der  Organisationstheorie versucht,  Sozialtechniken 
abzuleiten  und  diese  in  Managementlehren  systematisiert,  der 
stößt  unweigerlich  auf  diese  Probleme,  soweit  er  sich  der 
Voraussetzung  seines  Denkens  bewusst  ist.  Dabei  ist  es 
unerheblich, wie diese Managementlehre bezeichnet wird, ob als 
Regierungs-  oder  Verwaltungsreformlehren (Siedentopf)  oder  als 
Neuerungs-Management.
Das Gebiet  der allgemeinen Managementliteratur  -  und darin ist 
Klages  zuzustimmen  -  kennzeichnet  pralle  Fülle  bei  dürftiger 
Fundierung.  Dieses  Bild  trifft  für  den  hier  interessierenden 
Ausschnitt  des  Neuerungs-Managements  nicht  zu.  Das  einzige 
Gebiet  mit  einer  größeren  Anzahl  an  Veröffentlichungen,  dass 
diesem Ausschnitt zugerechnet werden muss, ist der Bereich des 
Technologietransfers.
Es  war  J.Q.  Wilson  9o),  der  im  Zusammenhang  mit 
Lösungsansätzen  zur  organisatorischen  Anpassung  an 
Umweltveränderungen eine dritte Schnittebene (neben Zielen und 
Maßnahmen)  lokalisierte,  an  der  ein  organisatorisches  Dilemma 
sichtbar  wird.  Er  fand,  dass organisatorische Eigenschaften,  die 
der Ideengenerierung förderlich sind, sich bei der Implementierung 
als hinderlich erweisen und umgekehrt.
Weiterführende Arbeiten auf diesem Gebiet, bei Kieser/Kubichek 91) 
knapp,  prägnant  und  im  Zusammenhang  dargestellt,  sind  die 
Modelle  von  Lawrence  und  Lorch  und  von  Kandwalla.  Das  im 
zweiten  Kapitel  dieses  Werkes  dargestellte  Modell  innovativer 
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Staatstätigkeit gehört in diese Entwicklungslinie eingeordnet. Soll 
dieses in erklärender Absicht geschaffene Modell zur Fundierung 
einer  Verwaltungsreformlehre  oder  Managementlehre   genutzt 
werden,  sind  neben  seiner  weiteren  Ausdifferenzierung  und 
empirischen Überprüfung folgende Arbeitsschwerpunkte zu bilden:
1. Lebenszykluskonzept für öffentliche Güter;
2. dynamisches Modell zur Aufgabengliederung;
3. Erweiterung  des  Repertoires  von  Koordinierungskonzepten 
zwischen Markt und Plan;
3.  Einbau von Führungssystemen (u.a. MbO) in organisatorische 
Strukturierungskonzepte;
5. Entwicklung von Humanisierungskonzepten.
Zum ersten Punkt:
Wie  bereits  festgestellt  wurde,  liegen  Untersuchungen  zum 
Lebenszykluskonzept öffentlicher Güter nicht vor 92). Diese Aufgabe 
ist  noch  zu  leisten.  Damit  soll  ein  Verständnis  dafür  geweckt 
werden, wie öffentliche Güter entstehen und verbreitet werden.
Zum zweiten Punkt:
Die  staatliche  Innovationstätigkeit  kann  sich  nur  auf  begrenzte 
Potentiale stützen. Eine "flächendeckende" aktive Politik wäre eine 
utopische  Vorstellung.  Die  derzeitige  Ministerialorganisation  ist 
flächendeckend gestaltet. Das nährt die Utopie. Unter Beachtung 
der Lebenszyklen öffentlicher Güter sollte ein dynamisches Zwei-
System-Modell  zur  Aufgabengliederung  erarbeitet  werden,  das 
eine  Neuabgrenzung  zwischen  Ministerialverwaltung  und 
nachgeordneten  Verwaltungsebenen  erlaubt.  Damit  könnte  das 
flächendeckende  Prinzip  -  und  damit  verbunden  viele 
Kleinstreferate verlassen werden.
Zum dritten Punkt:
Die  Koordinierungsleistung  des  Marktes  ist  noch  von  keinem 
anderen  innerorganisatorischen  Koordinierung  Instrument 
übertroffen worden. Das liegt sicherlich auch daran, dass der Markt 
eine  maximale  Lernanstrengung  bei  den  interagierenden 
Seite 112 
Organisationen auslöst. Deshalb stellt sich die Frage, wie die über 
den  Markt  vermittelte  Lernfähigkeit  möglicherweise  durch  ein 
anderes Medium ersetzt werden kann. Konzerne und internationale 
Unternehmungen  entwickeln  beispielsweise  Verrechnungspreise 
als Abstimmungsmechanismen. Die technischen Voraussetzungen 
für einen "Marktersatzsimulator" dürften nicht unüberwindlich sein.
Zum vierten Punkt:
Aus dem überprallen Sack der Management-by-Konzepte sollte nur 
das  MbO-Konzept  weiterführende  Beachtung  finden.  Seine 
verhaltenswissenschaftliche  und  empirische  Absicherung  93) geht 
weit  über  das hinaus,  was  andere Führungskonzepte aufweisen 
können. Dabei sollten aber Einführungsversuche nicht gerade mit 
exotischen  Verwaltungseinrichtungen  vereinbart  werden.  Da 
zwischen Ideengenerierung und ersten Implementierungserfolgen 
nach  industriellen  Erfahrungen  mindestens  acht  Jahre  liegen, 
müssten Verwaltungen ausgewählt werden, deren Leitungen eine 
Kontinuität  in  der  Einführungsphase gewährleisten  94).  In  diesem 
Zusammenhang  werden  auch  die  Fragen  der 
Entscheidungsdelegation und der Partizipation zu lösen sein.
Zum fünften Punkt:
Die  bisherigen  Bemühungen  zur  Entwicklung  von 
Humanisierungskonzepten  konzentrieren  sich  auf  die  Industrie. 
Aber  auch  für  kreativ  Tätige,  für  Angehörige  der  Exekutive,  für 
Verwaltungsbeamte  liegen  in  der  Arbeitsorganisation  und 
-strukturierung  erhebliche  Leistungsreserven  und 
Arbeitszufriedenheitspotentiale. Arbeiten wie die von Carlson und 
später  Minzberg  95) aus  dem  Bereich  des  industriellen 
Managements sollten nicht nur bei hohen Offizieren, sondern auch 
bei  Ministern,  Staatssekretären  und  Ministerialbeamten  zur 
Nachahmung anregen.
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2.8 Kernthesen
Überbürdete Konzepte zur Regierungs-und Verwaltungsreform
1.  Nach  den  schweren  Ausschreitungen  von  Kurden  in  sechs 
deutschen  Städten  gab  der  damals  zuständige 
Bundesinnenminister  Otto  Schily  am  23.  Februar  1999  im 
Deutschen Bundestag eine Regierungserklärung ab. Vorab hatte 
sich der Bundeskanzler dazu bekannt, über die Vorbereitungen zu 
diesen  Krawallen  nicht  informiert  gewesen  zu  sein.  Anders  der 
bayerische  Innenminister  Dr.  Beckstein.  Er  war  umfassend 
informiert und konnte deshalb alle aufkeimenden Unruheherde mit 
Hilfe  seiner  Sicherheitskräfte  im  Keime  ersticken.  War  die 
Regierungs-und  Verwaltungsreform  spurlos  am 
bundesrepublikanischen Staatsvolk vorbeigegangen?
Das  Staatsvolk  der  alten  Bundesrepublik  war  im  Jahre  1968 
verunsichert.  Zu  viele  neue  Pferde  kamen  an  den  Start.  Die 
Meinungsmacher  vor  den  Wettschaltern  hatten  Hochkonjunktur. 
Noch  mehr  als  die  Besitzer  setzten  die  Stallburschen  auf  ihre 
Favoriten.
Im  Jahre  1968  in  das  Rennen  geschickt,  wurde  das  lahmende 
Pferd "Regierungs- und Verwaltungsreform“ mit den letzten Tagen 
des Jahres 1975 - ohne Aufsehen zu erregen - mit  einer sicher 
wirkenden  Verfahrensregel  (siehe  auch  virtuelles  Denkmal  am 
Ende dieses Textes) aus dem Rennen gezogen.
Fast  zwei  Jahre  vergingen,  ohne  dass  die  Vergangenheit  des 
Rennens irgendjemand zu interessieren vermochte. Doch sind in 
letzter  Zeit  (1977f)  drei  Ereignisse  eingetreten,  die  darauf 
hindeuten, dass die Periode des Stillstandes zu Ende gehen dürfte.
Da  kündigen  Auguren  von  jenseits  des  Atlantiks  das  Ende  der 
Ruhepause an. Die Anreize für neue Taten kämen in den USA von 
Watergate,  der  Konfusion  über  eine  wirksame Wirtschaftspolitik, 
dem Fehlmanagement in Sachen "Energietransformation“ und den 
Kontroversen  über  den  Geheimdienst  CIA.  Aber  auch  die 
westeuropäischen  Demokratien  stünden  alsbald  vor  der 
Notwendigkeit,  das  Thema  erneut  aufzugreifen.  Diese 
Überlegungen rechtfertigen den Versuch von A.F. Leemans, einen 
Sammelband über das Neuerungs-Management von Regierungen 
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zu  einem Zeitpunkt  herauszugeben,  der  ansonsten  keine  große 
Aufnahmebereitschaft zu versprechen schien. Er enthält neben vier 
theoretischen  Beiträgen  insgesamt  acht  Fallstudien  aus 
verschiedenen  Ländern.  Der  Bonner  Rechtswissenschaftler  U. 
Scheuner steuert die bundesrepublikanische Fallstudie bei. 
Das zweite Ereignis besteht in der kritischen Aufarbeitung des von 
der  interministeriellen  Bonner  Projektgruppe  "Regierungs-  und 
Verwaltungsreform“  entwickelten  Reformstrategie  durch  einen 
Beteiligten. Diese organisationstheoretische Arbeit leistete Manfred 
Lepper,  der  mehrere  Jahre  die  Sekretariatsgeschäfte  für  die 
Projektgruppe zu erbringen hatte.
Fast  gleichzeitig  meldeten  sich  zwei  ehemalige 
Projektgruppenmitglieder zu Wort, die zum Inhalt und zum Konzept 
wichtige Anmerkungen zu machen haben. Edda Müller diskutiert 
zwei Schwerpunkte aus der "vor-Ort“-Phase der Projektgruppe und 
verbindet damit die Frage, ob im Jahre 1977 kein Bedürfnis für eine 
Regierungs-und  Verwaltungsreform  mehr  bestehe,  nachdem die 
Regierungserklärung von 1969 noch den Satz enthalten habe: "Die 
Regierung muss bei sich selbst anfangen, wenn von Reformen die 
Rede ist“. Der zweite Beitrag von Herbert König verspricht einen 
Schlüssel,  der  das  Tor  zur  dynamischen  Verwaltung  dann  zu 
öffnen  verstünde,  wenn  das  Schlüsselprofil  gleichzeitig  die 
Zuhaltungen "Organisation“, "Programm“ und "Budget“ zu greifen 
erlaubt. 
Das dritte Ereignis setzt sich aus vielen Einzelaktionen zusammen, 
die  sich  teils  als  wohlwollende  Reminiszenzen,  teils  als  kräftige 
Seitenhiebe  einordnen  lassen.  Einige  davon  sollen  hier  zur 
Verdeutlichung angeführt werden. So vermutet H. König in einer 
Buchbesprechung,  dass  die  von  der  Projektgruppe  über  die 
beabsichtigte Strukturveränderung dargebotene Information gerade 
gut für Schubläden, Schränke oder Papierkörbe gewesen sei. Ihr 
Mangel bestehe darin, dass kein Gleichgewicht in der Behandlung 
von  Strukturproblemen  und  organisationalen  Verhaltensweisen 
gefunden worden sei. 
In  einer  Fußnote  eines  Aufsatzes  von  R.  Schnur  wird  einem 
ausländischen Experten zugestimmt, dass in amtlichen Berichten 
nichtjuristische  Termini  wie  "machinery“  und  "organization“  die 
juristische Domäne "Wahl zwischen Werten“ verdränge. Das wäre 
nach Schnurs Meinung auch von der Projektgruppe zu sagen, die 
sich früher lautstark gab, heute jedoch in aller Stille aufgelöst sei. 
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Ganz anders stünde es da um die stark mit Juristen durchsetzte 
Enquete-Kommission zur Parlamentsreform, die mit ihrem Auftrag 
zu Rande gekommen sei.
Was  lässt  sich  über  die  Arbeitsergebnisse  der  Projektgruppe 
unmittelbar  nach  Abschluss  der  Aktivitäten  sagen?  Welche 
Vorschläge  können  unterbreitet  werden,  falls  eine  neue 
Bundesregierung erneut an diese Aufgabe heranzugehen wagt?
2.9 Schlussbemerkung zum 
Originalbericht 
Eine ergebnisorientierte Evaluierung der von Kabinettsausschuss 
und  Projektgruppe  geleisteten  Arbeit,  die  den  eingangs 
formulierten Ansprüchen genügt, ist weder der Projektgruppe noch 
einem  Externen  möglich,  der  sich  ausschließlich  auf  eine 
Dokumentenanalyse  stützt.  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  der 
Externe  ein  Wissenschaftler  oder  ein  Mitglied  eines 
Rechnungshofes ist.
Die Beschränkung auf eine prozessorientierte Evaluierung 61) steht 
im  Einklang  mit  der  vorherrschenden  Meinung  der 
Organisationstheorie.  Die  mittelbare  Schlussfolgerung  auf  das 
Arbeitsergebnis  stärkt  die  Vermutung,  dass  Regierungs-  und 
Verwaltungsreform  die  stärksten  Impulse  vom Zusammenwirken 
innovativer und adaptiver Kleingruppen erhalten hat. Am meisten 
enttäuscht  hat  die  Bundesregierung,  die  Hauptbetroffene  einer 
gelungenen  oder  misslungenen  Reform.  Der  von  ihr  bestellte 
Kabinettausschuss hat seine Aufgabe der Steuerung verfehlt. Eine 
an  der  Reorganisation  gescheiterte  Kapitalgesellschaft  müsste 
damit  rechnen,  dass  entweder  eine  außerordentliche 
Hauptversammlung einberufen würde, oder bei einer ordentlichen 
Hauptversammlung  dem  verantwortlichen  Aufsichtsrat  und 
Vorstand die beantragte Entlastung nicht erteilt würde.
Gegenüber  einzelnen  Mitgliedern  der  Projektgruppe  hat  das 
Steuerungsorgan  seine  Fürsorgepflicht  möglicherweise  grob 
verletzt.  Wer  in  der  privaten  Wirtschaft  an  Reorganisationen 
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scheitert, sieht seine Karriere weitgehend in Frage gestellt. Wer sie 
erfolgreich meistert, verzeichnet in der Regel eine steile Karriere. 
Das Desinteresse nahezu aller Mitglieder von Bundesregierungen 
(1949  ff)  an  Organisationsfragen  bedarf  vordringend  einer 
Aufklärung. Vielleicht kann Planungs-und Organisationskompetenz 
einmal das Proporzdenken genauso beflügeln, wie das für andere 
Eigenschaften (Geschlecht, Hautfarbe, etc.) heute der Fall zu sein 
scheint.
Das Reformkabinett erteilte im Jahr 1970 einen Auftrag, indem es 
eine  Beschlussvorlage  der  Projektgruppe  Regierungs-und 
Verwaltungsreform zustimmte, die folgende Einzelpunkte vorsah:
1. die erforderlichen Untersuchungen veranlassen
2. umfassende Reformvorschläge vorbereiten
3. für  die  erfolgreiche  Durchführung  einer  konzeptionellen 
Programmpolitik  ("politische  Gesamtkonzeption“)  die 
Voraussetzungen  schaffen  und  zwar  im  Bereich  von 
Personal-, Organisations- und Informationswesen
4. die gesamten Aktivitäten abstimmen mit den Ländern und 
einer parallellaufenden Parlamentsreform. 
Die  ausführenden  Organe  (Projektgruppe,  Berater, 
Sachverständige, u.a.m.) haben diesen Auftrag in keinem der vier 
Punkte auch nur zufriedenstellend erfüllt.
Untersuchungen,  die  zur  Klärung  der  Reformbedürfnisse  hätten 
beitragen können, sind erfolgt (insb. Organisationsanalysen).
Umfassende  Reformvorschläge  kamen  nicht  zu  Stande,  weil 
Programmpolitik  inhaltsleer,  Organisationspolitik  statisch  und 
Personalpolitik  durch  ein  neues  Reformgremium ausgeklammert 
blieb.
Die  notwendigen  Überlegungen  zur  Durchsetzung  und 
Implementation von Reformen blieben bereits im Ansatz stecken. 
Eine  Abstimmung  der  Aktivitäten  mit  den  in  Ziffer  4  genannten 
Verfassungsorganen unterblieb ebenfalls.
Welche Konzepte und Werkzeuge stehen 1999 zu Beginn der 14. 
Legislaturperiode  für  ein  neues  Projekt  zur  Verfügung,  dessen 
Erfolg mit größerer Gewissheit erwartet werden darf?
Nach dem Fehlschlag der Bonner Projektgruppe hat der Bund von 
ähnlichen  Versuchen  weitgehend  Abstand  genommen.  Die 
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Aktivitäten verlagerten sich auf Länderebene. Aber auch hier gab 
es überwiegend nur Enttäuschungen. Der öffentliche Sektor wurde 
zum schlafenden Riesen.
Der private Sektor zeigte im gleichen Zeitraum größte Lebendigkeit 
im Ausschöpfen von Veränderungspotentialen. Die Belegschaften 
mussten  nicht  nur  eine  neue  Sprache  (u.a.  Verschlankung, 
Restrukturierung, Selbstorganisation) lernen, sie mussten erfahren, 
welche Kräfte noch in ihnen schlummerten, die nicht durch mehr 
Arbeitsleistung,  sondern  nur  durch  psychosoziale  Intelligenz 
geweckt  werden können.  Die  deutsche Wirtschaft  erreichte  trotz 
vieler  Widrigkeiten  wieder  eine  Spitzenposition  bei  der 
Arbeitsproduktivität.
In  stark  hierarchisch  organisierten  Unternehmen  bildeten  sich 
Bürokratien  heraus,  die  Anpassungsfähigkeit  und 
Leistungserbringung stark behinderten. Wenngleich der öffentliche 
Sektor mit seinen sechzehn Rängen nur bedingt zur Nachahmung 
diente,  kam  es  in  großen  privaten  Unternehmungen  zu  einer 
überzogenen Hierarchiebildung.  Eine  Reduzierung auf  meist  nur 
drei Rangebenen gelang mittels der eingeleiteten Verschlankung. 
Der Personalabbau traf dabei nahezu alle Ebenen.
Aber nicht nur die Führungsorganisation war von den tiefgreifenden 
Veränderungen betroffen. Gleichwohl, wenn nicht sogar intensiver, 
wurde  die  Arbeitsorganisation  revitalisiert.  Japan  lieferte  hierzu 
beachtenswerte Vorlagen.
In  einem  bislang  nicht  üblichen  Ausmaß  stellten  sich 
Privatisierungen ein.  Hier  tritt  meist  eine  Verschlankung in  zwei 
Schritten ein, die der Arbeitsorganisation einen zeitlichen Aufschub 
einräumen.
Die  Transformation  von  zentralgeleiteten  Wirtschaftsbetrieben  in 
dezentral organisierten Unternehmungen mit marktwirtschaftlichen 
Randbedingungen beschränkt sich auf das Beitrittsgebiet im Osten 
Deutschlands. Darüber wurden viele neue Erkenntnisse gewonnen, 
die  im  Vollzug  des  Übergangs  gewonnen  wurden.  Da  in  den 
deutschen  Wirtschaftswissenschaften  eine  dynamische 
Betrachtung  meist  unterentwickelt  blieb,  gab  es  über  den 
Zeitbedarf bei Transformationsprozessen wenig Anhaltspunkte. Die 
blühenden Landschaften blieben mehr Wunschtraum als Ausgeburt 
nüchterner  Analyse.  Der  Lernerfolg  hat  hier  in  der  Ideologie 
mächtige Gegenspieler.
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Die Schrittmacherfunktion des privaten Sektors, die hier in einigen 
Ausschnitten  beschrieben  wurde,  kann  nur  dann  auch  auf  den 
öffentlichen  Sektor  wirken,  wenn  dieser  von  neuen 
Randbedingungen  bestimmt  wird.  Das  hat  Regierungs-und 
Verwaltungsreform  zu  leisten.  Die  neuesten  politischen 
Konstellationen  versprechen  auf  diesem  Feld  keine  Wende. 
Vielleicht  wäre  es  aber  schon  hilfreich,  die  bereits  geleistete 
Postreform eingehender zu untersuchen, um doch einen Pfad zu 
entdecken,  der  auch  andere  Infrastrukturbereiche  nach  vorne 
bringen könnte.
Eine Neugestaltung von Regierung und Verwaltung wird weltweit 
als  dringliche  Aufgabe  gesehen.  Visionen  erscheinen  rundum 
Mangelware  zu  sein.  Ein  Rückblick  in  die  deutsche  Geschichte 
nährt nur wenig Optimismus. Der einzige Glücksfall, der unserem 
Lande  zuzuordnen  ist,  dürfte  Reichsfreiherr  Karl  vom  und  zum 
Stein  gewesen  sein.  Die  Umstände  seines  Erfolges  sind  aber 
negativ besetzt, so dass auch nach dem Preis solch tiefgreifender 
Veränderungen zu fragen ist.
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Teil 3
Ein notwendiges Nachwort
3.1 Fernwirkungen dieser Bonner Studie
An  der  hier  vorgestellten  Evaluierungs-Studie  waren  zunächst 
keine  Studierende  beteiligt,  weil  mögliche  Anwärter  hierfür  ihre 
Erfahrungen  im  privaten  Sektor  gesammelt  hatten  und  keine 
Berufsambitionen im öffentlichen Sektor erkennen ließen. In einem 
Abstand von etwa zwanzig Jahren fanden sich dann doch mehrere 
Doktoranden  zusammen,  die  vor  allem  in 
Unternehmungsberatungen erste berufliche Erfahrungen erwerben 
konnten.  Der  Forschungsfokus wandelte  sich mit  den beteiligten 
Personen.  Die  Ausrichtung  auf  Reorganisation  und 
organisatorischen  Wandel  trat  zurück,  das  Wechselspiel  von 
Selbst-und  Fremdorganisation  begann  die  Forschungsarbeit  zu 
beherrschen. 
Die gesuchte Steuerung eines organisationsdynamischen Systems 
erschließt  sich  einem  Königsweg,  wenn  es  gelingt,  Selbst-und 
Fremdorganisation  optimal  zu  kombinieren.  Wer  um  mehr 
Autonomie für den Einzelnen und von Gruppen bemüht ist, muss 
nach  Expansionsmöglichkeiten  für  Selbstorganisation  Ausschau 
halten. 
Es  entstanden  mehrere  Diplom-und  Doktorarbeiten  und 
wissenschaftliche Kongresse wurden organisiert. Das entstandene 
Schrifttum des Autors umfasst folgende Werke, die auch Hinweise 
auf Schülerarbeiten enthalten:
- Entwicklungsdynamik von Unternehmen. Gestaltung von 
Übergängen und Selbstorganisation, Wiesbaden 1991, S. 
253.
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-  Innovationsmanagement.  Prozessorientierte Einführung. 
3. überarb. und erweiterte Auflage, Wiesbaden 1994, S. 
275. 
- Das  Problem der  Steuerungsfähigkeit  komplexer  sozio-
technischer  Systeme.  Synergetische  Selbstorganisation 
und die Spielräume moralischer Intervention, in: Moral als 
Kapital.  Perspektiven  des  Dialogs  zwischen  Wirtschaft 
und Ethik,  hg.  v.  Michael  Wörz u.a.,  Stuttgart  1990,  S. 
193-202.
- Innovation,  in:  GBM,  1990,  Sp.  1144-1158.  - 
Technologische  Neuerungsprozesse  aus  der  Sicht  der 
Claim-Owner  rivalisierender  Fachgemeinschaften.  Die 
Verknüpfung  von  Innovation  und  Unternehmertum  als 
theoretische  Herausforderung,  in:  Innovation  und 
Unternehmertum, Perspektiven, Erfahrungen, Ergebnisse, 
hg. v. Ulf D. Laub u. Dietram Schneider, Wiesbaden 1991, 
S. 3-18. 
- Replik  aus  der  Sicht  der  Organisationstheorie  auf  den 
Beitrag von Peter Ulrich: "Partizipation als Voraussetzung 
innovativer  betriebswirtschaftlicher 
Rationalisierungskonzepte“.  In:  Mitgestalten.  Innovation 
und Partizipation als Thema der Wirtschaftsethik, hg. von 
Michael Wörz u.a., Stuttgart 1991, S. 71-79. 
- "New  Age“  als  Kraftquelle  für  müde  Manager?  in: 
Moderne  Industriegesellschaft.  Herausforderungen  und 
Perspektiven. Hrsg. Michael von Hauff. Ludwigsburg und 
Berlin 1991. S. 313-322. 
- Unternehmensbildungsprozess  durch  Selbstorganisation. 
in: Utopien am Ende? hg. von Hermann Flothkötter und 
Bernard Nacke, Münster 1993, S. 197- 226. 
- Von der  Selbstorganisation der  Märkte zum Abbau von 
Hierarchien  in  Staat  und  Gesellschaft,  in:  Visionen  für 
Gesellschaft  und  Christentum,  Teilband  2:  Wohin 
Gesellschaft sich entwickeln kann. Bernhard Nacke (Hg.) 
(echter-Verlag), Würzburg 2001, S. 109 - 116.
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3.2 Eine wissenssoziologische 
Wegemarkierung
Die Schulen in Mittelfranken und die Abiturientenklasse in Daaden 
(Westerwald)  boten  gute  Voraussetzungen  für  ein  erfolgreiches 
Mathematikstudium.  Die  verheerenden  Kriegsfolgen  zwangen 
dazu,  nach  der  Zwangspause,  die  der  Krieg  verursachte,  das 
künftige  Berufsfeld  sorgsam auszuwählen.  Eine  Anwendung  der 
Mathematik  in  der  Medizintechnik  und  im  Versicherungswesen 
schien zunächst die erste Wahl zu sein. Die Neugierde im Bezug 
auf  die  gesamte  Universität  führt  zu  einem  Besuch  des 
„gemeinwirtschaftlichen  Seminars“  von  Professor  Wilhelm 
Vershofen  in  Erlangen.  Eine  Referatsübernahme  sicherte  die 
Mitgliedschaft  und  ein  gutes  Coaching  über  mehrere  Semester. 
Der  Studienplatzwechsel  an  die  Hochschule  für  Wirtschafts-und 
Sozialwissenschaften  in  Nürnberg  führte  zu  einem  Anlernplatz 
(Fragebogenenwicklung,  Auswertung  von  Befragungen  mit 
Hollerith-Maschinen,  u.a.m.)  bei  der  wiedergegründeten 
„Gesellschaft  für  Konsumforschung“  und  einer  wissenschaftliche 
Assistentenstelle am statistischen Seminar.
Als einige amerikanische Gewerkschaften die Startfinanzierung in 
Nürnberg  für  eine  dritte  Abteilung  (neben  Betriebs-und 
Volkswirtschaftslehre)  in  den  Sozialwissenschaften  übernahmen, 
ermöglichte  dies  die  Schaffung  einer  Oberassistentenstelle  und 
den Aufbau einer „Forschungsstelle für soziale Problematik“.  Die 
Fakultät konnte amerikanische Gastprofessoren gewinnen und sie 
wurde  aufgefordert,  die  neuen  Lehr-und  Forschungsstellen  in 
Zukunft  mit  eigenem  Nachwuchs  zu  besetzen.  Um  dies  zu 
erreichen,  wurde  das  Department  of  Administration  an  der 
Universität Liverpool als Partner gewonnen. 
Als einer der ersten Fellows kam ich zu Professor Simey (später 
Lord Simey of Toxteth) und seiner exzellenten Mannschaft. Meine 
Forschungsprojekte beschäftigten sich mit der Nationalisierung im 
Nachkriegsengland  und  der  Analyse  von  wirtschaftlichen  und 
kulturellen Konflikten in Industrieunternehmen von Merseyside und 
Yorkshire (Mittelengland).
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Nach  Deutschland  zurückgekehrt,  konnte  die  bayerische 
Regierung aus fiskalischen Gründen die gemachten Zusagen nicht 
einhalten. Der Nürnberger Stadtrat Dr. Marx, der mich aus meiner 
ehrenamtlichen Arbeit für die Stadt Nürnberg kannte, brachte mich 
mit  Oberbürgermeister  Kolb  und  Stadtrat  Prestel  in  Frankfurt  in 
Kontakt  und  er  selbst  hatte  Interesse  an  einem Mitarbeiter,  der 
seine  Projekte  im  „Deutschen  Verein  für  öffentliche  und  private 
Fürsorge“ zu betreuen in der Lage war. Die erfolgreichen Projekte 
wie  u.a.  die  Neubemessung  der  Sozialleistungen  (parallel  zur 
britischen  Beveridge-Kommission),  Abbau  der 
Jugendarbeitslosigkeit  (mit  dem  Schwerpunkt  Zonengrenze), 
Entwurf  eines  Tuberkulose-Hilfe-Gesetzes,  Kooperation  der 
Gemeinden und ihrer Verbände mit der „Bundesanstalt für Arbeit“ 
ließen wenig  Zeit  für  eine  hauptamtliche  Tätigkeit  bei  der  Stadt 
Frankfurt.
Das  Interesse  an  einer  akademischen  Karriere  brachte  mich  in 
Berührung  mit  mehreren  Frankfurter  Lehrstühlen.  Wegen  eines 
längeren  USA-Aufenthalts  wollte  sich  Prof.  Max  Horkheimer, 
damals Rektor der Universität, durch Lehrbeauftragte in der Lehre 
vertreten lassen. So kam ich an das Institut für Sozialforschung, 
dem ich in der empirischen Forschungsarbeit  auch als Ratgeber 
helfen konnte. Überraschenderweise besuchte Professor Theodor 
Adorno  häufig  meine  Lehrveranstaltung.  Die  engsten 
Arbeitsbeziehungen im freien Raum der Universität unterhielt  ich 
aber mit Professor Hans Achinger im gleichen Haus und mit dem 
Leiter des Statistischen Amtes Gunzert (später Ordinarius an der 
Universität). Achinger stellte eine Beziehung zu dem Industriellen 
Merton her, was meine Bemühungen um mehr Selbstorganisation 
in  der  neu  sich  formierenden  Gesellschaft  der  Nachkriegsjahre 
stark beflügelte.
Die  im  Auftrag  des  Bundesinnenministers  von  mir  entwickelten 
Qualifizierungsmaßnahmen  für  Leiter  von  Sozial-  und 
Jugendämtern weckten das Interesse des „Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie“ an einer Mitwirkung in der Weiterbildung des 
Unternehmernachwuchses. Der Wechsel nach Bonn und Köln zur 
„Gesellschaft zur Förderung des Unternehmernachwuchses“ hatte 
auch internationale Aufgaben zur Folge, so als Consultant bei der 
OECD  in  Paris.  Einen  deutschen  Beitrag  brachte  ich  bei 
EUROGESTION  ein,  einem  Netzwerk  europäischer  Träger  von 
Qualifizierungsmaßnahmen für Unternehmer und Manager.
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Eine  Bundestagsinitiative  des  Abgeordneten  Erler  (SPD) 
unternahm den Versuch, die neuen Streitkräfte und insbesondere 
das Konzept der „Inneren Führung“ nachhaltig in der Gesellschaft 
zu  verankern.  Die  Forschungsaufgaben  wurden  einerseits  der 
Universität  zu  Köln,  andererseits  der  Bonner  Firma 
Systemforschung übertragen.  Als  deren wissenschaftlicher  Leiter 
trug ich die Verantwortung, konnte mich aber keiner „peer review“ 
aus  Geheimhaltungsgründen  unterziehen.  Erst  nachdem  das 
Bundesarchiv  einmal  diese  vielen  Arbeiten   freigibt,  wird  das 
möglich werden. Ein Großteil meiner empirischen Feldarbeit konnte 
nicht  eröffnet  werden,  nicht  einmal  für  die  Initiatoren  aus  dem 
Bundestag.  Aus  dem genannten  Grund  entschloss  ich  mich  zu 
einem  Habilitationsverfahren  als  Externer  an  der  Universität 
Erlangen-Nürnberg. Prof. Dr. Hanns Linhardt, vormals Münster und 
Berlin  und  Landtagsabgeordneter  in  Düsseldorf,  stellte  sich  als 
Praeses Habilitidantis zur Verfügung.
Wegen des Wechsels an das Deutsche Institut für Fernstudien an 
der Universität Tübingen habilitierte ich mich um, wozu vor allem 
Prof. Dr. Menrad beitrug. Nach kurzer Mitgliedschaft im Vorstand 
der  Tübinger  Stiftung  erhielt  ich  einen  Ruf  an  die  Universität 
Stuttgart.  Die  enge  und  kollegiale  Zusammenarbeit  mit  den 
Erziehungswissenschaftlern Günther Dohmen und Karlheinz Rebel 
entwickelte  kräftige  Schubkraft  für  meine  Forschungs-  und 
Lehrtätigkeit in Stuttgart. 
Mein  dortiger  Lehrstuhl  für  Allgemeine  Betriebswirtschaftslehre, 
Innovations- und Organisationsforschung trug bei zur Entwicklung 
eines  neuen  Studienganges  „technisch-orientierte 
Betriebswirtschaft“,  zum  Sonderforschungsbereich 
„Hochschulbau“, zu zahlreichen Projekten in der Energiewirtschaft 
und  sonstigen  Infrastrukturfeldern  wie  Schul-und 
Hochschulplanung,  Simulationsstudien  über  Energie-Ökologie-
Zusammenhänge.  Das  Hauptinteresse  galt  aber  stets  der 
Entwicklung  von  Mobilitätsmaschinen.  In  Stuttgart  lag  das 
Forschungsfeld vor der Haustür.
In den 80er und 90er Jahren interessierten sich viele Doktoranden 
für Re-organisationen in Unternehmen und Transformationen von 
Volkswirtschaften  im  Zuge  der  Ost-West-Problematik.  Bei 
erfolgreichen  Veränderungen  schien  es,  dass  stets 
Selbstorganisation  im  Spiel  war,  die  wesentlich  zu  den 
Umsetzungserfolgen  beitrug.  Diese  im  Makro-und  Mikrobereich 
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erzielten  neuen  Erkenntnisse  bedurften  einer  neuen 
Verbreitungsstrategie.  Eine mehrjährige Zusammenarbeit  mit  der 
Katholischen Akademie Stuttgart-Rottenburg ermutigte mich, auch 
viele der anderen Akademien in der Bundesrepublik zu Vortrags-
und  Diskussionsveranstaltungen  zu  besuchen.  Im  Vordergrund 
stand  die  katholische  Soziallehre,  die  aus  dem  Aspekt  einer 
dynamischen  Theorie  neu  interpretiert  wurde.  Die 
Auseinandersetzung galt sowohl dem Staatskapitalismus wie dem 
Staatssozialismus, einer vordergründigen  und willkürlich geführten 
Neoliberalismuskritik und einer Furchterzeugung hinsichtlich einer 
neuen sozialen Eiszeit.
Die in der Region erzielte Aufmerksamkeit ließ sich leider nicht auf 
die Republik  übertragen, wenngleich es an vielen Helfern in der 
Publizistik nicht mangelte. Als entpflichteter Einzelkämpfer wurde 
die  Diffusion  von  Wissen  auf  einige,  aber  durchaus  wichtige 
Nischen  begrenzt.  Zwei  neue  Schriften  wie  diese  und  eine 
Vorgängerarbeit  im  Jahre  2005  konnten  die  Hoffnung  neu 
entzünden. Mehr aber auch nicht. Die ganze Erwartung liegt nun 
bei den Stafetten-Übernehmern, die diesem Pfad zu folgen bereit 
sein werden. 
Über  mehrere  Jahrzehnte  gab  es  Kontakte  zu  verschiedenen 
“scientific  communities”,  die  umso enger  wurden,  je  stärker  das 
Feld  durch  eigene  Forschungsprojekte  besetzt  war.  Zu  nennen 
sind Management Science, Management Education, Economics of 
Technological Change, Organisation Theory, und last but not least 
“nichtlineare Dynamik”. 
Im Rückblick war es eine große Überraschung, dass zum Gebiet 
mit der höchsten Affinität nur virtuelle Kontakte bestanden. Public-
Choice-Theorie  heißt  das  geliebte  Stiefkind.  Der  Mitbegründer 
dieser  Arbeitsrichtung,  James  Buchanan,  konnte  Ergebnisse 
vorlegen,  die  auch  bei  eigenen  Untersuchungen  in  mehreren 
Infrastrukturbereichen in Erscheinung traten.
Der Pfad des Zeitgenossen verläuft entlang einer Flusslandschaft, 
deren  Dynamik  gestört  ist.  So  hatte  er  überwiegend  >Deutsche 
Sozialpathologien<  zu  durchstreifen,  woran  weder  die  „ruhige 
Hand“ noch die “kleinen Schritte“ Wahrnehmbares ändern konnten. 
Die  Rufe  nach  mehr  Wachstum,  Wirtschaftsdynamik  und  sogar 
“großem Ruck”  verhallten,  schon wegen der  trostlosen Ignoranz 
der wirtschaftlichen und politischen Eliten. Aber auch verschlafene 
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und  ruhige  Zeiten  sind  für  Überraschungen  gut.  Die  neue  und 
zugleich altehrwürdige Disziplin  der  nicht-linearen Dynamik kann 
darüber  aufklären.  Das  “künstliche  Koma”,  in  das  die  deutsche 
Gesellschaft  gebracht  worden  ist,  wird  mit  Sicherheit  ein  Ende 
finden. Eine Prognostik für den Wendepunkt gibt es aber nicht. 
Zum guten Ende besteht Anlass für die Errichtung eines virtuellen 
Denkmals: 
Ehrung der gescheiterten Reform-Veteranen
Reformen und ihre Liquidatoren (eine selektive Auswahl):
Sozialreform (bis 1957) Konrad Adenauer
Regierungs-und Verwaltungsreform Helmut Schmidt (1968-1975)
Föderalismus-Reform (bis 2005) (vermutlich) Gerhard Schröder
Föderalismus-Reform 2. Versuch Ausgang offen
Rechtschreibreform (bis 2005)    Kultusministerkonferenz als 
Widersacher des selbstorganisierten gesellschaftlichen 
Urstromes
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1) Leemans,  Arne  F.  Hg.:  The  Management  of  Change  in 
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der  Projektgruppe  Regierungs-und  Verwaltungsreform.  In:  Die 
Verwaltung 9(1976)4, S.478-499.
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Bundes.  Unfähigkeit  zur  Reform?  In:  Die  öffentliche  Verwaltung 
30(1977)1-2. S.15-19.
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S.131-133.
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Die Verwaltung 10 (1977)2, S.141-160.
6) Zu den Zahlen siehe BT Dr. 7/2887, S.31.
7) Schnur:  Buchbesprechungen.  In:  Die Verwaltung  10(1977)1, 
S.140.
8) Siedentopf,  H.  und  Koch,  R.:  Zweckrationalität  und 
Opportunismus  bei  der  Dienstpostenbewertung.  In: 
Verwaltungsarchiv 68(1977) 2, S. 99 ff.
9) Rechnungshof  Rheinland-Pfalz:  Landtagsvorlage  Nr.8/258 
vom 18.3.1977.
10) Klages,  Helmut:  Grenzen  der  Organisierbarkeit  von 
Verwaltungsorganisationen. In: Die Verwaltung 10(1977)1,31-50.
11) Ehmke, Horst:  Planung im Regierungsbereich-Aufgaben und 
Widerstände  (Regierungsbereich)  In.  Naschold-Väth,  (Hg.), 
Politische Planungssysteme. Opladen 1973, S.316.
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12) Mayntz,  Renate:  Die  Implementation politischer  Programme: 
Theoretische  Überlegungen  zu  einem  neuen  Forschungsgebiet 
(Implementation). In: Die Verwaltung 10(1977)1, S.51-66.
13) Naschold,  Frieder:  Externe  Bedingungen  mittel-und 
langfristiger  Verwaltungsplanung  (Verwaltungsplanung),  In: 
Verwaltung und Fortbildung 5 (1977)2, S.59-70.
14) Scharpf.,  F.W.    Reissert,  Bernd  und  Schnabel,  Fritz: 
Politikverflechtung  -  Theorie  und  Empirie  des  kooperativen 
Föderalismus in der Bundesrepublik (Politikverflechtung) Kronberg 
1976.
15) Bierfelder,  Wilhelm:  Per  la  Comprensione  Concreta  &  della 
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alla Problematica della Implementazione. In: Rivista internationale 
di Scienze Economiche e Commerciali, 24 (1977) 3, S. 208 - 219.
15a) Rudolph Hermann: Die Politologen am Ende ihrer Illusionen. 
Eine  nüchterne  Bilanz  großer  Hoffnungen.  Bericht  vom 
Politologentag in Bonn. In: FAZ, Nr. 236 vom 11.10.1977, S. 23.
15b) Kretschmann, Hans-Georg: Die organisatorische Neuordnung 
der Deutschen Bundespost. In: Jahrbuch des Postwesens 1971, S. 
133 - 184.
15c) Kaiser,  Otto:  Unternehmensgesamtplanung  bei  der 
Deutschen Bundespost. In: Jahrbuch des Postwesens, Bonn 1977.
Ders.  und   Böhm,  Erich:  Entwicklung  eines  Unternehmens-
gesamtplansystems der Deutschen Bundespost. In:  ZPF 27 (1975) 
10, S 4 - 11.
15d) Bundesministerium des Innern (Hrsg.): Aktionsprogramm zur 
Dienstrechtsreform, Bonn 1976.
16) Schultz,  R.  und Slevin,  R. (Hrsg.):  Implementing Operations 
Research/Management Science. (Implementing) New York 1975.
17) Bierfelder,  Wilhelm:  Ansätze  zu  einer  Theorie  der 
Implementation.  (Theorie  der  Implementation)  In:  Pfohl,  H.  Chr. 
(Hrsg.)  Anwendungsprobleme  moderner  Planungs-  und 
Entscheidungstechniken. Köln 1977.
18) Kuhn, T.S.: The Structure of Scientific Revolution, Chicago, 2. 
Aufl. 1970.
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19) Hauff, V. und Scharpf, F.: Modernisierung der Volkswirtschaft, 
Frankfurt 1975, S. 110.
20) Churchman,  W.C.:  Theories  of  Implementation.  In: 
Schultz/Slevin (Implementing), S. 23 - 30.
21) Deutsch, K.W. et al.: Conditions Favouring Major Advances in 
Social Science. In: Science 171 (1971), S. 450 - 459.
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(1977), S. 49 - 68.
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München 7.A. 1974, S. 136 - 140.
26) Ebenda, S. 136.
27) Ebenda, S.137.
28) Gruschka,  K.A.:  Ein  Schulversuch  wird  überprüft 
(Schulversuch), Kronberg 1976.
29) BT Dr. 7/2887, S,27-30.
30) Miller,  E.J.  und  Rice,  A.K.:  Systems  of  Organization.  The 
Control of Task and Sentient Boundaries. London 1970, S.25 ff.
31) Ehmke, H.: (Regierungsbereiche), S.312.
32) Braun,  G.:  Methodologie  der  Planung.  Stuttgarter  Diss., 
Meisenheim 1977.
33) Benda,  Ernst:  Politische  Führung  und 
Verwaltungsorganisation. In: Rationalisierung (1969), S.8-19.
34) Lepper, M.: (Ende), S.481.
35) Schatz, Heribert: Politische Planung im Regierungssystem der 
Bundesrepublik Deutschland. Göttingen 1974, S.43-47.
36) Heribert Schatz gehörte diesem Planungsstab an.
37) Schatz, H.: (Planung), S.46.
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38) Weiß,  C.H.:  Evaluations  Research  Method  for  Assessing 
Programm Effectiveness. Englewood Cliffs, 1972 und Gruschka, a.: 
(Schulversuch).
39) Bericht über die bisherigen Arbeitsergebnisse und Vorschläge 
der  Projektgruppe  Regierungs-und  Verwaltungsreform  und  die 
daraus  gezogenen  praktischen  Folgerungen.  In:  Verhandlungen 
des  Deutschen  Bundestages,  7.  Wahlperiode,  Anlage  zu  den 
stenographischen Berichten 198ff, Bonn 1974.
40) Gabele,  Eduard:  Das  Management  von  Neuerungen.  MS, 
München 1977.
41) Müller  Philipps  Sohn,  Herbert:  Determinanten  der 
Innovationsfähigkeit (Diss.). Stuttgart 1976.
42) Brommer,  Rolf:  Entscheidungen  unter  Zeitdruck.  Tübingen 
1973
43) Reinermann,  Heinrich:  Formale  Planungssysteme  und 
Entscheidungsstrukturen  in  Unternehmungsplanung.  In: 
Unternehmensplanung. Bericht von der wissenschaftlichen Tagung 
der Hochschullehrer für Betriebswirtschaft in Augsburg vom 12.6. - 
16.6.1973, hrsg. von Hans Ulrich, Wiesbaden 1975, S. 133 - 175
44) Diese  erschienenen  überwiegend  in  den  Fachzeitschriften 
"Zeitschrift  für  Organisation“,  Wiesbaden,  und  "Rationalisierung“, 
München.
45) Schneider,  Hans:  Minister.  In:  Handwörterbuch  des 
öffentlichen Dienstes,  hrsg.  von Wilhelm Bierfelder.  Berlin  1976, 
Sp. 982 - 986.
46) Braun, Günter: Methodologie der Planung. Meisenheim 1977.
Nach  Braun  versucht  ein  abstraktes  Verständnis  von  Planung 
ausschließlich  zur  Interpretation  von  Modellen  beizutragen.  Aus 
folgenden Prämissen
- realwissenschaftliche Gesetze
- singuläre Tatbestände
- Normen oder Ziele
- Problemlösungsverfahren
ergibt  sich  kraft  einer  logischen Implikation  ein  Plan  (ins.  eines 
Zeichensystems).
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Der  Dank  gebührt  ebenso  Herrn  Dr.  Matthias  Schulze,  der 
insbesondere auf die Präsentation nach Stuttgarter Vorbild wichtige 
Anstöße gab.
Besonders  hilfreich  war  bei  meinen  Problemen  mit  einer 
unausgereiften Software die Unterstützung durch Herrn Reinhard 
Hackenschmidt von der Universität Bayreuth.
Manche Helfer mussten unerwähnt bleiben. Auch Ihnen gilt mein 
herzlicher Dank nach getaner Arbeit.
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